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Streiken oder nicht streiken? 

Die IG BCE bereitet sich widerwillig auf Streiks in 
der Chemie-Branche vor. Es wären die ersten seit 
44 Jahren.. 
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Israel 

„Ungeteilte Hauptstadt“, rassistische Spaltung, 
Wahl im Schatten antiarabischer Angstmache. 
Netanjahu hat es noch einmal geschafft. 
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Thema der Woche 


Meister der Demagogie 

Der „Forschungsverbund SED-Staat“ hat 
eine Studie vorgestellt, nach der „jeder fünf¬ 
te Deutsche eine linke Revolution will“ („Die 
Welt“) und fordert: „Eine wehrhafte Demo¬ 
kratie muss allen Feinden einer offenen Ge¬ 
sellschaft gleichermaßen entschieden ent¬ 
gegentreten.“ 

Doch wer sind diese Feinde der offenen Ge¬ 
sellschaft? In dieser UZ finden Sie Hinter¬ 
gründe über die Befragung sowie eine Be¬ 
wertung dieser „Forschungsgruppe“... 
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Der Staat „zieht die Zügel an“ ... 



N atürlich sorgen die herrschen¬ 
den Kreise der Bundesrepublik 
für die Verbreitung und Durch¬ 
setzung ihrer Deutungshoheit. In 
Frankfurt wurde der - nach ihrer Les¬ 
art menschheitsbeglückenden - EZB 
ein neuer Palast gewidmet. Die kriti¬ 
schen, berechtigten Proteste dagegen 
sollten in den Rauchschwaden unter¬ 
gehen, die Provokateure mit und ohne 
Pensionsansprüche in der deutschen 
Finanzmetropole erzeugten. Den gan¬ 
zen Tag über berichteten am 18. März 
ARD und ZDF, „Focus“ „Spiegel-On- 
line“ und andere jedenfalls über bren¬ 
nende Polizeiautos, eingeschlagene 
Scheiben, verletzte Polizistlnnen und 
Feuerwehrleute sowie festgenomme¬ 
ne „Chaoten“ in der Mainmetropole. 
Immer wieder sah man die gleichen 
Bilder ... 

Am folgenden Tag zog Bundesin¬ 
nenminister de Maiziere im Bundes¬ 
tag eine schaurige Bilanz und meinte, 
dass schon „der Name ,Blockupy’“ 
nichts Friedliches verheiße. Als Kon¬ 
sens für den Bundestag forderte er 
ein, keine Gewaltanwendung zuzu¬ 
lassen. 


Keine Gewaltanwendung? Das gilt 
natürlich selbstredend nicht, wenn es 
um Polizeieinsätze gegen „Störer“ und 
friedlich Blockierende geht. Das gilt - 
was der Bundesinnenminister natür¬ 
lich auch nicht thematisierte - schon 
gar nicht für die deutsche Außenpolitik 
und Kriegseinsätze der Bundeswehr. 

Der CSU-Abgeordnete Stephan 
Mayer sprach in der nachfolgenden 
Debatte Klartext: „Ich bin der Bun¬ 
desregierung sehr dankbar, dass sie 
gestern im Bundeskabinett auf Be¬ 
treiben unseres Bundesinnenminis¬ 
ters und des Bundesünanzministers 
ein Eckwertepapier mit dem Ergebnis 
verabschiedet hat, das in den nächsten 
vier Jahren einen deutlichen Aufwuchs 
bei den Mitteln für die Ausstattung 
unserer Sicherheitskräfte geben wird: 
insgesamt 328 Millionen Euro ...“. 
Gleichzeitig forderte er, sich Gedan¬ 
ken zu machen, „wo wir gesetzgebe¬ 
risch nachbessern müssen“ und damit 
ein härteres Vorgehen. Der Strafrah¬ 
men sei dabei „sicherlich nicht allein 
das Entscheidende“. 

Hier kommen wir der Sache näher: 
Die Berichterstattung der bürgerli¬ 


chen Medien hatte wohl nicht nur den 
Zweck, im Sinne der Herrschenden 
eine kapitalismuskritische Bewegung 
und die Teilnehmer an den Protesten 
in Frankfurt am Main zu diskreditie¬ 
ren. Sie liefert in der aktuellen Situati¬ 
on offenbar auch „Argumente“ für die 
Zustimmung zur Schaffung einer neu¬ 
en „Anti-Terror-Einheit“ der Polizei. 
Dabei vollzieht sich die vorgesehene 
weitere paramilitärische Aufrüstung 
gegen die „Linksextremen“ im Ein¬ 
klang mit der ideologischen. 

Vorgaben liefert dazu u.a. der 
deutsche „Verfassungsschutz“, der all¬ 
jährlich ein Ansteigen „linksextremis¬ 
tischer“ Gewalttaten ausmacht. Ge¬ 
meint mit diesen gewaltbereiten 
„Linksextremen“ sind durchaus u.a. 
aber auch jene 20 000, die in Frankfurt 
am 18. März gewaltfrei gegen die Aus- 
teritätspolitik der Herrschenden und 
für ein „anderes Europa“ demonstrier¬ 
ten. Denn: „Ideologische Grundlage 
bleibt dabei die Ablehnung des Kapi¬ 
talismus, wobei übereinstimmend gilt: 
Nicht der Kapitalismus ist in der Krise, 
der Kapitalismus selbst ist die Krise, als 
Auslöser von Kriegen, Rassismus, öko¬ 


logischen Katastrophen, sozialer Un¬ 
gleichheit und Wohnraumzerstörung.“ 
Auf diesen Punkt bringt es jedenfalls 
der deutsche „Verfassungsschutz“ in 
seinem Bericht 2013. 

An anderer Stelle heißt es dort 
„Linksextremisten verbinden ihren 
,antimilitaristischen’ Protest [auch] 
mit einer umfassenden Kapitalismus- 
kritik. In ihrer Ideologie gibt es ei¬ 
nen zwangsläuügen Zusammenhang 
zwischen Kapitalismus und Krieg, da 
Krieg immer um Ressourcen und Ab¬ 
satzmärkte geführt werde.“ 

Mit den Auseinandersetzungen in 
Frankfurt begründete der Bundesin¬ 
nenminister seine Kampfansage an 
alle demokratischen Bewegungen: 
„Das sollte uns eine Lehre sein für 
zukünftige Ereignisse, wie G-7-Tref- 
fen oder anderes.“ Eine Kampfansage 
an alle kapitalismuskritischen Geis¬ 
ter und gegen Protest ist es deshalb, 
weil „Linksextremismus“ pauschal 
mit „Gewaltbereitschaft“ verwoben, 
ja gleichgesetzt wird, um alle Kritik an 
Kapitalismus und seinen Auswirkun¬ 
gen zu delegitimieren. „Linksextre¬ 
mistische Gewalt zeigt sich in allen 
Aktionsfeldern.“ 

So stigmatisiert der „Verfassungs¬ 
schutz“ auch alle Aktionen von Anti¬ 
faschistinnen, die die Lehren aus der 
Machtübertragung an Hitler gezogen 
haben: „Eigentliches Ziel ist der bür¬ 
gerliche Staat, der in der Lesart von 
Linksextremisten den Faschismus’ 
als eine mögliche Herrschaftsform 
akzeptiere und ihn deshalb nicht aus¬ 
reichend bekämpfe. Letztlich wurzele 
der Faschismus’ in den gesellschaftli¬ 
chen und politischen Strukturen des 
Kapitalismus.“ Und selbst das Eintre¬ 
ten für „eine Stadt, die nicht nach der 
Verwertungslogik des Kapitals funk¬ 
tioniert und deren Infrastruktur nicht 
Konsum und Kommerz in den Vorder¬ 
grund stellt“, ist für die Behörde ein 
sicheres Indiz für eine linksextremis¬ 
tische und gewaltbereite Grundein¬ 
stellung. 

Der Staat „zieht die Zügel an“. Da 
scheint die Befürchtung mitzuspielen, 
man könnte künftig gegenüber stär¬ 
ker werdenden kapitalismuskritischen 
und antikapitalistischen Bewegungen 
dieselben tatsächlich verlieren ... 

Werner Sarbok 
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OSTERMARSCH 
»2015 Mt 


Kriege stoppen JB|| 
Atomwaffen ächten^W 
Zivile Lösungen schaffen 


Ostermarsch 2015 

Zu Ostern werden über 80 Aktionen 
in verschiedenen Städten, Gemeinden 
und Regionen stattfinden. Informatio¬ 
nen zu den Osteraktionen auf 

ostermarsch-info.de 



Bereits zum zweiten Mal macht sich die 
italienische Band Banda Bassotti auf 
den Weg in den Donbass, um ihre So¬ 
lidarität mit der Bevölkerung und dem 
antifaschistischen Kampf auszudrü¬ 
cken. Nachdem sie zuletzt im Herbst in 
Lugansk und Rostow am Don spielten, 
gehen sie nun gemeinsam mit Antifa¬ 
schistinnen aus Europa auf eine Tour 
rund um den 9. Mai, dem 70. Jahrestag 
des Sieges über den Faschismus. Nach 
der Reise werden dieTeilnehmerlnnen 
der Karawane in ihren Ländern über die 
Situation im Donbass informieren. 
Weitere Infos auf news.dkp.de 


70000 auf der Suche nach der anderen Welt 


Diskussionstribüne 
in der UZ 


In Tunis wurde das 12. Weltsozialforum eröffnet 


Kritiker der kapitalistischen Globa¬ 
lisierung beraten seit Dienstag wie 
schon 2013 in Tunis. Zum 12. Weltso¬ 
zialforum haben sich etwa 70 000 De¬ 
legierte versammelt, die 4 000 Orga¬ 
nisationen und Bewegungen aus 128 
Ländern vertreten. 

Das Treffen bringt ein Mosaik 
von Aktivistinnen aus Jugendver¬ 
bänden und Gewerkschaften, Um¬ 
welt- und Friedensorganisationen 
aus der ganzen Welt zusammen. Sie 
werden sich fünf Tage lang in 1 000 
Workshops und Gesprächsrunden zu 
Themen wie Kampf gegen Hunger, 
Rechte von Migrantlnnen, Arbei¬ 
terrechte in der globalisierten Wirt¬ 
schaft, Gleichheit der Geschlechter 
und Klimawandel austauschen. Sie 
wollen neue Ideen entwickeln für 



den Kampf um eine gerech¬ 
tere Weltordnung und 
eine Gesellschaft, 
die auf den 
Prinzipien 
der Gleich¬ 
heit, der 
gegensei¬ 
tigen Un¬ 
terstüt¬ 
zung und 
der Soli¬ 
darität be¬ 
ruht. Mehr 
als 200 kul 
turelle Darbie¬ 
tungen begleiten 
das Treffen, darun 
ter Ausstellungen, eine 
alternative Medienmesse, 


Filmvorführungen, Stra¬ 
ßentheater und Kon¬ 
zerte. 

Das Sozialfo¬ 
rum wurde am 
Dienstag mit 
einer Soli- 
daritätsde- 
monstra- 
tion unter 
dem Mot¬ 
to „Völ¬ 
ker der 
Welt ge¬ 
gen den Ter¬ 
ror“ für die 21 
Opfer des An¬ 
schlags auf das Bar¬ 
do-Museum in Tunis am 
18. März eröffnet. Da weitere 


Anschläge befürchtet werden, ünden 
alle Veranstaltungen unter starker Po- 
lizeipräsenz statt. Nach dem Attentat 
hatte keine der Delegationen die Teil¬ 
nahme abgesagt. 

Die tunesische Hauptstadt ist 
schon zum zweiten Mal Gastgeberin 
des jährlichen Weltsozialforums. 2001 
war das Weltsozialforum in Porto 
Alegre unter dem Slogan „Eine ande¬ 
re Welt ist möglich!“ das erste dieser 
Art. Das WSF gilt als Gegenveranstal¬ 
tung zu den Gipfeln der Welthandels¬ 
organisation (WTO), dem Davoser 
Weltwirtschaftsforum und den jährli¬ 
chen Weltwirtschaftsgipfeln der Regie¬ 
rungschefs der G8-Staaten. Im kom¬ 
menden Jahr soll das Forum zeitgleich 
an zwei Orten stattünden: in Quebec/ 
Kanada und in Indien. UZ 


In der kommenden Ausgabe be¬ 
ginnen wir mit dem Abdruck der 
ersten bei unseingegangenen Bei¬ 
träge zur Diskussionstribüne in 
Vorbereitung auf den 21. Parteitag 
der DKP. 

Wir bitten für die Diskussionstri¬ 
büne um eine auf Inhalte bezoge¬ 
ne Sachdebatte im Interesse der 
gesamten Partei, bei Achtung aller 
Genossinnen. 

Die Beiträge sollen 4 500 Zeichen 
(mit Leerzeichen) nicht überschrei¬ 
ten. Die Redaktion behält sich an¬ 
dernfalls Kürzungen vor und bittet 
um ein Signal, wenn es dazu der 
Abstimmung bedarf. Beiträge von 
Parteigliederungen werden gegen¬ 
über Beiträgen einzelnerGenossln- 
nen bevorzugt. Zweit- oder Dritt- 
beiträge werden zurückgestellt. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Lars Mörking 


Streik? Wenn es sein muss... 


Wenn die vorliegende Ausgabe der 
UZ erscheint, wird in Stuttgart zwi¬ 
schen Industriegewerkschaft Berg¬ 
bau, Chemie, Energie (IG BCE) und 
Chemie-Arbeitgebern die vierte 
Verhandlungsrunde ausgetragen. In 
den letzten Tagen hatte die IG BCE 
ihre Mitglieder zu Demonstrationen 
nach Köln, Ludwigshafen, Frankfurt, 
Burghausen und Hamburg mobili¬ 
siert. Allein in Köln sollen 6 000 Kol¬ 
leginnen und Kollegen auf die Straße 
gegangen sein. 



S2BCE 


Der Wille zur Einigung ist ein 
Markenkern der IG BCE, Arbeits¬ 
kämpfe sind für sie - um es milde 
zu formulieren - eher ungewöhn¬ 
lich. Nach Angaben des Hamburger 
Abendblattes wäre es in der Chemie- 
Branche sogar der erste Streik nach 
44 Jahren friedlicher Koexistenz - die 
lange Abstinenz ist für die IG BCE 


ein Problem in der laufenden Ausei¬ 
nandersetzung. 

Wenn Mitglieder und Hauptamt¬ 
liche Angst vor der eigenen Courage 
haben, hemmt dies die notwendigen 
Streikvorbereitungen. Ein deutliches 
Signal der Kolleginnen und Kollegen 
ist aber unabdingbar, um den eige¬ 
nen Vertreter/innen am Verhand¬ 
lungstisch den Rücken zu stärken 
bzw. Druck aufzubauen, um einen 
schlechten Abschluss zu verhindern. 

Streikerfahrungen sind wichtig, 
das damit verbundene Selbstvertrau¬ 
en muss mühsam aufgebaut werden, 
wenn nicht mehr vorhanden. Aber 
das letztlich Entscheidende ist: Die 
IG BCE wird um Streikmaßnah¬ 
men zukünftig nicht mehr herum¬ 
kommen. 

IG-B CE-Verhandlungsführer Pe¬ 
ter Hausmann wies darauf hin, dass 
diese vierte Verhandlungsrunde die 
letzte Möglichkeit ist, in freien Ver¬ 
handlungen zu einem Ergebnis zu 
kommen. „Gelingt dies nicht und 
schlägt auch eine Schlichtung fehl, ist 
ein Arbeitskampf nicht länger ausge¬ 
schlossen. Wir wissen: Am Ende ist 
jeder Tarifabschluss ein Kompromiss, 
das ist nicht erst seit gestern so. Es 
kommt allerdings sehr darauf an, dass 
ein solcher Kompromiss auch tragfä¬ 
hig ist. Wir wollen eine faire Teilhabe 
am wirtschaftlichen Erfolg. Das ha¬ 
ben die Beschäftigen verdient. Täu¬ 
sche sich niemand über die Kraft und 
Stärke unserer Gewerkschaft. Wenn 
es sein muss, dann sind wir jederzeit 
handlungsfähig.“ 


Forderung der IG BCE 

4,8 Prozent mehr Entgelt und Weiterentwicklung der Demografie-Tarif¬ 
verträge. Die regionalen Verhandlungen zwischen dem 27. Januar und 
4. Februar blieben ohne Ergebnis. Ergebnisloser Verhandlungsauftakt auf 
Bundesebene am 24. Februar in Kassel. 

Erstes Arbeitgeberangebot 

1,6 Prozent nach zwei bis drei Leermonaten bei einer Laufzeit von 15 Mo¬ 
naten sowie im Jahr 2016 200 Euro in die Demografiefonds. 

Quelle: WSI Tarifarchiv 


Her mit den 1,5 Millionen - oder wir schließen! 


Detlef Hensche, der ehemalige Vorsit¬ 
zende der IG Medien, soll der ver.di- 
Bildungsstätte in Lage-Hörste in sei¬ 
nem Grußwort zum 60. Geburtstag des 
Hauses „in den nächsten Jahrzehnten 
eine engagierte Bildungsarbeit und, 
nicht zu vergessen, eine gesicherte Zu¬ 
kunft“ gewünscht haben. Das ist noch 
nicht lange her. 

In Lage-Hörste ist das Institut für 
Bildung, Medien und Kunst beheimatet. 
Die Bildungsstätte wurde in den letzten 
Jahren modernisiert, aber für die not¬ 
wendige Behebung von Mängeln, u.a. 
beim Brandschutz, sind geschätzte drei 
Millionen Euro fällig, ver.di möchte 
eine solche Investition nicht stemmen 
und sich weder eindeutig für noch ge¬ 
gen Lage-Hörste entscheiden. 

Der Gewerkschaftsrat will nach 
Angaben der „Freunde und Förderer 
der Bildungsstätte Lage-Hörste“ auf 
Vorschlag des Bundesvorstandes zum 
31. Dezember 2015 schließen. In einem 
Spendenaufruf heißt es: „Allerdings 
gibt es noch eine Chance. Der Gewerk¬ 
schaftsrat ist unserer Idee gefolgt: Nur 
wenn wir selbst einen Teil der Sanie¬ 
rungskosten beisteuern, kann das Haus 
erhalten werden. Dazu brauchen wir 
1,5 Millionen Euro ... 

Das Problem ist aber nicht durch 
Spenden zu lösen. Während in Einzel¬ 
fällen Geld in die Modernisierung der 
traditionsreichen gewerkschaftlichen 
Bildungsstätten gesteckt wird, geht der 
Trend in Richtung flexibler Bildungs¬ 
angebote, die in Hotels stattfinden. 
Referentinnen und Referenten wer¬ 
den nur gebucht, wenn auch Nachfra¬ 
ge, also eine entsprechende Zahl von 
Anmeldungen für Seminare gesichert 
ist. ver.di-Bildungswerk, Arbeit & Le¬ 
ben und andere müssen sich auf dem 
Bildungsmarkt gegen eine Vielzahl von 
Konkurrenten behaupten, die nichts 


mit Gewerkschaften am Hut haben. 
Kann ein Seminar mangels Teilnahme 
frühzeitig abgesagt werden, kriegen 
„freie“ Referentinnen kein Geld und 
Hotelbuchungen können problemlos 
storniert werden. Gewerkschaftliche 
Bildungsstätten dagegen kosten auch 
dann Geld, wenn keine/r kommt. Sie zu 
betreiben heißt den politischen Willen 
zu bekunden, Bildungsarbeit als eine 
Kernaufgabe der Gewerkschaften zu 
begreifen. 

In einer Erklärung der DKP Ber¬ 
lin heißt es dazu: Für uns Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten - und selbst¬ 
verständlich sind wir Gewerkschafts¬ 
mitglieder - bedeutet verantwortlicher 
Umgang mit Mitgliedsbeiträgen: In¬ 
vestiert in Lage-Hörste - steckt Geld 
in eigenständige gewerkschaftliche Bil¬ 
dungsarbeit! 

Bildungsarbeit ist gewerkschaftliche 
Kernaufgabe und kostet Geld. Es geht 
doch nicht darum ob, sondern wie und 
wo gewerkschaftliche Bildungsarbeit 
stattfinden soll. In der Resolution „ La¬ 
ge-Hörste ist unverzichtbar“ die meh¬ 
rere tausend Unterzeichnerinnen und 
Unterzeichner hat, heißt es: 

„Gewerkschaftliche Identität wird 
nicht in Hotelketten wie z-B. Best Wes¬ 
tern, Steigenberger oder Hilton gebildet, 
sondern in unseren eigenen Bildungs¬ 
stättenGenauso ist es. 

Mit Lage-Hörste würden wir mehr 
verlieren als einen Rückzugsort, wir 
verlieren kompetente Kolleginnen und 
Kollegen, die Möglichkeit, gewerk¬ 
schaftliche Inhalte an einem Ort zu ver¬ 
mitteln, der der „ unsere “ ist. 

Durch eine klare Orientierung auf 
unsere eigenen Bildungsstätten können 
wir Gewerkschafter innen und Gewerk¬ 
schafter nur gewinnen. 

Mehr unter: www.imk.verdi.de 


„Es gibt einen Richtungswechsel 
auf beiden Seiten“ 

Interview mit Sarah Vester* 


Die Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie (IG BCE) befindet 
sich derzeit mit dem Bundesarbeitge¬ 
berverband der Chemischen Industrie 
(BAVC) in der jährlichen Tarifausein¬ 
andersetzung für die rund 550 000 Be¬ 
schäftigten dieser Branche. Große Na¬ 
men von Konzernen sind BASF, Bay¬ 
er, Hoechst, Merz, Henkel, LANXESS, 
Wacker AG und Evonik Industries. 

UZ: Am 26. und 27. März steht die letzte 
reguläre Verhandlungsrunde zwischen 
den Beschäftigten der Chemischen In¬ 
dustrie und dem BAVC an. Das Ange¬ 
bot der „Arbeitgeberseite“ hat die IG 
BCE als „Provokation gegenüber den 
Beschäftigten und ihrer IG BCE“ und 
„völlig inakzeptabel“ 
bezeichnet. Wie wird 
das Angebot in den 
Betrieben und in den 
Vertrauensleutestruk¬ 
turen diskutiert? 

Sarah Vester: Das An¬ 
gebot der Arbeitgeber 
wird derzeit gar nicht 
diskutiert, weil es aus 
unserer Sicht inakzep¬ 
tabel ist. Insbesonde¬ 
re, da der Tarifvertrag 
Demographie 2 aus- 
laufen soll und darin 
elementare Regelun¬ 
gen enthalten sind was 
die Lebensarbeitszeit 
und die Altersteilzeit 
angeht. Betriebsräte 
können anhand die¬ 
ser Verträge dann in 
B etriebsvereinbarun- 
gen vor Ort Regelun¬ 
gen für ihre Beschäftigten „im Klei¬ 
nen“ treffen. Der Tarifvertrag Demo¬ 
graphie 1, der vor allem Betriebsräte 
betrifft, soll ebenfalls nicht verlängert 
werden bzw. die Beschäftigten sollen 
mit einer Einmalzahlung von 200 Euro 
abgespeist werden. 

UZ: Wie ist denn die Stimmung unter 
den Beschäftigten? 

Sarah Vester: Die Stimmung ist kämp¬ 
ferisch. Auch ist das Bewusstsein vor¬ 
handen, dass das Angebot für uns als 
Beschäftigte und die IG BCE als un¬ 
sere Gewerkschaft nicht hinnehmbar 
ist. Allerdings ist der Wunsch der Be¬ 
schäftigten und der Vertrauensleute 
ein Abschluss am 26. März. Keiner will 
in einen Streik. Sollte es jedoch zum 
Arbeitskampf kommen, sind wir als IG 
BCE auf alles vorbereitet. 

UZ: Wie hoch ist der Organisationsgrad 
in der Chemischen Industrie? 

Sarah Vester: Je nach Unternehmen 
liegt der Organisationsgrad der Be¬ 
schäftigten zwischen 60 und 90 Pro¬ 
zent, im Schnitt eher bei 80 Prozent. 

UZ: Die IG BCE veranstaltet bis zum 
25. März fünf Großdemonstrationen 
im gesamten Bundesgebiet. Wie wird 
die Mobilisierung in den Betrieben 
wahr genommen? Sind die Demons¬ 
trationen das Warmlaufen für einen Ar¬ 
beitskampf, der die Forderungen der IG 
BCE erzwingen will? 

Sarah Vester: Als ein Warmlaufen für 
den Arbeitskampf würde ich es nicht 
verstehen, aber als ein Zeichen, dass 
wir uns bewegen können, wenn es sein 
muss. Damit machen wir klar, dass wir 
Beschäftigten wollen und, dass wir un¬ 
sere Forderungen durchsetzen können, 
wenn es drauf ankommt. 

UZ: Im Tarifvertrag ist eine „ verbrief¬ 
te“ Schlichtung im Falle einer Nichtei¬ 
nigung vorgesehen, wie ist das zu ver¬ 
stehen? 

Sarah Vester: Richtig, es gibt eine fest¬ 
geschriebene Schlichtungsvereinba¬ 
rung, die Bestandteil des Tarifvertra¬ 


ges der Chemischen Industrie ist. Sie 
besagt, dass es vor einer Schlichtung 
keine Arbeitskampfmaßnahmen ge¬ 
ben darf. Sollte eine der beiden Partei¬ 
en die laufenden Tarifverhandlungen 
für gescheitert erklären, dann muss ge¬ 
schlichtet werden. 

UZ: Wie setzt sich die Schlichtungs¬ 
kommission zusammen? 

Sarah Vester: Aus drei „Arbeitgeber¬ 
vertretern“ und drei „Arbeitnehmer¬ 
vertretern“. Wenn die einfache Mehr¬ 
heit für „Ja“ stimmt, kommt es direkt 
zum Tarifabschluss. Falls sie mit „Nein“ 
stimmt, sind die Verhandlungen ge¬ 
scheitert. Dazu muss man sagen, dass 


die Arbeitgeber wirklich unrealistische 
Angebote gemacht haben. Für meine 
Erfahrungen und die der letzten Jahr¬ 
zehnte ist das sehr ungewöhnlich. Der 
Verhandlungsführer des BAVC (H.K. 
Hansen) hat allerdings in der FAZ vom 
20. März gesagt: „Ziel sei ein Kompro¬ 
miss mit der IG BCE“. Das heißt, sie 
rudern bereits zurück. 

UZ: Könnte eine Abkehr vom „sozi¬ 
alpartnerschaftlichen“ Kurs des BAVC 
auch mit einem Generationenwechsel in 
der Führung des Arbeitgeberverbandes 
zu tun haben? Schließlich drohen die 
„Arbeitgeber“ja gerne mit dem Entzug 
der Tarifbindung oder der Verlagerung 
von Produktionsstandorten. 

Sarah Vester: Die Zusammensetzung 
des BAVC hat sich in den letzten Jah¬ 
ren immer weiter ausdifferenziert. Da¬ 
rüber hinaus gibt es keine wirkliche 
Führungsperson mehr, die den Laden 
zusammen halten könnte. Das liegt 
sicherlich daran, dass der ehemalige 
Geschäftsführer nicht mehr im Amt 
ist. Darüber hinaus wird global produ¬ 
ziert und wir stehen im internationalen 
Wettbewerb mit anderen Standorten 
und Unternehmen. 

UZ: Könnte im Zusammenhang mit 
der Blockadehaltung des BAVC und 
der sich ebenfalls verschlechternden 
Verhandlungshaltung der Unterneh¬ 
mensverbände in der Keramik- oder 
Papierindustrie von einer generellen, 
allerdings Unternehmensseitigen Auf¬ 
kündigung der „Sozialpartnerschaft“ 
gesprochen werden? 

Sarah Vester: Seit etwas längerem gibt 
es einen Richtungswechsel auf beiden 
Seiten. Bisher reagiert die IG BCE 
aber nur. Für die kommenden Tarifrun¬ 
den in den anderen Branchen zeichnet 
sich ähnliches ab. Ein Tarifabschluss in 
der Chemieindustrie war und ist aber 
immer richtungsweisend gewesen. 
Ähnlich wie für die IG Metall wird es 
für die Zukunft der IG BCE entschei¬ 
dend sein, wie sie aus dem aktuellen 
Konflikt herausgeht. 

UZ: Wie könnte bzw. müsste eine ge¬ 
werkschaftliche Antwort auf diese ein¬ 


seitige Aufkündigung lauten? Lohnt es 
sich, am Prinzip der „Sozialpartner¬ 
schaft“ festzuhalten oder müsste die 
Antwort der IG BCE und der in ihr or¬ 
ganisierten Beschäftigten eine auf Kon¬ 
flikt ausgerichtete Strategie zur Folge 
haben, die den Widerspruch zwischen 
Kapital und Arbeit thematisiert? 

Sarah Vester: Den Widerspruch zwi¬ 
schen Kapital und Arbeit gibt es über¬ 
all. Die Antwort auf die Frage können 
aber nur die Arbeitgeber geben. Die IG 
BCE steht weiterhin zur Sozialpartner¬ 
schaft. Schließlich hat diese Praxis in 
den vergangenen Jahrzehnten zu den 
enormen Entgelterhöhugen geführt. 
Allerdings steht die Chemische Indus¬ 


trie auch im globalen Wettbewerb. Es 
wird immer schwieriger nachzuvoll¬ 
ziehen, wer wo im Tarifbereich seine 
Gewinne einfährt. An diesen Gewin¬ 
nen haben die Arbeitnehmer einen ge¬ 
rechten Anteil verdient. 

UZ: Wie stehen die Chancen, dass es im 
Fall einer scheiternden Verhandlungs¬ 
runde am 26. und 27. März zum Streik 
kommt? 

Sarah Vester: Am 30. März endet die 
Friedenspflicht um 23.59 Uhr. 

UZ: Die IG BCE muss ja zwangsläu¬ 
fig auch mit einem Scheitern der Ver¬ 
handlungen rechnen. Wie sieht die Vor¬ 
bereitung innerhalb der hauptamtli¬ 
chen Strukturen und der Betriebe aus? 
Schließlich hat die IG BCE seit über 
dreißig Jahren keinen wirklichen Ar¬ 
beitskampf durchgeführt. 

Sarah Vester: Naja, zuletzt hat die IG 
BCE ja bei Neupack in Hamburg und 
Rotenburg gestreikt. Seit dem letzten 
Monat laufen auf jeden Fall Streik¬ 
schulungen in den Betrieben und den 
gewerkschaftlichen Bezirksorganisa¬ 
tionen der Chemischen Industrie. Wir 
bereiten uns also vor. 

Aus meiner Sicht ist die IG BCE schon 
immer selbstbewusst aufgetreten. 

Falls es zu einem Arbeitskampf 
kommen sollte, wird der 1. April der 
erste Streiktag sein. Dafür gibt es auch 
bereits konkrete Überlegungen, wel¬ 
che Betriebe wie bestreikt werden 
könnten. Auf der Kundgebung vom 
19. März in Frankfurt wurde in einer 
Rede gesagt, dass „wenn man uns pro¬ 
vozieren will, unsere ausgestreckte 
Hand zur Faust wird“. 

Wenn es wirklich zum Streik 
kommt, werden es die unorganisierten 
Kollegen als erstes zu spüren bekom¬ 
men, was es bedeutet, nicht Gewerk¬ 
schaftsmitglied zu sein. Die bekommen 
dann nämlich kein Streikgeld. 

Das Interview führte Mario Ottaiano 

*Sarah Vester (Name von der Redakti¬ 
on geändert) ist Gewerkschafter in der 
IG BCE und in der laufenden Tarif run¬ 
de bei der Mobilisierung und Vorberei¬ 
tung von Arbeitskämpfen aktiv. 
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Miserabler Organisationsgrad - starker Auftritt 

ver.di kämpft in schwach organisierten Bereichen für spürbare Verbesserungen 


A rbeitgeber legen kein Angebot 
vor, so oder ähnlich lauten die 
Pressemitteilungen der DGB- 
Gewerkschaften dieser Tage. Egal ob 
in der Tarifrunde Öffentlicher Dienst 
der Länder, bei der Post, den Versiche¬ 
rungen, bei Karstadt, bei Helios oder 
dem Sozial- und Erziehungsdienst, die 
Tarifverhandlungen stoßen schnell an 
ihre Grenze, wenn ver.di und Co. mehr 
fordern als ein paar Krümel. 

Nehmen wir die Tarifrunde im So¬ 
zial- und Erziehungsdienst als Beispiel. 
Die ist bemerkenswert, weil die Routi¬ 
ne, ein paar Prozentpunkte zu fordern, 
durchbrochen wird, ver.di trägt den ge¬ 
stiegenen Anforderungen und Belas¬ 
tungen Rechnung und fordert vor allem 
eine Verbesserung der Eingruppierung 
der Beschäftigten. Das würde nach ver. 
di-Angaben durchschnittlich zehn Pro¬ 
zent mehr in den Taschen von Erzie¬ 
herinnen, Kinderpflegerinnen, Sozi¬ 
alassistentinnen, Sozialarbeiterinnen, 
Sozialpädagoglnnen sowie Heilerzie¬ 
hungspflegerinnen bedeuten. Dass der 
Verhandlungspartner, die Vereinigung 
der kommunalen Arbeitergeberverbän¬ 
de (VKA), sich gegen die überfälligen 
Veränderungen bei der Eingruppierung 
stemmt, ist klar, denn in ihrem Haus¬ 
haltsplan sind Beschäftigte Kostenfak¬ 
toren. Sachargumente gehören in Tarif¬ 
verhandlungen eher in den Bereich der 
Öffentlichkeitsarbeit. 

Dort thematisieren gerade öffent¬ 
liche Arbeitgeber allerdings gerne die 
mangelhafte Wertschätzung von bspw. 
Erziehungsberufen, von deren Qualität 
unsere Zukunft als Wirtschaft abhängt. 
Und auch die niedrigere Bezahlung 
von Frauen, die in den Sozial- und Er¬ 
ziehungsdiensten überdurchschnittlich 
vertreten sind, wird gerne zum Anlass 
genommen, um Themen wie Frauenan¬ 
teile in Aufsichtsräten zu diskutieren. 
In der Breite wäre die Aufwertung 
der Sozial- und Erziehungsberufe ein 
wirklicher Schritt in Richtung Gleich¬ 
stellung. 

Aber solche Schritte müssen er¬ 
kämpft werden. Allein am Verhand¬ 
lungstisch sind sie nicht zu haben. Die 
kreativen Aktionen, die mit der ver.di- 
Kampagne zur Aufwertung verbunden 
sind, setzen auf die gesellschaftliche 
Anerkennung, die die Beschäftigten 
sich erarbeitet haben. 


Solche Aktionen werden von den 
Beschäftigten getragen. So waren nach 
ver.di-Angaben in der letzten Woche 
20 000 Beschäftigte bei ersten Warn¬ 
streiks in Baden-Württemberg, Bayern, 
Niedersachsen, Bremen und Hessen 
unterwegs. Erfahrene Gewerkschafter/ 
innnen mögen die Beteiligung als ins¬ 
gesamt niedrig und den gewerkschaft¬ 
lichen Organisationsgrad in vielen Ein¬ 
richtungen zu Recht als miserabel be¬ 
nennen, die Aktionen der Beschäftigten 
sind öffentlich - zumindest in den Lo¬ 
kalmedien - präsent, Eltern werden in 
die Kommunikation möglichst mit ein¬ 
bezogen und die Stimmung - so ein ers¬ 
ter Eindruck - ist gut. 

Das hat sicherlich auch damit zu tun, 
dass es eben nicht um die Prozentzahl 
hinter dem Komma geht, um die hier ge¬ 
kämpft wird. Auch die Tatsache, dass es 
wenige Kolleginnen und Kollegen sind, 
die für insgesamt über 700 000 Beschäf¬ 
tigte im Sozial- und Erziehungsdienst 
kämpfen, von denen ein Drittel im öf¬ 


fentlichen Dienst beschäftigt sind und 
direkt mit der Vereinigung der kommu¬ 
nalen Arbeitergeberverbände verhan¬ 
deln. Bei den anderen zwei Dritteln, 
die bei freien und kirchlichen Trägern 
beschäftigt sind, wirkt sich die Tarifrun¬ 
de indirekt über die Refinanzierung der 
Personalkosten aus, die sich am Tarifver¬ 
trag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
orientieren. 

Wir werden es gerade im ver.di-Be- 
reich mit einer Mischung aus öffent¬ 
lichkeitswirksamen Aktionen, an den 
menschlichen Verstand appellierender 
gewerkschaftlicher Pressearbeit und 


einem kleinen Haufen Gewerkschaf - 
terlnnen in Streikaktion zu tun haben. 
Unterstützung von außen (Eltern, Pati¬ 
enten, Studierende, Familienangehörige, 
Kolleginnen aus anderen Bereichen) ist 
nicht mehr nur erwünscht, sie ist bitter 
notwendig. Dass eine solche Form des 
Arbeitskampfes über einen längeren 
Zeitraum durchgehalten werden kann, 
zeigen die Kolleginnen bei Amazon, die 
jetzt vor Ostern wieder in den Streik 
gehen. Hier ist die Wirkung der Öffent¬ 
lichkeitsarbeit besonders wichtig, weil 
durch Streikaktionen beabsichtigter 
wirtschaftliche Druck nicht vorrangig 


durch die Niederlegung der Arbeit in 
den Verteilzentren entsteht, sondern vor 
allem durch die massenmedial verbrei¬ 
tete Sorge, Geschenke könnten zu den 
Feiertagen eventuell nicht rechtzeitig 
eintreffen. Gemeinsame Interessen zu 
formulieren und in den gewerkschaft¬ 
lichen Kampagnen stärker daran anzu¬ 
knüpfen, dass auch Patientinnen, Eltern 
oder Kundinnen ein Interesse an guten 
Arbeitsbedingungen haben, ist eine gute 
Möglichkeit, die - noch - vorhandene 
Schwäche in Bereichen wie Erziehung, 
Gesundheit oder Handel zeitweise und 
teilweise zu kompensieren. Imö 


Mehr Geld, mehr Anerkennung 

Gehaltsstufen von Erzieherinnen 


Entgeltgruppe 


Stufe 1 


2311,21 
■ 2528,98 


Stufe 2 1 


2528,98 
W 2790,30 


Stufe 3 


2703,20 

2920,97 
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■ S10 (ver.di- 
Forderung) 


Stufe 4 
Stufe 5 
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Stufe 6 
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Quelle: Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) / ver.di Jt 


Am 20.März streikten ca. 8oo Erzieher und Erzieherinnen in Nürnberg. 

Hohe Teilzeitquote 
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Wochenarbeitszeit von Erzieherinnen in West- und Ost¬ 
deutschland* (Anteile in den einzelnen Gruppen in Prozent) 

Vollzeit: 38,5 Stunden und mehr 


Teilzeit: 32 - 38,5 Stunden 

13,1 


29,6 


43,5 


Teilzeit: 21-32 Stunden 


25,2 
27,6 


West 

Ost 


i_n 
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Teilzeit: unter 21 Stunden 

18,2 ‘inklusive Berlin 

AI Quelle: Statistisches Bundesamt _©J 


Dokumentiert 


In einer Erklärung der DKP Bottrop 
vom 23. März heißt es zum Streik im 
Erziehungsdienst: 

Gleichzeitig mit den Streiks fin¬ 
det heute in Münster die zweite Ver¬ 
handlungsrunde für die 240 000 Be¬ 
schäftigten im kommunalen Sozial- 
und Erziehungsdienst statt. (...) ver. 
di fordert eine Zuordnung der Be¬ 
schäftigten zu höheren Entgeltgrup¬ 
pen. Dies würde durchschnittlich zu 
einer Einkommensverbesserung von 
zehn Prozent führen. Indirekt pro¬ 
fitieren von einem Tarifergebnis mit 
den kommunalen Arbeitgebern auch 
die mehr als 500 000 Beschäftigten 


im Sozial- und Erziehungsdienst bei 
freien und kirchlichen Trägern. Tarif¬ 
verträge dieses Bereichs orientieren 
sich im Volumen an den kommunalen 
Einrichtungen. 

(...) Die Eingruppierungsmerk¬ 
male für die Beschäftigten der Sozial- 
und Erziehungsdienste sind seit 1991 
nicht mehr verändert worden. „Man 
kann doch nicht in jeder Sonntags¬ 
rede die gesellschaftliche Bedeutung 
der Sozial- und Erziehungsdienste be¬ 
tonen, sich aber bei einer finanziellen 
Neubewertung vor der Verantwortung 
drücken“, sagte ver.di-Landesleiterin 
Schmidt. Die Anpassung sei auch not¬ 


wendig, um dem zunehmenden Fach- 
kräftemangel in diesem Bereich ent¬ 
gegenzutreten. 

In vielen Städten sind die Beschäf¬ 
tigten im Sozial- und Erziehungsdienst 
überaltert, ob ihre Stellen nach Errei¬ 
chen der viel zu hoch angesetzten Al¬ 
tersgrenzen wieder besetzt werden, ist 
viel zu häufig fraglich - der Druck auf 
die nächste „Generation“ wird wach¬ 
sen. 

Die DKP Bottrop grüßt daher alle 
Streikenden und Eure Gewerkschaft - 
wir sind mit Euren Forderungen soli¬ 
darisch. 

Michael Gerber, Irmgard Bobrzik 
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Terror-Truppe ohne Einsatzfeld 

„Der Plan, bis an die Zähne bewaff¬ 
nete Einsatzhundertschaften einzu¬ 
führen, ist eine Reaktion der Bundes¬ 
regierung auf ein allgemeines Gefühl 
von Unsicherheit und Angst. Wie man 
eine solche Truppe dauerhaft beschäf¬ 
tigen will, bleibt unklar“, kommentiert 
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, die Planun¬ 
gen zur Aufstellung einer neuen Anti- 
Terror-Truppe der Bundespolizei. Jel¬ 
pke weiter: 

„Bund und Länder verfügen bereits 
über ein breites Netz an Sondereinhei¬ 
ten, Sondereinsatzkommandos und 
Mobilen Einsatzkommandos. Bevor 
eine weitere Einheit geschaffen wird, 
sollten erst einmal die bestehenden 
geprüft werden. Wo real Lücken in der 
Reaktionsfähigkeit der Polizei beste¬ 
hen, ist bislang noch nicht dargelegt 
worden. Ich erwarte, dass das Bundes¬ 
innenministerium dem Parlament den 
tatsächlichen Handlungsbedarf und 
konkrete Planungen vorlegt. Das habe 
ich für die kommende Sitzung des In¬ 
nenausschusses beantragt.“ 

Mit Vielfalt Rassismus 
bekämpfen 

„Es ist beängstigend, dass sich Rassis¬ 
mus in weiten Teilen der Mitte der Ge¬ 
sellschaft verfestigt hat und zunehmend 
offen zur Schau gestellt wird. Wir müs¬ 
sen gemeinsam für soziale Gleichheit 
sowie für die Unteilbarkeit und Univer¬ 
salität der sozialen Menschenrechte ein- 
treten“ erklärte Azize Tank, Sprecherin 
für soziale Menschenrechte der Frakti¬ 
on „Die Linke“, mit Blick auf den In¬ 
ternationalen Tag gegen Rassismus, der 
am 21. März begangen wurde. „In den 
seit Herbst letzten Jahres stattfindenden 
fremdenfeindlichen Aufzügen von Pegi- 
da und Co. konnten offensichtlich extre¬ 
me Rechte Anknüpfungspunkte für ihre 
menschenverachtende Hetze bei dafür 
empfänglichen Bürgern finden und die¬ 
se ermutigen, ihre Missachtung gegen¬ 
über als ,Fremde‘ definierten Menschen 
frei zu äußern.“ Tank weiter: 

„Von den 16,5 Millionen Men¬ 
schen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland sind rund sieben Millio¬ 
nen als ausländische Staatsangehöri¬ 
ge von der demokratischen Teilhabe 
an dieser Gesellschaft ausgeschlossen. 
Sie dürfen z. B. nicht an Wahlen teil¬ 
nehmen. Viele Wanderarbeiter werden 
Opfer von Lohnraub und sozialer Aus¬ 
beutung. Nur breite zivilgesellschaftli¬ 
che Bündnisse können den bis tief in 
die Mitte der Gesellschaft reichenden 
Rassismus konsequent bekämpfen. Da¬ 
für brauchen wir mehr Austausch und 
Verständigung zwischen allen hier in 
Deutschland lebenden Menschen. Wir 
müssen uns für eine offene und men¬ 
schenrechtliche Flüchtlingspolitik ein- 
setzen und die Missstände der beste¬ 
henden Flüchtlingspolitik ins Zentrum 
des Bewusstseins rücken.“ 

Erinnerung an Burak Bektas 

Die „Initiative für die Aufklärung des 
Mordes an Burak Bektas“ ruft anläss¬ 
lich des 3. Jahrestages seiner Ermor¬ 
dung für den 5. April (14 Uhr)zu einer 
Kundgebung in Berlin auf. Diese soll 
am damaligen Tatort, also gegenüber 
dem Krankenhaus Neukölln (Rudower 
Str. 51) stattfinden. 

Der zum Tatzeitpunkt 22-jährige 
Bektas war in der Nacht vom 4. auf den 
5. April 2012 in der Nähe des Kranken¬ 
hauses Neukölln auf offener Straße von 
einem Unbekannten erschossen wor¬ 
den. Zwei seiner Freunde, Alex. A. und 
Jamal A„ wurden damals ebenfalls von 
dem gleichen Täter niedergeschossen, 
überlebten den feigen Anschlag jedoch. 

„Wir können uns die Tat bis heute 
nicht erklären. Doch nach drei Jahren 
ergebnisloser Ermittlungen der Polizei 
verlieren wir die Hoffnung, dass von 
den Ermittlungsbehörden eine Aufklä¬ 
rung zu erwarten ist“, kritisieren Ange¬ 
hörige und deren Unterstützer die bis¬ 
herige Arbeit von Polizei und Justiz. 
Über den bisherigen Stand der Ermitt¬ 
lungen will die Initiative auch auf einer 
Veranstaltung mit dem Titel „Gegen 
das Schweigen - Drei Jahre nach dem 
Mord an Burak und die Konsequenzen 
aus dem NSU“ informieren. Diese fin¬ 
det am 17. April, im Biergarten „Jockel“ 
(Ratiborstraße 14c, Berlin) statt, (bern) 


Am Stinke finger durch die Manege 


Soziale Medien haben ja durchaus ihren Charme. 
Man kann auf youtuhe beispielsweise Jimi Hendrix’ 
„Star spangled Banner“ in Woodstock bewundern 
oder Maria Callas’ „Norma“ in Paris. Die Siegespa¬ 
rade mit Stalin und Shukow 1945 oder die panische 
Flucht der US-Amerikaner und ihrer Kreaturen aus 
Saigon. Die T 54 vor der US-Botschaft, die ins Meer 
gekippten Hubschrauber ... 

Zugegeben, „Das Video“ der letzten Woche spielt 
nicht so ganz in der oben angedeutete Liga. Es ging 
schlicht um den Mittelfinger des griechischen Finanz¬ 
ministers. Oben - oder nicht? Das war hier die Frage. 
Sein oder Nichtsein - der Mittelfinger - Fake - Fake 
Fake - oder Fake Fake Fake. 

In Kiew haben CIA & Co eine Putschregierung 
ins Amt gehievt, die unter tatkräftiger Unterstützung 
neofaschistischer Freikorps den Teil der Bevölkerung 
terrorisiert, der sich dem nationalen Ausverkauf an 
die internationale Finanzmafia nicht bedingungslos 
unterwerfen möchte. In Euroland hat das Berliner 
Austeritätsdiktat Südeuropa in die Depression und 
ins millionenfache Elend gestürzt. Die Griechen, 
am Ende ihrer Kraft, mit einer Regierung, die den 
absurden Schrumpfkurs beenden soll, werden gna¬ 
denlos blockiert. Nicht das geringste Zugeständnis, 
selbst wenn die ganze Eurozone explodiert. Selbst der 


Hardliner Donald Tusk warnt vor einem „idiotischen 
Szenario“. Gedöns - was zählt ist der Mittelfinger. 

Diese Konzentration aufs Wesentliche verdanken 
wir bekanntlich Günter Jauch. Mit dieser Lichtgestalt 
des postmodern-neoliberalen Propatainments ist das 
Deutsche Qualitätsfernsehen nach all den schrap- 
nelligen Christiane Sabimsens zu sich selbst gekom¬ 
men. Der Showmaster als schwadronierender Billig- 
Jakob auf der Polit-Reste-Rampe. Auch wenn der un¬ 
erreichbare Dominator dieser Disziplin hier wieder 
von RTL gestellt wird, „Mario Barth deckt auf!“, die 
Marke Günther Jauch ist Garant für dünne Bretter 
und neoliberale Bohrer mit strammem Rechtsdrall. 
Den bedeutungsschweren besorgt-nachdenklichen 
Dackelblick an der rostschweren Gasometerwand 
macht ihm so schnell keiner nach. Ein Format in dem 
Belanglosigkeiten zur Hauptsache und die Hauptsa¬ 
che zur Belanglosigkeit wird. Die Belanglosigkeit des 
Mittelfingers diesmal, mit dem er Yanis Varoufakis 
mit einer derartig denunziatorisch entstellenden Ver¬ 
ve „durch die Manege zog“, dass selbst die vornehm¬ 
zurückhaltende NZZ „übelsten Kampagnenjourna¬ 
lismus“ beklagte und die Entlassung Jauchs empfahl. 

Neu ist das alles nicht. Radikal rechte Politik 
braucht emotionalisierte Botschaften, die den Ver¬ 
stand ausschalten. 1949 brachte man zwei, auf abge¬ 


rissene Kriegsgefangene getrimmte Männer in den 
Bundestag, um Stimmung gegen Max Reimann und 
die KPD, und natürlich auch gegen die Sowjetunion 
zu machen. Die Lüge, die Provokation, der fingierte 
Anschlag gehören zur imperialistischen Grundaus¬ 
stattung wie Zyklon B zur IG Farben. Kein Krieg 
ohne emotionalisiertes Feindbild. Ohne Erbfeind, 
ohne Iwan, Milosevic, Saddam, Gaddafi, Assad oder 
Putin. Das Monster, das die Kinder frisst, wenn „wir“ 
ihm nicht in den Arm fallen. Im Dienste von Kultur, 
Zivilisation, der westlichen Werte Freedom and De- 
mocracy versteht sich. 

Und nun Varoufakis. Er frisst zwar keine Kinder, 
aber unser Geld und zeigt uns obendrein den Stinke¬ 
finger. Hunger, Arbeitslosigkeit, ein Gesundheitssys¬ 
tem vor dem Zusammenbruch. Die Kanzlerin trifft 
Alexis Tsipras. Die griechische Regierung hat nur 
noch Geld für wenige Tage. Die Dinge treiben auf 
eine Entscheidung zu. Aber der Stinkefinger. 

Respekt Jan Böhmermann. Besser als die „klei¬ 
ne gebührenfinanzierte Losershow“ (ZDF-Neo) kann 
man Jauchs „Stinkefinger“-Kampagne kaum persi¬ 
flieren: „So sind wir Deutschen halt, in einem Jahrhun¬ 
dert zweimal Europa verwüstet, aber wenn uns einer 
den Stinkefinger zeigt, dann flip - pen - wir - aus!!!“ 

Guntram Hasselkamp 


Alle wollen mehr Geld 


Die Länderregierungen balgen um den Finanzausgleich 


D er Länderfinanzausgleich sorgt 
für Ärger zwischen den Bundes¬ 
ländern und im Verhältnis der 
Länder zur Bundesregierung. In letz¬ 
ten Jahr ist die Summe, die zwischen 
den Ländern hin und her überwiesen 
wurde, auf ein Rekordhoch gestiegen, 
und Bayern und Hessen fühlen sich un¬ 
gerecht behandelt. Winfried Kretsch- 
mann (Grüne), Ministerpräsident von 
Baden-Württemberg, fordert zudem, 
dass die Bundesregierung die Einnah¬ 
men aus dem Solidaritätszuschlag mit 
den Bundesländern teilen soll. 

Im letzten Jahr hat der Länderfi¬ 
nanzausgleich ein neues Rekordhoch 
erreicht: Die Geberländer überwiesen 
mit über 9 Milliarden Euro fast 600 
Millionen Euro mehr als davor an die 
Nehmerländer. Größter Zahler ist und 
bleibt Bayern. Den Zuwachs musste 
der Freistaat fast allein stemmen. Der 
Beitrag des zweitgrößten Zahlers, Ba¬ 
den-Württemberg, sank leicht. Hes¬ 
sen zahlte lediglich 50 Millionen Euro 
mehr als 2013, und erstmals gesellte 
sich Hamburg zu den Geberländern. 
Die anderen zwölf Länder blieben 


Nehmer, und Berlin behauptete in die¬ 
ser Gruppe seine führende Stellung. 
Diese Zahlen sorgen für Unmut 
zwischen den Ländern. Bayern 
und Hessen fühlen sich überfor¬ 
dert und haben deshalb beim 
Bundesverfassungsgericht 
Klage eingereicht. Unab¬ 
hängig von der Klage 
laufen die bestehen¬ 
den Regeln 
2019 aus. 



Scholz (SPD). Vor diesem Hintergrund 
habe man viel zu schultern. Doch trotz 
langwieriger Verhandlungen sieht es 
bisher nicht gut für eine Einigung aus. 
Der einzige Punkt, bei dem zwischen 
den Ländern Konsens herrscht, ist, dass 
sie vom Bund mehr Geld haben wol¬ 
len. 



Soll 

es wei¬ 
terhin 

eine Unterstützung der 
klammen Länder durch die rei¬ 
cheren geben, müssten sich Bund und 
Länder bis dahin einigen. Problematisch 
sei ebenfalls, dass ab 2020 die Schulden¬ 
bremse für die Länder greifen wird, sag¬ 
te Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf 


Hoffnung 

wird deshalb auf den Vorschlag von 
Kretschmann gelegt, mit dem es 
wieder Bewegung in den Verhand¬ 
lungen über die innerstaatlichen Fi¬ 
nanzströme geben soll. Sein Konzept 
sieht vor, dass der Solidaritätszuschlag 
abgeschafft werden soll. Im gleichen 
Atemzug werden dagegen die Ein¬ 
kommens- und Körperschaftssteuern 
um denselben Betrag angehoben. So 
müsste der Bund, dem die acht Milli¬ 


arden Euro, die ihm heute allein zur 
Verfügung stehen, mit den Ländern tei¬ 
len. 2020 sollen es schon neun bis zehn 
Milliarden Euro sein. Auf diesem Wege 
sollen die Geberländer entlastet und 
hoch verschuldete Länder wie Bremen 
oder das Saarland bei den Zinskosten 
unterstützt werden. 

Ob Kretschmanns Vorschlag ange¬ 
nommen wird, ist offen. Zwar hat Bun¬ 
desfinanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) sein Einverständnis erklärt, doch 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
und Horst Seehofer (CSU) haben eine 
Steuererhöhung bislang ausgeschlossen. 
Die Stimmen aus den einzelnen Lan¬ 
desregierungen sind ebenfalls gemischt. 
Während sich die schleswig-holsteinische 
Finanzministerin Monika Heinold (Grü¬ 
ne) positiv äußerte, monierte ihr Düssel¬ 
dorfer Kollege Norbert Walter-Borjans 
(SPD), die Entlastung für NRW sei zu 
gering. Sven Lehmann, Grünen-Chef in 
NRW, sagte der Frankfurter Rundschau : 
„Städte und Gemeinden mit hoher Ar¬ 
beitslosigkeit werden in dem Vorstoß aus 
Baden-Württemberg nicht ausreichend 
unterstützt.“ Bernd Müller 


Sächsischer Liebknecht-Kreis ist gegen die Anpassung an 

Neue Arbeitsgruppe will linke Funktionsträger und linke Mitglieder aus möglichst allen Kreisverbänden 


„Die Linke“ in den ostdeutschen 
Landtagen versteht sich überall als 
Regierungspartei im Wartestand. 
Entsprechend ausgerichtet ist ihr 
hauptamtlicher Funktionärskörper. 
Der Weg nach Godesberg wurde hier 
schon vor Jahren beschritten. Inzwi¬ 
schen sprechen Marxisten in der Lin¬ 
ken für diesen Teil ihrer Partei von ei¬ 
ner „zweiten Sozialdemokratie“. Rote 
Alleinstellungsmerkmale gegenüber 
den bürgerlichen Parteien sind der 
PDL zunehmend abhandengekom¬ 
men. Geliebäugelt wird mit Rot-Rot- 
Grün nach dem Muster von Thürin¬ 
gen, der „Unrechtsstaat“ DDR als 
Türöffner eingeschlossen. Und auch 
Sahra Wagenknecht, die durch ihre 
Absage an einen möglichen Fraktions¬ 
vorsitz in der Bundestagsfraktion auf 
den maroden Zustand der Linkspartei 
und ihrer Führungsgremien aufmerk¬ 
sam gemacht hat, geht nicht prinzipiell 
mit dieser Vorstellung ins öffentliche 
Gericht. Überdies dürfte sie mit ihrer 
Empfehlung, sich an Willy Brandt zu 
orientieren, zumindest bei Kommunis¬ 
ten kaum Beifall ernten. 

Gegen die Entwicklung nach 
rechts regte sich in der Linkspartei 
von Anfang an immer wieder Pro¬ 
test. Eine Vielzahl von innerpartei¬ 
lichen Zusammenschlüssen ist mit 


der Entsorgung der „roten Halte¬ 
linien“, wie sie zuletzt im Erfurter 
Programm festgeschrieben wurden, 
nicht einverstanden. Doch diese Zu¬ 
sammenschlüsse sind marginalisiert. 
Gegenüber der Kaderorganisation 
der rechten Reformsozialisten, wie 
wir sie nicht nur im Forum demokra¬ 
tischer Sozialismus (fds) vorfinden, 
bedarf es, so lehrt die geschichtliche 
Erfahrung, eines eigenen gut organi¬ 
sierten Zusammenschlusses, dem es 
um eine „solidarische, kämpferische 
sozialistische Partei“ geht, „die vor¬ 
rangig für die Interessen der abhän¬ 
gig Beschäftigten und Prekarisierten 
kämpft.“ In diesem Sinne konstitu¬ 


ierte sich nach einer längeren und 
intensiven Vorbereitungsphase, die 
unmittelbar nach den Landtagswah¬ 
len vom 31. August 2014 begann, am 
14. März im Erich-Zeigner-Haus in 
Leipzig der „Liebknecht-Kreis Sach¬ 
sen (LKS), DIE LINKE. Landesver¬ 
band Sachsen“. Auf Anhieb versam¬ 
melten sich in diesem Bündnis etwa 
ebenso viele Mitglieder wie im fds. 
Über 40 Teilnehmerinnen und Teil¬ 
nehmer - darunter mehrere Bundes¬ 


und Landtagsabgeordnete - aus fast 
allen Kreisverbänden, beschlossen ei¬ 
nen Gründungsaufruf „Wer wir sind 
und was wir wollen“, der „für mehr 
sozialistischen Pluralismus“ in der 
sächsischen Linken eintritt und zu¬ 
gleich die Schärfung des Profils der 
Landespartei „als kämpferische und 
deutlich vernehmbare Opposition 
mit linkssozialistischer Orientierung“ 
fordert. In ihren einführenden Dis¬ 
kussionsbeiträgen skizzierten Hans 
Modrow, Vorsitzender des Ältesten¬ 
rates der Partei, und Volker Külow, 
Vorsitzender der Leipziger Linken, 
die derzeitigen außen- und innenpoli¬ 
tischen Rahmenbedingungen für das 


Wirken der Partei bzw. die sich dar¬ 
aus ergebenden Schlussfolgerungen 
für den weiteren Kurs des mitglie¬ 
derstärksten Landesverbandes. Die 
Arbeit des Liebknecht-Kreises wird 
künftig von einem quotierten zwölf¬ 
köpfigen Sprecherinnenrat geleitet, 
der sich aus Linken mit Autorität im 
Landesverband zusammensetzt. Es 
darf davon ausgegangen werden, dass 
unter den Anwesenden noch mehr 
Mitarbeiter und Funktionsträger der 


Linkspartei bzw. ihrer Landtagsfrak¬ 
tion gewesen wären, wenn es nicht 
die Angst besonders junger Mitglie¬ 
der vor dem Verlust des Arbeitsplat¬ 
zes geben würde. 

Als „Beobachter“ des Landes¬ 
vorstandes nahm der stellvertretene 
Vorsitzende Stefan Hartmann (zu¬ 
gleich fds) teil; ihm zur Seite Sebas¬ 
tian Scheel, Parlamentarischer Ge¬ 
schäftsführer der Fraktion „Die Lin¬ 
ke“ im Sächsischen Landtag, von dem 
ein Fraktionskollege einmal sagte, ihm 
fehle die „linke Seele.“ Hartmann ließ 
verlauten, dass es sich beim LKS um 
ein „sektiererisches“ Unterfangen 
handle. Es stellt sich die Frage, ob 
das Erfurter Grundsatzprogramm, 
um dessen Verteidigung es bei der 
Zusammenkunft hauptsächlich ging, 
bei Hartmann jemals angekommen 
ist. Wenn die Bezugnahme auf dieses 
Programm in der PDL „Sektierer¬ 
tum“ bedeutet, na dann Gute Nacht! 
Eine solche Position konterkariert 
den Grundanspruch der Linken „als 
Interessenvertreterin der abhängig 
Arbeitenden und Benachteiligten“. 
Denn: „Ein allgemeines Merkmal der 
Anpassung an den herrschenden Po¬ 
litikbetrieb und der damit verbunde¬ 
nen Abkehr von einer systemverän¬ 
dernden Perspektive kommt gerade 


Eine Wortmeldung aus der „Linken“ in Sachsen 
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Auf zu den Ostermärschen 

Über 80 Aktionen angekündigt 


m unsere zeit _ Innenpolitik 

Ein unermüdlicher Kämpfer 

Heinrich Fink wird am 31. März 80 Jahre alt 



Heinrich Fink auf dem Bundeskongress der VVN BdA 2014 


K aum ein Antifaschist findet über 
alle ansonsten in der politischen 
Linken vorhandenen ideologi¬ 
schen Grenzen hinweg derart viel An¬ 
erkennung wie der 1935 in Bessarabien 
geborene ehemalige Bundesvorsitzende 
der Vereinigung der Verfolgten des Na¬ 
ziregimes - Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten (VVN-BdA) Hein¬ 
rich Fink. 

Der überzeugte Christ, der heutzu¬ 
tage Ehrenvorsitzender der VVN-BdA 
ist und zwischen 1998 und 2001 für die 
damalige PDS im Bundestag saß, erhebt 
seit Jahrzehnten seine Stimme, wenn es 
darum geht, die Rechte von gesellschaft¬ 
lich Marginalisierten und sozial Deklas¬ 
sierten zu verteidigen. Vor allem der 
Kampf gegen alte und neue Nazis und 
für eine gerechte und friedliche Welt 
zeichnen das politische Wirken des gro¬ 
ßen Humanisten aus. 

Wo immer es gilt, gegen soziale Un¬ 
gerechtigkeiten zu protestieren, Nazi¬ 
aufmärsche zu blockieren oder auch 
Solidarität mit kriminalisierten und in¬ 
haftierten Linken zu zeigen, ist Fink zur 
Stelle. So auch 2007 als er auf der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz der Tageszeitung 
junge Welt ein Gruß wort des ehemali¬ 
gen RAF-Mitgliedes Christian Klar ver¬ 
las und sich für dessen Freilassung stark 
machte. Schon zuvor hatte er sich in den 
2000er Jahren für die Rechte von ver¬ 
meintlichen Mitgliedern der „militanten 
gruppe“ (mg) oder auch die von Mag¬ 
deburger Antifaschisten stark gemacht, 
die beschuldigt wurden, eine „kriminel¬ 
le Vereinigung“ nach Paragraf 129 StGB 
gegründet zu haben, und von Polizei und 
Justizbehörden kriminalisiert wurden. 

„Es geht darum, dort einzugreifen, 
wo Unrecht passiert. Danach habe ich 
immer versucht zu handeln, und da¬ 
von werde ich mich auch nicht abbrin¬ 
gen lassen“, äußerte der Theologe ein¬ 
mal - zu seinem Engagement befragt. 
Freunde hat sich Fink damit keineswegs 
gemacht. Selbst in der VVN-BdA war 
sein engagiertes Wirken nicht selten Ziel 
von durchschaubaren Angriffen anderer, 
die sich nicht mit entschlossenen Linken 
solidarisieren wollten, dafür aber umso 
mehr um die Gunst der Herrschenden 
buhlten. 

Fink blieb trotzdem stets standhaft. 
Wo andere - oftmals aus Angst bürger¬ 
liche Reputation zu verlieren - betre¬ 
ten schweigen, mischt sich der Theologe 
noch heutzutage ein. Dies, obwohl seine 
Gesundheit nicht mehr alles zulässt, was 


in Sachsen durch ein Abweichen von 
den Grundsätzen des Erfurter Pro¬ 
gramms zum Ausdruck“, heißt es im 
Gründungsaufruf. 

Der Liebknecht-Kreis Sachsen 
„versteht sich als ein Zusammen¬ 
schluss der sozialistischen Linken in 
ganz Sachsen. Er will linke Funkti¬ 
onsträger und linke Mitglieder aus 
möglichst allen Kreisverbänden zu¬ 
sammenführen.“ Gestritten wird mit 
offenem Visier für eine Alternative 
zur gegenwärtigen politischen Aus¬ 
richtung in den Führungsgremien 
der Landespartei. Die Zusammenset¬ 
zung des LKS ist in gewissem Sinne 
ein Spiegelbild der Mitgliederstruktur 
der Linkspartei. Viele Genossinnen 
und Genossen „haben bereits in der 
DDR gewirkt, den Prozess des Um¬ 
bruchs 1989/1990 bewusst erlebt und 
die Entwicklung der PDS und dann 
der LINKEN aktiv mitgestaltet.“ Ge¬ 
rade deshalb ist es verständlich, wenn 
sie die Sorge umtreibt, dass sich die 
Entwicklung ihrer Partei in Sachsen 
in eine Richtung bewegt hat und wei¬ 
ter zu bewegen scheint, die sie nicht 
akzeptieren können. „Das betrifft“, so 
heißt es im Gründungs auf ruf, „beilei¬ 
be nicht nur jene von uns, die man zur 
Gründergeneration der PDS zählen 
könnte, sondern zunehmend auch 


ihm persönlich an Einmischung wichtig 
wäre. 

So oder so: Durch sein unermüdli¬ 
ches Engagement für sozialistische Ide¬ 
ale und Grund- und Freiheitsrechte, hat 
sich der Theologieprofessor einen Na¬ 
men gemacht. Bei Linken aller Couleur 
genießt Fink, der sich bereits in frühen 
Jahren in verschiedenen Organisationen 
wie der Christlichen Friedenskonferenz 
der DDR engagierte, überdurchschnitt¬ 
liche Anerkennung und Respekt. 

Sein politisches Durchhaltevermö¬ 
gen und seine Bescheidenheit sind es, 
die auch die Studenten Finks, der von 
1979 bis 1992 Professor für Praktische 
Theologie an der Humboldt-Universität 
(HU) zu Berlin war, zu schätzen wuss¬ 
ten. So verwundert nicht, dass sich das 
Gros der Studierenden mit ihm solida¬ 
risierte, als er aufgrund von Auskünf¬ 
ten der Gauck-Behörde 1992 nach nicht 
einmal zweijähriger Tätigkeit als Rek¬ 
tor der HU abgewickelt wurde. „Einen 
schlechteren Rektor als Heinrich Fink 
hat die Humboldt-Universität nicht ver¬ 
dient. Einen besseren wird sie nicht fin¬ 
den“ formulierten die Studenten damals 
in einem Solidaritätsflugblatt für ihn. 

Seine politischen Gegner hingegen 
versuchten seit jeher, den überzeugten 
Kommunisten mittels Verleumdungs¬ 
und Hasskampagnen mundtot zu ma¬ 
chen und machten dabei auch vor gegen 
seine Familie gerichteten Kampagnen 
keinen Halt. Fink, seine Frau Ilsegret 
und seine Kinder hielten den Angriffen 
jedoch stets stand und knickten bis heu¬ 
te nicht vor den Schmähtiraden der Re¬ 
aktionäre ein. 


Jüngere, die erst im Verlauf der letz¬ 
ten zweieinhalb Jahrzehnte zu unse¬ 
rer Partei gestoßen sind“. Es geht da¬ 
bei nicht um „Alt gegen Jung“, wie die 
Leipziger Volkszeitung am 27. Febru¬ 
ar titelte, sondern um den gemein¬ 
samen Kampf von alter und junger 
Garde durchaus im Sinne Alexander 
Fadejews. 

Deutlich geplättet war man aber 
an oberster Stelle der sächsischen 
Linken im Ergebnis der Gründung 
des LKS, denn die Reaktionen, nicht 
zuletzt auch auf Twitter und Face- 
book (FB), sind von repressiver To¬ 
leranz geprägt. Manchmal wird man 
sogar an das Märchen vom Wolf und 
den sieben Geißlein erinnert, aber die 
unterdrückte Gereiztheit bleibt dem 
Leser nicht verborgen. Wie sonst soll¬ 
ten die Fragen des ehemaligen Vorsit¬ 
zenden der PDS in Sachsen bzw. der 
Linksfraktion im sächsischen Land¬ 
tag und Vorsitzenden der Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung Sachsen e.V., Peter 
Porsch, auf Facebook gedeutet wer¬ 
den: „Was ist linkssozialistisch, was ist 
ein gesellschaftliches Reformbündnis, 
wieso müssen wir über die Grenzen 
des Parlamentarismus hinausweisen, 
was ist jenseits dieser Grenzen zu 
erwarten [...]? Ich würde das gerne 
konkret wissen, um mich dafür enga- 


Vor allem die selbsternannten Bür¬ 
gerrechtler, die seit der Annexion der 
DDR durch die Bundesrepublik mal 
mehr, mal weniger bemüht waren, Fink 
zu diffamieren, sind somit am Ende doch 
faktisch gescheitert. 

Auch staatliche Stellen wurden ge¬ 
gen Fink aktiv. Der bayerische Inlands¬ 
geheimdienst mit der irreführenden 
Bezeichnung „Landesamt für Verfas¬ 
sungsschutz“ warf Fink etwa ein angeb¬ 
lich „linksextremistische(s) Antikapita¬ 
lismusverständnis“ vor. Dieses komme 
„etwa darin zum Ausdruck“, dass der 
Theologe „einen Zusammenhang zwi¬ 
schen der Entwicklung des Kapitalismus 
und dem Erstarken des Neonazismus“ 
herstelle, so die fulminante Erkenntnis 
der staatlichen Schlapphüte- und Spit¬ 
zelorganisation. Dabei hatte Fink in ei¬ 
nem Interview einzig die Sorge geäußert, 
dass „die Gefahr“ bestehe, dass „neofa¬ 
schistische Parolen immer mehr Anhän¬ 
ger finden werden, wenn sich die etab¬ 
lierte Politik auch weiterhin gegen die 
Interessen der Mehrheit der Bürgerin¬ 
nen und Bürger“ stelle. 

„Für die DKP ist und war Heinrich 
Fink stets ein verlässlicher Partner und 
Genosse, auf dessen Ratschläge und 
Engagement wir keineswegs verzichten 
wollen“, sagte der DKP-Vorsitzender Pa- 
trik Köbele gegenüber dieser Zeitung. 
„Ich freue mich auf weitere Jahrzehn¬ 
te an der Seite von Heinrich und Ilseg¬ 
ret im Kampf gegen Neofaschismus und 
Krieg und für den Sozialismus und gra¬ 
tuliere ihm herzlich - auch im Namen 
der gesamten Partei - zu seinem Ehren¬ 
tag“, so Köbele weiter. Markus Bernhardt 


gieren zu können. Mit Sprechblasen 
kann ich aber nichts anfangen. Wie 
soll ich Fernstehende davon über¬ 
zeugen, dass sie diese Zukunft wählen 
sollen? Oder: Alles klar und das be¬ 
deutet jetzt im Konkreten? Was muss 
ich machen, um in Zukunft ernst ge¬ 
nommen zu werden?“ 

Der Gründungsaufruf antwortet 
treffsicher: „Sachsen braucht keine 
SPD 2.0. Inhaltliche Trivialisierung 
linker Politik und Regierungsbeteili¬ 
gung um den Preis der Anpassung ma¬ 
chen uns überflüssig [...] Suchen wir 
nach den besten Wegen, um gemein¬ 
sam mit den Ausgebeuteten, Entrech¬ 
teten und Entmündigten für politische 
und soziale Verbesserungen sowie für 
eine alternative Gesellschaft zu kämp¬ 
fen. Beachten wir die geschichtliche 
Erfahrung, dass dies nur möglich 
wird, wenn sich dafür gesellschaftliche 
Kräfte im zureichenden Maße und mit 
der notwendigen politischen Organi- 
siertheit einsetzen.“ 

Es bleibt abzuwarten, ob und zu 
hoffen, dass der Versuch gelingt, das 
Ruder in der sächsischen Linken he¬ 
rumzureißen - inhaltlich und perso¬ 
nell. 

Herbert Münchow 

Siehe auch: liebknecht-kreis.blogspot.de 


Auf der zentralen Internet-Seite oster- 
marsch-info.de heißt es unmittelbar vor 
Beginn der Ostermärsche: 

Die Kämpfe in der Ukraine zeigen: 
Krieg als Mittel der Machtpolitik hat in 
Europa noch immer nicht ausgedient. 
Viele Tausende mussten und müssen 
sterben, weil nationalistische Kräfte auf 
beiden Seiten nur in den Kategorien 
von Sieg und Niederlage denken. Exter¬ 
ne Mächte stärken ihnen den Rücken, 
kämpfen um ihren eigenen Einfluss auf 
die Ukraine, ein Land, dessen Bewohner 
bereits im 2. Weltkrieg zu jenen gehör¬ 
ten, die am meisten leiden mussten. 

Waffenstillstände werden nicht ein¬ 
gehalten, Waffenlieferungen an die 
Konfliktparteien werden gefordert und 
getätigt. Selbst ein Jahr nach Beginn 
des Konfliktes prägen wechselseitige 
Schuldzuweisungen und Drohungen mit 
weiterer Eskalation die politische Rhe¬ 
torik noch immer stärker als das Bemü¬ 
hen um eine politische Verhandlungslö¬ 
sung. Die aber ist der einzige Weg und 
das Leiden der Zivilisten in der Ostuk¬ 
raine sofort zu begrenzen und dauerhaft 
zu beenden. 

Mehr noch: Der Konflikt kann wei¬ 
ter eskalieren. Er stört und zerstört das 
Verhältnis Europas zu Russland. Das 
Ziel militärischer Sicherheit vor Russ¬ 
land tritt an die Stelle des Aufbaus einer 
dauerhaften europäischen Friedensord¬ 
nung unter Einschluss Russlands. Ver¬ 
trauens- und Sicherheitsbildende Maß¬ 
nahmen, Rüstungskontrolle, Abrüstung 
und andere Instrumente kooperativer 


Skandalöse Ereignisse und schrille Töne 
kommen aus der Partei „Alternative für 
Deutschland“. Einige Beispiele stehen 
für viele andere. Der Bundesgeschäfts¬ 
führer wurde Anfang März entsorgt. 
Das Privatkonto des AfD-Landesvor- 
sitzenden von NRW sowie das Partei¬ 
konto wurde zeitweise gepfändet. Der 
AfD-Fraktionsvize sprach kürzlich im 
thüringischen Landtag von „Rotfaschis¬ 
ten“, die in seinem Wahlkreisbüro eine 
Fensterscheibe eingeschmissen hätten. 
In Dresden stellt sich die AfD-Landtags- 
fraktion hinter die Pegida-Bewegung: 
Die sei „wichtig und unverzichtbar für 
dringend benötigte politische Verände¬ 
rungen in unserem Heimatland Sach¬ 
sen und ganz Deutschland.“ Schleswig- 
Holsteins Landesvorsitzende fordert: 
„Deutschland muss die Reißleine ziehen 
und den Euro verlassen.“ Der Standort 
der AfD ist klar: sie sitzt in vier Landta¬ 
gen und ihr Lieblingsgegner ist dort die 
Partei „Die Linke“. 

Der im Januar in Bremen zwischen 
Liberalen und National-Konservativen 
vereinbarte Burgfrieden hat nur weni¬ 
ge Wochen gehalten. Nun hauen sie sich 
wieder öffentlich, wenige Wochen vor 
ihrem nächsten Bundesparteitag. Der 
„Spiegel“ überzeichnete am 21. März 
die brisante Lage sicherlich etwas, in¬ 
dem er schrieb: „Die AfD ist gespal¬ 
ten!“ Aber zutreffend ist schon, dass 
die Anhänger das „Projekt Alternative 
für Deutschland“ und selbst Parteichef 
Bernd Lucke die „Einheit der Partei“ 
gefährdet sehen. 

Die bekanntesten Parteiführer dieses 
parteipolitischen Rechtsauslegers pfle¬ 
gen eine klare Ansprache. „Macht den 
rechten Flügel stark“, tönt Noch-AfD- 
Vize Gauland. Aus Hamburg verschafft 
sich der andere Noch-AfD-Vize namens 
Henkel Gehör: „Die AfD steht nicht für 
die Art von rechtspopulistischen Gedan¬ 
ken, die ein kleiner Teil immer wieder 
äußert.“ Der kleine Teil, das sind laut 
Henkel immerhin fast 20 Prozent von 
über 20 000 Parteimitgliedern. 

Im Mittelpunkt des Streits zwischen 
wirtschaftsliberalem und national-kon¬ 
servativem Flügel stehen zwei Papiere 
über die weitere Entwicklung der AfD. 
Das zuerst veröffentliche Papier wurde 
von den Landesvorsitzenden von Thü¬ 
ringen und Sachsen-Anhalt auf dem 
Landesparteitag der AfD in Erfurt prä¬ 
sentiert. Es fand bislang über 1 500 Un¬ 


sicherheit drohen auf dem Müllhaufen 
der Geschichte zu landen. 

Mit Demonstrationen, Kundgebun¬ 
gen, Fahrradtouren, Wanderungen und 
Friedensfesten stellen sich die Friedens¬ 
gruppen der Rüstungs- und Interventi¬ 
onspolitik der Großen Koalition mit im¬ 
mer mehr Auslandseinsätzen der Bun¬ 
deswehr entgegen. Sie engagieren sich 
während der Ostermärsche 2015 unter 
anderem 

★ für eine sofortige Beendigung der 
Kämpfe in der Ukraine, die Unterstüt¬ 
zung der Bemühungen zu einer fried¬ 
lichen Konfliktbearbeitung und die 
Bereitstellung finanzieller Mittel für 
humanitäre Hilfe und ziviles Konflikt¬ 
management 

★ für eine neue Entspannungspolitik 
auf Basis der Prinzipien kooperativer 
Sicherheit 

★ für einen Ausbau der Instrumente zur 
zivilen Konfliktbearbeitung und gegen 
Auslandseinsätze der Bundeswehr 

★ für den Abzug aller Atomwaffen aus 
Europa und gegen deren geplante Mo¬ 
dernisierung 

★ für Rüstungskonversion und gegen 
Rüstungsexporte und Waffenlieferun¬ 
gen 

Wichtige Themen sind auch die Still¬ 
legung aller Atomanlagen sowie die Kri¬ 
tik an der Rekrutenwerbung der Bun¬ 
deswehr in Schulen. 

Die Ostermärsche finden traditionell 
in regionaler und lokaler Verantwortung 
statt. Eine Übersicht über die Aktionen 
findet sich auf ostermarsch-info.de. 


terzeichner, darunter auch der umtrie¬ 
bige Gauland aus Potsdam. Das fordert 
eine „grundsätzliche politische Wende“ 
in Deutschland. Der „provokative Aus¬ 
bau der AfD zu einer technokratisch 
ausgerichteten Partei“ müsse aufhören. 
Die AfD sei eine „Widerstandsbewe¬ 
gung gegen die weitere Aushöhlung der 
Souveränität und der Identität Deutsch¬ 
lands“. Von einer Art „Merkelisierung“ 
von einer „Anpassung an den etablier¬ 
ten Politikbetrieb“, von „Feigheit“ und 
von „Verrat an den Interessen unseres 
Landes“ war zu lesen. Das Papier solle, 
so der AfD-Chef von Sachsen-Anhalt, 
Andre Poggenburg bei der Veröffentli¬ 
chung, lediglich einen „Denkanstoß“ ge¬ 
ben. Auch auf ein einstündiges Telefonat 
mit Bernd Lucke verwies er: „Das Signal 
wurde verstanden.“ 

Dieser habe, so verlautete von ihm 
selbst, die Erfurter Erklärung keines¬ 
wegs „positiv“ aufgenommen. Im Ge¬ 
genteil empfand Lucke einige „Formu¬ 
lierungen als sehr verletzend ... Statt 
pauschaler Verunglimpfungen könnte 
man ja sachliche Kritik äußern.“ Im übri¬ 
gen sehe er darin einen Versuch, aus der 
AfD eine andere Partei zu machen - und 
zwar eine, die mit ihm nicht zu machen 
sei. Henkel hielt den „Erfurtern“ gar vor, 
die AfD auf „völkisches Gedankengut“ 
reduzieren zu wollen. 

Inzwischen hat eine zweite politi¬ 
sche Erklärung das Licht der Welt er¬ 
blickt, eine „Deutschland-Resolution“. 
Erstunterzeichner sind die vier AfD- 
Europaabgeordneten Henkel, Kölmel, 
Trebesius und Starbatty. Diese kritisier¬ 
ten die Unterzeichner der Erfurter Er¬ 
klärung, die in Wirklichkeit „eine AfD 
der flachen Parolen und der schrillen 
Töne“ wollten. Man brauche aber kei¬ 
ne „wolkigen Phrasen aus dem Arsenal 
rechter Splitterparteien“. Die Resolution 
gibt ein Treuebekenntnis für Lucke und 
Petry ab, deren politische Linie voll und 
ganz unterstützt werde. Das musste wohl 
sehr deutlich den Mitgliedern vor dem 
Bundesparteitag gesagt werden. 

Henkel und Co. wollen im Juni einen 
Mitgliederparteitag statt eines mit Dele¬ 
gierten. Die AfD stehe vor einer „Rich¬ 
tungsentscheidung“ und fordern die 
„Wortführer“ der Erfurter Resolution 
auf, im Juni gegen Lucke für den künf¬ 
tigen Vorsitz zu kandidieren: „Feige ist, 
wer sich und seine Art der Politik nicht 
als Alternative anbietet.“ Rolf Priemer 


den herrschenden Politikbetrieb 

zusammenführen - Alte und junge Garde im Sinne Fadejews 


Projekt AfD in Gefahr? 

Gauland: Macht den rechten Flügel stark 
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„Ungeteilte Hauptstadt“ - Rassistische Spaltung 

Israel: Wahl im Schatten anti-arabischer Angstmache 


KPÖ erzielt „Bestes 
Ergebnis seit 1965“ 

Die KPÖ hat bei den steirischen Ge¬ 
meinderatswahlen ihr Ergebnis aus 
dem Jahr 2010 deutlich übertroffen. 
Insgesamt gewann die KPÖ 38 Man¬ 
date (2010:28), so viele wie zuletzt vor 
50 Jahren, im Jahr 1965 

Die KPÖ, die in der Obersteier¬ 
mark traditionell stark ist, schaffte in 
sechs Gemeinden den Einzug in den 
Rat. In der Weststeiermark, in der die 
KPÖ bisher kein einziges Mandat hat¬ 
te, gelang der Neueinzug in drei Städ¬ 
ten. 

„Es freut uns auch, dass es möglich 
ist, mit guter Arbeit statt mit Hetze zu 
punkten. Wer gegen einzelne Gruppen 
wie Ausländerinnen oder Asylwerber 
hetzt, der spielt den Mächtigen in die 
Hände“, sagte die Knittelfelder KPÖ- 
Stadträtin Renate Pacher zum Wahl¬ 
ausgang. 

Am 31. Mai ist Landtags wähl in der 
Steiermark. 


Niederlande dementieren 
Bericht über Abschuss von 
MH17 durch russische Rakete 

Der niederländische Sicherheitsrat hat 
einen Bericht des TV-Senders RTL de¬ 
mentiert, wonach die malaysische Boe¬ 
ing MH17 im Juli 2014 über der Ostuk¬ 
raine durch eine russische Buk-Rakete 
abgeschossen worden war. 

Dem RTL-Bericht zufolge soll ein 
Reporter des Senders einige Wrack¬ 
teile der Boeing in die Niederlande 
gebracht haben. Außerdem hatte er 
mehrere kleine Metallstücke an der 
Absturzstelle gefunden und „von un¬ 
abhängigen Experten“ untersuchen las¬ 
sen. Die bestätigten in demTV-Bericht, 
dass sie von einer Buk-Rakete stamm¬ 
ten. Auf einem Stück war ein kyrilli¬ 
scher Buchstabe zu erkennen. „Inter¬ 
nationale Experten untersuchten die 
Teile und gelangten zum Schluss, dass 
Zerstörungen durch die Explosion ei¬ 
ner Buk-Rakete verursacht worden wa¬ 
ren“, behauptete der Sender. 

Der Sicherheitsrat der Niederlan¬ 
de erklärte, dass seine Ermittlungen auf 
vollen Touren laufen. Dabei konzen¬ 
trierten sich die Experten auf mehre¬ 
re Faktoren, nicht nur auf Wrackteile 
der Maschine, hieß es. Sara Vernooij, 
Vertreterin des Sicherheitsrates, hatte 
früher mitgeteilt, dass der endgültige 
Bericht zu den Absturzursachen der 
Maschine erst im Oktober veröffent¬ 
licht werden soll. 

Noch vor Beginn der Ermittlungen 
hatten Kiewer und westliche Politiker 
die ostukrainischen Volksmilizen für 
den mutmaßlichen Abschuss verant¬ 
wortlich gemacht und Russland eine 
Verwicklung vorgeworfen. 

Steuererhöhungen und Priva¬ 
tisierungen für Griechenland 

Die Reformliste der griechischen Re¬ 
gierung, die eine Liste von Maßnahmen 
zur Überwindung der schweren Finanz- 
und Schuldenkrise des Landes enthal¬ 
ten soll, sieht einen Mix aus Steuerer¬ 
höhungen, Privatisierungen und Rück¬ 
zahlungen von Steuersündern vor, um 
Geld in die leeren Staatskassen zu brin¬ 
gen. Zudem berichteten griechische 
Medien, die Kontrolleure der „Insti¬ 
tutionen“ hätten am Montag in Athen 
ihre Arbeit wieder aufgenommen. Die 
Zustimmung der Regierung für diese 
Kontrollen ist eine der Voraussetzun¬ 
gen für weitere „Finanzhilfen“. 

Zu den Plänen der griechischen 
Regierung gehört auch eine Rentenre¬ 
form. Eine der angedachten Maßnah¬ 
men: Außer wenigen Ausnahmen soll 
niemand mehr vor seinem 62. Lebens¬ 
jahr und mindestens 40-jähriger Zah¬ 
lung von Rentenbeiträgen eine Rente 
bekommen können. Damit wird ein 
weiteres zentrales Wahlversprechen 
von Syriza gebrochen. 

Darüber hinaus will Athen die 
Mehrwertsteuer für Touristeninseln 
in der Ägäis erhöhen - wie beispiels¬ 
weise Mykonos und Santorin. Auch für 
Hotels soll die Mehrwertsteuer ange¬ 
hoben werden, ebenso wie die Steuern 
auf Tabakwaren und Alkohol. Unklar 
ist noch, wie die Regierung ihr Verspre¬ 
chen erfüllen will, die Reichen zur Kas¬ 
se zu bitten. 


E ntgegen den Ergebnissen der Mei¬ 
nungsumfragen hat es Israels rech¬ 
ter Regierungschef bei der Par¬ 
lamentswahl am 17. März noch einmal 
geschafft, an die Spitze zu kommen. Ne¬ 
tanjahus „Likud“ wurde mit 23,6 Pro¬ 
zent erneut stärkste Partei. Sie hat in 
der künftigen Knesseth 30 Abgeordne¬ 
te (von 120). 

Die Kommunistische Partei Israels 
stellte in einer Erklärung fest, dieses 
Ergebnis für den Likud sei der natürli¬ 
che Ausfluss der Politik, die Netanjahu 
schon während seiner vorhergehenden 
Amtszeiten praktiziert hat, nämlich 
„Angst, Feindschaft und Misstrauen 
zu schüren und das gesamte Terrain 
des politischen Diskurses weiter hin 
zu den rassistischen Extremen zu ver¬ 
schieben“. 

PLO-Generalsekretär Yasser Abed 
Rabo erklärte: „Israel hat den Weg des 
Rassismus, der Besetzung und Kolo¬ 
nisierung gewählt, nicht den Weg der 
Verhandlungen und der Partnerschaft“. 
PLO-Chefunterhändler Erekat sagte, 
die Wahlergebnisse zeigten den Erfolg 
einer Wahlkampagne, die sich auf „Sied¬ 
lungen, Rassismus, Apartheid und die 
Verweigerung der grundlegenden Men¬ 
schenrechte für das palästinensische 
Volk“ gründete. Jetzt sei mehr denn je 
die internationale Staatengemeinschaft 
in der Verantwortung zu handeln. Sie 
müsse sich hinter die Bemühungen der 
Palästinenser stellen und deren „Kampf 
für Würde und Freiheit internationalisie¬ 
ren“, sowohl beim Internationalen Straf¬ 
gerichtshof und anderen UNO-Einrich- 
tungen wie mit allen anderen friedlichen 
Mitteln“. 

In der Tat ist es Netanjahu offenbar 
gelungen, noch in den allerletzten Ta¬ 
gen vor der Wahl eine Art Stimmungs¬ 
umschwung zu erreichen. Die von ihm 
verbreiteten alarmierenden Angstpa¬ 
rolen über eine Bedrohung des Lan¬ 
des durch eine (nicht vorhandene) ira¬ 
nische Atombombe und durch „arabi¬ 
sche Terroristen“ scheint auf einen Teil 
seiner Wähler so mobilisierend gewirkt 
zu haben, dass damit der Frust über im¬ 
mens hohe Wohnungskosten, mangeln¬ 
de Zukunftsperspektiven und autoritäre 
Amtsführung überdeckt wurde. 


Die stärkste Partei bei der Wahl zu 
den französischen Departements-Par¬ 
lamenten am vergangenen Sonntag 
(22. März) blieben die Nichtwähler. 
Die Wahlbeteiligung lag zwar gegen¬ 
über 2011 um 6,5 Prozent höher, aber 
noch immer nur bei 50,17 Prozent. Die 
Hälfte aller Wahlberechtigten sah of¬ 
fenbar keinen Sinn darin, einer der 
kandidierenden Formationen die Stim¬ 
me zu geben. 

Die Wahlenthaltung ging in erster 
Linie zu Lasten der regierenden „Par¬ 
ti Socialiste“ (PS). Millionen Wähler, 
die vor drei Jahren den „Sozialisten“ 
Hollande zum Staatspräsidenten ge¬ 
wählt hatten, um einer Alternative 
zum neoliberalen Rechtskurs des vor¬ 
hergehenden Staatschefs Sarkozy zum 
Erfolg zu verhelfen, blieben diesmal 
frustriert zu Hause. Sie haben erlebt, 
dass unter Hollande der Kurs der Be¬ 
günstigung der Unternehmer und der 
Unterordnung unter die EU-Sparauf- 
lagen nahtlos fortgesetzt wurde und 
die Massenarbeitslosigkeit neue Re¬ 
korde erreichte. Von den 298 Wahlkrei¬ 
sen („cantons“), in denen schon im 1. 
Wahlgang ein Bewerberpaar (jeweils 
eine Frau und ein Mann) mit mehr als 
50 Prozent der Stimmen gewählt wur¬ 
de, waren die PS mit Verbündeten nur 
in 56 erfolgreich. Die neuformierte 
Sarkozy-Partei UMP und ihre Partner 
gewannen dagegen in 220 Wahlkreisen. 
In fast der Hälfte der insgesamt 2 054 
Wahlkreise reichte es für die PS nicht 
mal mehr dazu, mit 12,5 Prozent am 
kommenden Sonntag wenigstens noch 
in den zweiten Wahlgang zu kommen. 
Die bürgerlichen Rechten liegen für 


Nicht zuletzt trug dazu die Schürung 
einer rassistischen Angststimmung gegen 
die in Israel lebenden arabischen Mitbür¬ 
ger und vor einem Wahlerfolg der Lin¬ 
ken bei, die erstmals gemeinsam mit den 
arabischen Parteien auf einer „Vereinten 
Liste“ kandidierten. Noch am Wahltag 
selbst hatte Netanjahu tausende E-mails 
und SMSs verschicken lassen, in denen 
alarmierend von einer Gefahr die Rede 


war, weil „die Araber in Scharen wäh¬ 
len gehen“. 

Überdies hatte Netanjahu noch am 
Tag vor der Wahl einen Schritt in der 
Scharfmacherei zugelegt, indem er im 
Gegensatz zu seinen früheren Erklä¬ 
rungen provokativ verkündete, wenn er 
wiedergewählt werde, werde es keinen 
Palästinenser-Staat geben und ganz Je¬ 
rusalem die „ungeteilte Hauptstadt“ Is¬ 
raels bleiben. Das hatte ihm offensicht¬ 
lich einen Stimmenzuwachs auch aus 
den Reihen seiner bisherigen rechtsex¬ 
tremistischen „Partner“ gebracht. So er¬ 
litt die Siedlerpartei „Jüdisches Heim“ 
einen Stimmenrückgang um 1,1 Prozent 
und einen Verlust von vier ihrer bisher 
zwölf Mandate. Die „orthodox-religiöse“ 
Schas-Partei bekam bei einem Stimm ver- 


die zweite Tour in 829 Wahlkreisen 
vorn, die „Sozialisten“ nur in 530. 

Die Profiteure der Situation waren 
also in erster Linie Sarkozys UMP und 
andere rechtsbürgerliche Formationen. 
Ihnen gelang es offensichtlich weitaus 
besser, die bürgerlichen Wählerschich¬ 
ten zu mobilisieren. Alles sieht danach 
aus, dass Sarkozys UMP und die ande¬ 


ren Rechten nach dem 2. Wahlgang in 
zahlreichen Departements die Führung 
übernehmen werden, in denen bisher 
linke Koalitionen regierten. 

Eine gefährliche Folge dieser Si¬ 
tuation ist auch das erfolgreiche Ab¬ 
schneiden des rechtsextremistischen 
„Front National“ (FN). Er eroberte im 


lust von fast drei Prozent ebenfalls vier 
Sitze weniger. 

Drei Tage nach der Wahl behaupte¬ 
te Netanjahu nun allerdings wieder, er 
sei nach wie vor für eine Zwei-Staaten- 
Regelung (nachdem seine Äußerungen 
auch in Washington und Paris massive 
Kritik hervorgerufen hatten). Doch ge¬ 
genwärtig seien die Bedingungen dafür 
noch nicht gegeben. Zur Begründung 


tikern hochgejubelt worden war, „die 
erste Partei Frankreichs“. Statt der ihm 
zugeschriebenen 30 Prozent erreichte 
er aber immerhin etwa 25 % der ab¬ 
gegebenen Stimmen, etwa gleich viel 
wie schon bei der letzten EU-Wahl. 
Dennoch ist es dem „Weichspülpro¬ 
gramm“ der Le-Pen-Tochter Marine 


Staat Palästina verhindern und die 
Zwei-Staaten-Regelung auf den Sankt- 
Nimmerleins.-Tag verschieben. 

Bleibt als einziges erfreuliches Ele¬ 
ment der Wahl vom 17. März, dass es 
der „Vereinten Liste“ von Chadasch 
(„Demokratische Front für Frieden und 
Gleichberechtigung“) und arabischen 
Parteien tatsächlich gelungen ist, mit 
10,98 Prozent der abgegebenen Stim¬ 


men und 13 Sitzen drittstärkste Frakti¬ 
on im israelischen Parlament zu werden. 
Diese Stärkung dürfte auch in Zukunft 
politische Wirkung haben. Chadasch- 
Generalsekretär Ayman Odeh, der als 
Spitzenkandidat der „Vereinten Liste“ in 
die Knesseth gewählt wurde, hob hervor, 
dass die Kräfte der Demokratie und des 
Friedens damit zum ersten Mal seit der 
Gründung des Staates Israel diese Posi¬ 
tion erreicht haben. Von den 13 Manda¬ 
ten der „Vereinten Liste“ entfallen ins¬ 
gesamt fünf auf Chaddash-Aktivisten, 
darunter Aida Touma-Sliman, Dr. Dov 
Khenin und Dr. Abdallah Abu-Maaruf, 
die alle drei zugleich Mitglieder des Po¬ 
litischen Büros des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei Israels sind. 

Dirk Grobe 


offensichtlich gelungen, die rechtsex¬ 
tremistische Partei für viele Menschen 
hoffähig und wählbar zu machen. 

Mit den Wahlerfolgen der Rech¬ 
ten und Rechtsextremisten bei diesen 
Bezirks wählen droht Frankreich eine 
neue reaktionäre Rechtsentwicklung. 

Was die Kräfte links von den „So¬ 
zialisten“ angeht, erreichten sie in eini¬ 
gen Wahlkreisen Hoffnung machende 
Fortschritte, zum Teil auch mit Bünd¬ 
nissen über die bisherige Linksfront 
hinaus unter Einbeziehung von „Grü¬ 
nen“. Insgesamt aber zeichnete sich in 
den Ergebnissen die Möglichkeit der 
Herausbildung einer „neuen Linken“, 
die einer echten politischen Alternati¬ 
ve zur derzeitiger Politik zum Durch¬ 
bruch verhelfen kann, noch nicht aus¬ 
reichend ab. Nach Angaben des fran¬ 
zösischen Innenministeriums errangen 
Linksfront und Kommunisten in der 
ersten Runde 6 Mandate. Die offizi¬ 
ellen Ministeriumszahlen verfälschen 
jedoch das Ergebnis, weil Linksbünd¬ 
nisse, in denen PCF und Linksfront 
die entscheidende Rolle spielten, un¬ 
ter verschiedenen „Etiketten“ zusam¬ 
mengezählt wurden. Nach Angaben 
der PCF erreichten die von ihr und 
ihren Partnern unterstützten Kandi¬ 
daturen insgesamt einen Stimmenan¬ 
teil von 9,4 Prozent. Das ist gegenüber 
den Departementswahlen 2008 und 
2011 ein Fortschritt. „Diese Resultate 
sind eine Ermutigung, die Arbeit für 
die Sammlung der Kräfte und für die 
Hoffnung auf eine andere linke Politik 
fortzusetzen“, heißt es in einer Erklä¬ 
rung der PCF zum ersten Wahlgang. 

Pierre Poulain 


Frust über Hollande 

Frankreich: Gewinne für Rechte - Ansätze für „neue Linke“? 



Zwei Staaten - getrennt durch eine Mauer. Ist das die Vorstellung Israels? 



Marine Le Pen hat es geschafft, den „Front National" hoffähig zu machen. 


verwies er auf die gemeinsame paläs¬ 
tinensische Regierung der nationalen 
Einheit von PLO und Hamas sowie auf 
„die in den letzten Jahren erfolgten ra¬ 
dikalen Veränderungen in der Region“, 
die zum „Aufkommen eines militanten 
Islam in den Territorien, die aufgege¬ 
ben wurden“, geführt hätten. Ein Pa¬ 
lästinenser-Staat komme nur in Fra¬ 
ge, wenn er „entmilitarisiert“ sei und 
den Staat Israel als „jüdischen Staat“ 
anerkenne - was bekanntlich bedeu¬ 
ten würde, die in Israel lebenden Ara¬ 
ber (20 Prozent der Einwohner) von 
der Staatsbürgerschaft auszuschlie¬ 
ßen. Mit anderen Worten: Netanjahus 
Nachwahl-Bekenntnis zur „Zwei-Staa- 
ten-Lösung“ ist reine Augenwischerei. 
In Wahrheit will er einen souveränen 


ersten Wahlgang mit jeweils mehr als 
50 % der Stimmen in vier Wahlkreisen 
acht Mandate. Aber er kam in mehr 
als der Hälfte aller Wahlkreise mit 
mehr als 12,5 % in die 2. Runde. In 343 
Wahlkreisen tritt er dabei als stärkste 
Partei mit hohen Gewinnchancen an. 
Damit wurde der FN zwar nicht, wie er 
in den Medien und von manchen Poli¬ 
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S. O. S. aus Swasiland 


Ein Land im königlichen Privatbesitz 


S wasiland im Süden Afrikas ist mit 
einer Fläche von 17 363 Quadrat¬ 
kilometern der zweitkleinste Staat 
auf dem afrikanischen Kontinent. Das 
Königreich grenzt im Osten an Mosam¬ 
bik sowie die südafrikanischen Provin¬ 
zen Mpumalanga im Norden und Kwa- 
Zulu-Natal im Süden. 

Am 6. September 1968 erlangte Swa¬ 
siland, zuvor britisches „Protektorat“, 
die Unabhängigkeit. Doch die gesam¬ 
te staatliche Macht liegt in den Händen 
eines Diktators. Seit 1986 ist das König 
Mswati III. Die „königliche Demokra¬ 
tie“ überstand auch den Untergang des 
Apartheid-Regimes in Südafrika 1990. 

Hierzulande wenig bekannt ist, dass 
seit 1973 alle politischen Parteien in 
Swasiland verboten, die Versammlungs¬ 
freiheit aufgehoben und die Freiheit 
der (insbesondere schriftlichen) Rede 
gefährdet sind. Mit der 2006 nach einer 
Welle von Protesten verabschiedeten 
Verfassung wurden die Aufhebung der 
Versammlungsfreiheit, das Verbot aller 
Parteien und Gewerkschaften (und Un¬ 
ternehmerverbände, um damit zugleich 
mögliche Konkurrenz auszuschalten) 
festgeschrieben. Erst kürzlich wurde 
die Webseite „Swaziland Solidarity Net¬ 
work“ (ssnoline.net) „suspendiert“. 

Gewählt wurde zuletzt im Jahr 2013. 
Im Schein-Parlament, das aus 66 Abge¬ 
ordneten besteht, sitzen je eine lokale 
traditionelle Größe (ohne Parteian¬ 
hang) aus einem der 55 „Inkhundla“, 
der kleinsten Verwaltungseinheit. 10 
weitere Abgeordnete benannte seine 
Majestät (wie auch die Richter) selbst - 
ebenso 20 Senatoren von den insgesamt 
30 der 2. Kammer. Wie viele damals bei 
den Wahlen dem Boykott-Aufruf der 
Kommunistischen Partei Swasilands ge¬ 
folgt sind, wie hoch die Wahlbeteiligung 
war, ist nicht bekannt. 

König Mswati III. verfügt aber auch 
über große ökonomische Macht und 


kann dabei auf die „money-making- 
machine“ seines Vaters zurückgreifen: 
die Holding „Tibiyo Taka Ngwane“, 
ein Konglomerat von Agro-Business 
(Rohrzucker, Getreidemühlen), Ein¬ 
kaufszentren, Medien wie die Zeitung 
„Swazi Observer“ mit der Druckerei 
Jubilee Printing usw. „Tibiyos“ ist be¬ 
freit von Steuern und strafrechtlicher 
Verfolgung - ein wahrlich feudaler Pa¬ 
rasit. Entschädigungslosen Enteignun¬ 
gen bzw. Umsiedlungen ganzer Dörfer 
durch Mswati III. und seinen Vater Sob- 
huza folgte die geschäftliche Einvernah¬ 
me des Bodens in den Besitz von „Ti¬ 
biyos“, z.B. fruchtbares Ackerland im 
„Zuckergürtel“. Dabei steht Swasiland 
internationalen Investoren offen. Den 
Inlandsmarkt teilt Tibiyo sich mit der 
weltweit agierenden Kirsh-Group (1986 
hatte sich der heute acht-reichste Afri¬ 
kaner Nathan Kirsh aus dem unruhigen 
Südafrika in sein Geburtsland Swasi¬ 
land abgesetzt). 

Das Einkommen aus „Tibiyos“ 
(Marktwert etwa zwei Milliarden US- 
Dollar) gestattet Mswati III. mit sei¬ 
nen über einem Dutzend Königinnen 
und ihren über zwei Dutzend Kindern 
sowie seinem feudalen Hofstaat nach 


wie vor ein Leben in Luxus zu führen. 
Das erlaubte z.B. drei seiner Königin¬ 
nen, mit 66 Begleitern zum Shopping 
nach Las Vegas zu fliegen. Dagegen 
lebt Mehrheit der Menschen im Land 
in großer Armut. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung der 1,37 Millionen 
Einwohner (2011) ist die niedrigste der 
Welt - zeitweise lag sie unter 40 Jahren. 
Jede und jeder Vierte ist AIDS-krank. 

Doch ungeachtet des vom Forbes 
Magazine auf über 200 Millionen Dol¬ 
lar geschätzten Reichtums seines Al¬ 
leinherrschers hat Swasiland seit ei¬ 
nigen Jahren bedeutende Haushalts- 
Schwierigkeiten - verstärkt, seit die 
US-Administration im Juni 2014 den 
Swasi den privilegierten Zugang land¬ 
wirtschaftlicher Produkte auf den US- 
Markt wegen fehlender sozialer und 
demokratischer Rechte verschloss. Be¬ 
mängelt wurde zudem der Einsatz von 
„Sicherheitskräften und willkürliche 
Festnahmen, um friedliche Demons¬ 
trationen zu unterdrücken“ sowie die 
fehlende rechtliche Anerkennung „von 
Arbeiter- und Arbeitgeberverbänden“. 

Der Arbeitsministerin Winnie Ma- 
gagula wurde, wie die Tageszeitung 
„Swazi Observer“ am 13. März mitteil¬ 


te, nahegelegt zurückzutreten, wenn 
sie weiterhin die Absicht verfolge, 
Gewerkschaften zuzulassen. Die vom 
Mswati-Regime gesponserte Gewerk¬ 
schaft „Swasiland Economic Impro- 
vement Workers Union“ (SEIWU) ist 


hingegen zugelassen und soll dem Ge¬ 
werkschaftsbund TUCOSWA das Was¬ 
ser abgraben. 

TUCOSWA wurde im letzten Herbst 
ein „Protestmarsch zu den Ministerien“ 
verboten, wie die „Times of Swasiland“ 
am 10. Oktober berichtete. Ende Febru¬ 
ar wurde eine Großveranstaltung im Sta¬ 
dion der Wirtschaftsmetropole Manzini 
ebenso verboten und polizeilich „zer¬ 
streut“. Die königliche Polizei verhaftete 
am 11. November 2014 den Sekretär der 
Lehrergewerkschaft SNAT in der Stadt 
Siteki, Sifiso Mabuza, und hat ihn danach 
zwei Wochen „streng verhört“. Der fünf¬ 
wöchige Streik für Gehaltsaufbesserun¬ 
gen 2012 und die Wiedereinstellung von 
über 300 gefeuerten Lehrern ist noch 
nicht vergessen. Ebenso wenig wie der 
dreiwöchige Streik der Swasiland Agri¬ 
cultural & Plantation Workers 4 Union 


(SAPWU) im Juni letzten Jahres, der 
die beiden größten Zuckerproduzenten 
Afrikas, den südafrikanischen „Tamban- 
kulu Estates“ und „Ubombo Sugar“ (an 
dem König Mswati über „Illovo Sugar“ 
40 Prozent Anteil hält) trotz Sippenhaf¬ 


tung - die Busse, die die Kinder der Ar¬ 
beiter zur Schule bringen, wurden ein¬ 
gestellt - zu Lohnerhöhungen von 10 
Prozent zwang. 

Die Festveranstaltung zum fünfjäh¬ 
rigen Bestehen des Zusammenschlus¬ 
ses der Einzelgewerkschaften zum Ge¬ 
werkschaftsbund TUCOSWA wird im 
benachbarten Südafrika gefeiert wer¬ 
den müssen. Von Südafrikas nördlichen 
Provinzen aus koordinieren die Genos¬ 
sen der SACP und von COSATU be¬ 
reits seit vielen Jahren die Solidarität 
mit ihren Genossen und Kollegen in 
Swasiland. 

Die CPS verlangt derzeit „smart 
sanctions“ gegen das Regime, mehrere 
Gruppen in Südafrika rufen zum wirt¬ 
schaftlichen und kulturellen Boykott 
auf. Aber auch unsere Solidarität ist ge¬ 
fordert. Georges Hallermayer/UZ 


Free the Swazi Prisoners 


Die Kommunistische Partei des Swa- 
silandes (CPS) wie auch der klassen¬ 
kämpferische Gewerkschaftsbund 
TUCOSWA „funken“ S.O.S. Das heißt, 
sie rufen dringend zu internationa¬ 
listischer Solidarität auf. Der Vorsit¬ 
zende von PUDEMO (People's United 
Democratic Movement, die größte 
Oppositionspartei im Land), Mario 
Masuku, wurde am i. Mai 2014 nach 
seiner Grußansprache auf der Mai¬ 
kundgebungverhaftet und gefoltert, 
seine Gesundheit ist bedenklich an¬ 


gegriffen. Der Generalsekretär von 
SWAYOCO, der Jugendorganisation 
von PUDEMO, Maxwell Dlamini sitzt 
in Isolationsfolter. Der stellvertreten¬ 
de Generalsekretär der CPS, Musa 
Dube, ist gleichfalls eingesperrt. Der 
international bekannte Menschen¬ 
rechts-Anwalt Thulani Maseko wurde 
zu zwei Jahren Kerker verurteilt, weil 
er im Februar und März 2014 einen Ar¬ 
tikel „Wo das Recht keinen Platz hat“ 
schrieb bzw. publizierte. Die Liste ist 
lang. 



König Mswati III. Unter seiner Herrschaft ist die Lebenserwartung niedrig, er 
selbst lässt seine Ehefrauen zum Shopping nach Las Vegas fliegen. 


Die EU - ein Werkzeug zur Verteidigung des Profits 

Polen: Sozialdumping, wirtschaftliche Abhängigkeit und Antikommunismus - 

Interview mit Beata Karon (Stellvertretende Vorsitzende des Zentralkomitees der KP Polens - KPP) 


UZ: Polen gehört zu den europäischen 
Ländern, die begeistert in die Europäi¬ 
sche Union eingetreten sind. Was ist von 
dieser Begeisterung geblieben? 

Beata Karon: Im Jahr 2003, als Polen der 
EU beigetreten ist, hatten die meisten 
Menschen große Erwartungen. Heute 
wissen sie, dass diese Erwartungen falsch 
waren. Vorübergehend sank die Arbeits¬ 
losigkeit, aber nur aufgrund gewachse¬ 
ner Migration in die Schengen-Staaten 
und nach Großbritannien. Schätzungs¬ 
weise mehr als 1,5 Millionen meist jun¬ 
ge Polen sind auf der Suche nach bes¬ 
seren Arbeitsbedingungen und sozialen 
Standards ausgewandert. Heute, wo ganz 
Europa unter der kapitalistischen Krise 
leidet, steigt die Arbeitslosigkeit in Po¬ 
len wieder. Außerdem sollten wir nicht 
vergessen, dass 13 Jahre nach dem EU- 
B eitritt Polens Wirtschaft die eines Peri¬ 
pherielandes ist. 

Heute steht Polen nach Spanien nach 
der Anzahl der „Junk-Arbeitsplätze“, 
die nicht auf einer Anstellung, sondern 
auf anderen Vertragsarten beruhen, an 
zweiter Stelle unter den EU-Ländern. 
Es geht um erzwungene Selbstständig¬ 
keit, vor allem in der Bauindustrie und 
bei den Dienstleistungen. Diese Werk¬ 
tätigen sind nicht durch das Arbeitsrecht 
geschützt, verdienen wenig und arbeiten 
unter schlechten Bedingungen. 

Die Schere zwischen den Einkom¬ 
men klafft immer weiter auseinander, 
eine kleine Wirtschaftselite profitiert 
von den internationalen Handels- und 
Finanzbeziehungen, aber eine wachsen¬ 
de Zahl von Armen und Arbeitern kann 
kaum mehr ihren Lebensunterhalt ver¬ 
dienen. Themen wie nicht ausreichen¬ 
de soziale Sicherheit, kaum bezahlbare 
Wohnungen oder niedriges Arbeitslo¬ 
sengeld bleiben ein Problem. In Polen 
fallen die sozialen Standards weiter hin¬ 
ter die der „alten“ EU-Länder zurück. 
Wir sind Zeugen eines typischen kapi¬ 


talistischen Mechanismus, des Sozial¬ 
dumpings. 

Die EU ist nur ein Werkzeug der Kri¬ 
senbewältigung und der Verteidigung des 
Kapitals und des Profits. Hinter Phrasen 
von Demokratie ist es das wirkliche Ziel 
der Union, die Armen auszubeuten, den 
Imperialismus zu stärken und die neo¬ 
koloniale Abhängigkeit vieler Länder zu 
bewahren - man denke nur an Libyen, 
den Tschad und Mali. 


UZ: Wie tief steckt Polen in der kapita¬ 
listischen Krise? Wie seht ihr die Rolle 
Deutschlands in der EU? 

Beata Karon: Die Wirtschaft Polens ist 
in hohem Maße abhängig von der und 
eingebunden in die Deutschlands. Es 
gibt zum Beispiel Opel-Werke und an¬ 
dere deutsche Fabriken. Im Falle einer 
Krise werden sie als erste geschlossen. 
Über 24 Prozent der polnischen Expor¬ 


te gehen nach Deutschland, damit wäre 
der Verlust des deutschen Marktes eine 
Katastrophe für viele polnische Unter¬ 
nehmen. 

Wir stehen der deutschen Politik in 
der Krise sehr kritisch gegenüber. Sie 
setzt in den von der Krise betroffenen 
schwächeren Ländern Sparmaßnahmen 
durch, vor allem in Griechenland, Spa¬ 
nien und Italien. Deutschland gehört zu 
den führenden kapitalistischen Mächten 


Europas und nutzt seine Position gegen 
die schwächeren Volkswirtschaften an¬ 
derer Länder. Wir machen uns keine 
Illusionen, das Deutschland möglicher¬ 
weise ähnliche Instrumente gegen Polen 
einsetzen wird. Wir sehen, dass es zwei 
Möglichkeiten der Bewältigung der Kri¬ 
se gibt: Die strengen Vorgaben durch 
Deutschland oder die die sanftere so¬ 
zialdemokratische Variante. Wir lehnen 
beide als sozial ungerecht ab. 


UZ: Was bleibt von den Erfahrungen des 
Sozialismus in eurem Land? Sind sie im 
Gedächtnis der Menschen geblieben? 

Beata Karon: 1989 ist der Sozialismus in 
Polen im Ergebnis einer Übereinkunft 
zwischen führenden Gruppen der Pol¬ 
nischen Vereinigten Arbeiterpartei, die 
den Sozialismus verraten haben, und der 
sogenannten „demokratischen Oppositi¬ 
on“ zusammengebrochen. Fast alle neu¬ 
en politischen Kräfte einschließlich der 
von ehemaligen Mitgliedern der PVAP 
geführten Sozialdemokraten unterstütz¬ 
ten die Einführung des Kapitalismus. 
Das war mit einer antikommunistischen 
Propagandakampagne verbunden, die 
die Geschichte fälschte und den Kapita¬ 
lismus als einzige Lösung darstellte. 

Dennoch erinnern sich viele Polen 
noch an das sozialistische Systems und 
beurteilen es positiv. Das ist vor allem 
der Ansatz der Älteren. Die Jugend weiß 
nichts mehr vom sozialistischen System. 
Sie wissen nur einige Bruchstücke, zum 
Beispiel, dass es keine Arbeitslosigkeit 
und keine Obdachlosen gab. Sie sind 
der antikommunistischen Propaganda 
ausgesetzt. Wir müssen ihnen die Ideen 
und Mechanismen des Sozialismus erklä¬ 
ren - wie er funktioniert, damals und in 
der Zukunft. 

UZ: Morgen findet euer 4. Parteitag statt. 
Welche aktuellen Hauptaufgaben hat die 
KPP? 

Beata Karon: Ich hoffe, dass der 4. Par¬ 
teitag der KPP die Linie der Unterstüt¬ 
zung sozialer Kämpfe und Politik, un¬ 
abhängig von anderen politischen Par¬ 
teien und Wahlbündnissen, bestätigen 
wird. Die KPP unterstützt Streiks und 
gewerkschaftliche Proteste, Aktionen 
gegen die Abschaffung des 8-Stunden- 
Arbeitstages und die Erhöhung des 
Rentenalters auf 67 Jahre. Wir wenden 
uns auch gegen den in Polen erstar¬ 


kenden Militarismus und Nationalis¬ 
mus. Wir verteidigen Denkmäler der 
Roten Armee und der Arbeiterbewe¬ 
gung, die die Behörden schleifen wol¬ 
len. Mitglieder unserer Partei beteili¬ 
gen sich an Initiativen zur Verteidigung 
der Traditionen der Arbeiterbewegung. 
Wir müssen unsere Propaganda in der 
Arbeiterklasse und der Jugend ver¬ 
stärken und unsere Parteistrukturen 
ausbauen. Wir veröffentlichen unse¬ 
re Monatszeitschrift „Brzask“. Unse¬ 
re Aufgabe ist auch, soziale Proteste 
zu verstärken. Heute sind die Arbeiter 
gespalten und haben keine Vertretung. 
Fast alle politischen Parteien konzen¬ 
trieren sich auf die Interessen der pri¬ 
vilegierten Klassen. 

UZ: Eure Partei ist kein Mitglied der Eu¬ 
ropäischen Linkspartei (EEP). Wie ist 
eure Einschätzung dieser Partei? 

Beata Karon: Die ELP versucht ihre 
opportunistische Politik hinter revoluti¬ 
onären Losungen zu verstecken. Das ist 
nichts anderes als klassische Sozialdemo¬ 
kratie mit Illusionen einer Reform oder 
„Humanisierung“ des Kapitalismus. 

Hauptparteien der ELP wie „Die 
Linke“ oder Syriza wollen das kapita¬ 
listische System nicht überwinden. Sie 
wollen die EU als einen „progressiven“ 
Staatenbund, der Wohlstand und Frie¬ 
den garantiert. Es ist eine gefährliche Il¬ 
lusion, die die Menschen von den wirk¬ 
lichen Problemen des Kapitalismus ab¬ 
lenkt. Es kann kein „gerechtes Europa“ 
ohne Sturz des Systems und soziale Re¬ 
volution geben. Die Positionen der Eu¬ 
ropäischen Linkspartei präsentieren den 
Menschen die falsche Perspektive, dass 
es einen Mittelweg zwischen Kapitalis¬ 
mus und Sozialismus gäbe. Hauptziel der 
ELP ist, so viele Sitze wie möglich in den 
nationalen Parlamenten und dem EU- 
Parlament zu erreichen. 

Die Fragen stellte Günter Pohl 



Die Linie der Unterstützung sozialer Kämpfe - Demonstration der Kommunisti¬ 
schen Partei Polens. 
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Tränengas und Propaganda 

25 000 gegen das Spardiktat - Blockupy war ein Erfolg. Grund zum Heulen gab es trotzdem. 


Als die Kamerateams kamen, brannte das Auto noch. Das 
war auch gut so, es gab einen guten Hintergrund für die Be¬ 
richterstattung über die „Randale“ beim Blockupy-Aktions¬ 
tag. Die Feuerwehr war schon dagewesen, hatte den Brand 
ein wenig eingedämmt, einige Zeit später kam sie wieder und 
löschte ihn endgültig. 

Hier hatte sich die Polizei mit vielleicht zwanzig Beam¬ 
ten und zwei Polizeiautos, die quer auf der Straße standen, 
aufgestellt, um den „grünen Finger“, einen Teil der bunten 
Blockupy-Blockaden zu empfangen. Auf dem Weg hierher 
blieb unsere Gruppe ohne uniformierte Begleitung, dafür, 
dass die Polizei sich nach eigenen Angaben auf eine große 
Zahl von „Gewalttätern“ eingestellt hatte, war sie erstaunlich 
wenig zu sehen. Einige Vermummte nutzten die Gelegenheit, 
um einer Straßenbahnhaltestelle und einer Sparkasse die 
Scheiben einzuschlagen. 

Die ersten Polizisten, die der „grüne Finger“ am Morgen 
des Blockupy-Aktionstages trifft, lässt er schnell hinter sich, 
die wenigen Beamten hat unsere Gruppe schnell zur Seite ge¬ 
drängt. Die beiden Autos sind das nächste Ziel der Vermumm¬ 
ten. In der Seitenstraße und, ebenfalls in Sichtweite, hinter der 
eigentlichen Polizeiabsperrung stehen einige Hundertschaften. 

Die Demonstration läuft zwischen den beiden Autos 
durch, vor dem Sperrzaun macht sie halt: Doppelte Sperrgitter, 
darauf NATO-Draht, dahinter einige Hundertschaften Polizei, 
ein Räumpanzer, zwei Wasserwerfer, davor eine zehn Meter 
breite Sperrzone, in der Luft Polizeihubschrauber, im Hinter¬ 


grund der Neubau der EZB. Von vorne hören wir: „Verlassen 
sie den markierten Bereich, sonst wird unmittelbarer Zwang in 
Form des Wasserwerfers eingesetzt.“ Die Markierungen sehen 
wir nicht, denn von hinten schießt die Polizei mit Tränengas. 

Gegenüber den Mainstream-Medien, die unsere Proteste 
diffamieren, gegenüber den Politikern, die die Sachbeschä¬ 
digungen instrumentalisieren und von den Folgen ihrer ver¬ 
brecherischen Politik ablenken und gegenüber der Polizei, 
die die Aktionen Vermummter zum Vorwand nimmt, um uns 
alle anzugreifen, ist klar: Wir lassen uns nicht spalten. Aber 
unter Linken und innerhalb der Blockupy-Bewegung wird 
man doch wohl noch mal fragen dürfen: Wer hat etwas davon, 
dass am 18. März Polizeiautos gebrannt haben? 

Mit einem gewaltigen Aufgebot an Menschen und Ma¬ 
terial stand die Polizei bei Blockupy einigen Tausend Blo¬ 
ckieren! gegenüber, die gemeinsam und entschlossen, auf der 
Grundlage eines im Bündnis diskutierten Aktionskonsens, 
die EZB-Party behinderten. Dazwischen und in der ganzen 
Stadt bewegten sich weitgehend ungestört Gruppen von Ver¬ 
mummten und lieferten die Bilder, die angeblich beweisen, 
dass die Blockupy-Proteste sich weniger gegen die Politik des 
Spardiktats und mehr gegen Glasscheiben aller Art und über¬ 
haupt gegen den ganz normalen Alltag in Frankfurt richteten. 
Kalkulierte Freiräume für Krawalle, eine unüberwindbare 
Festung um die EZB, Knüppel, Pfefferspray und Tränengas 
für die Blockierer - das war die Polizeitaktik bei Blockupy. 

Olaf Matthes 
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Einmal „Podemos“, zweimal 
kommunistische Jugend 

„ Podemos “ wird als spanische Syriza bezeichnet, im Herbst könnte die neue Partei die Wahlen gewinnen. Unter Jugendlichen 
genießt sie große Unterstützung. Was bedeutet das für kommunistische Jugendorganisationen? In Spanien gibt es zwei davon: 
Die „ Union de Juventudes Comunistas de Espaha“ (UJCE) ist mit der Kommunistischen Partei Spaniens (PCE) verbunden, 
die „ Colectivos de Jövenes Comunistas “ (CJC) sind mit der Kommunistischen Partei der Völker Spaniens (PCPE) verbunden. 
UZ sprach mit beiden. 

Ein möglicher Verbündeter 


UZ: Ihr seht „Podemos“ als taktischen 
Verbündeten an - wie arbeitet ihr mit ih¬ 
nen zusammen? 

Jefferson Cärdenas: Wir arbeiten nicht 
mit ihnen zusammen. Wir sagen: „Pode¬ 
mos“ könnte ein taktischer Verbünde¬ 
ter sein. Unsere politische Strategie ist, 
alle Ausdrücke der Wut über die Regie¬ 
rungspolitik zu sammeln. Unser Slogan 
dabei ist die Macht des Volkes und - in 
Bezug auf die Wahlen - die Einheit des 

Jefferson Cärdenas ist internatio¬ 
naler Sekretär der UJCE. 

Volkes. „Podemos“ verstehen wir da¬ 
bei, wie gesagt, als möglichen taktischen 
Verbündeten, um die Bewegung gegen 
die Krise zusammenzuführen. 
Inzwischen sind viele der Kader, der 
führenden Persönlichkeiten aus der so¬ 
zialen Bewegung in „Podemos“ orga¬ 
nisiert. Sie sehen „Podemos“ als einen 
Ort, um ihre Forderungen voranzu¬ 
bringen. Und wir denken, dass wir die¬ 
se Leute für den Sozialismus gewinnen 
müssen. 

Aber „Podemos“ ist ja nicht homo¬ 
gen. Dort sind Kommunisten aktiv, auch 
einige ehemalige Mitglieder unserer 
Organisation. Dort spielen auch auto¬ 
nome Ideen eine Rolle, dort sind aber 
auch Leute aktiv, die sich einfach kei¬ 
ner ideologischen Strömung zuordnen 
möchten. In den vergangenen Jahren, 
seit Beginn der kapitalistischen Krise, 
haben ganz unterschiedliche Kräfte ge¬ 
meinsam gekämpft. 

Nun haben die Kommunistische 
Partei und die Vereinigte Linke (IU) 
eine Plattform unter dem Namen „Ga- 
nemos“ „Wir gewinnen“, ins Leben ge¬ 
rufen. Es ging darum, eine Plattform 
für alle zu schaffen, die auf der Straße 
gegen die Sparmaßnahmen gekämpft 
hatten. Wir haben also entschieden, 
auf dieser Plattform mit „Podemos“ 


zusammenzuarbeiten. Und sie haben 
das abgelehnt, weil sie die Auffassun¬ 
gen dieser Plattform nicht teilten. Sie 
lehnen es ab, sich als rechts oder links 
zu bezeichnen, sie haben auch einige 
Positionen, die für uns unakzeptabel 
sind - zum Beispiel weigern sie sich, 
das Recht auf Abtreibung zu vertei¬ 
digen. „Ganemos“ war trotzdem sehr 
erfolgreich. 

UZ: Innerhalb der Vereinigten Linken - 
besonders in Madrid - gab es doch Aus¬ 
einandersetzungen über das Verhältnis 
zu „ Podemos “ oder? 


Jefferson Cärdenas: Dazu muss man 
sich die Situation der kommunistischen 
Bewegung in Spanien verdeutlichen. 



Pablo Iglesias, der Generalsekretär von 
Podemos. 


Wir sind der Auffassung, dass in der 
Partei und in der IU die Überreste des 
Eurokommunismus nicht völlig über¬ 
wunden wurden. Die Partei hat eine fö¬ 
derale Struktur, sie kann dadurch auch 
nicht den nötigen politischen Einfluss 
in der IU ausüben. Diese Fehler haben 
den Raum geschaffen, in dem „Pode¬ 
mos“ wachsen konnte. 


Um es kurz zu machen: Damit hän¬ 
gen letztlich auch die Auseinander¬ 
setzungen in Madrid zusammen. Hier 
hatten die reformistischen Kräfte in der 
IU die Mehrheit. Inzwischen haben wir 
ganz offiziell mit der Leitung der IU in 
Madrid gebrochen. Die Situation ist 
sehr komplex. 

UZ: Hat „ Podemos “ denn den Wider¬ 
stand gegen die Sparpolitik vorange¬ 
bracht? 

Jefferson Cärdenas: Wir beobachten, 
dass sich in den vergangenen Monaten 
die Kämpfe abschwächen. Viele Aktive 
gehen zu „Podemos“. Seit dem Auftre¬ 
ten von „Podemos“ geht die Mobilisie¬ 
rung dramatisch zurück. 

UZ: Ihr seid der Meinung, dass die Mo¬ 
bilisierung wegen „Podemos “ zurück¬ 
geht? 

Jefferson Cärdenas: Ja, unserer Mei¬ 
nung nach gibt es eine direkte Ver¬ 
bindung. Ein Beispiel - die Bewegung 
derjenigen, die wegen Hypotheken¬ 
schulden von Zwangsräumungen be¬ 
droht sind. Das ist ein wichtiger Ort, 
um Menschen in den Kampf zu brin¬ 
gen und in die direkte Konfrontation 
mit der Staatsmacht. Aber inzwischen 
sind einige führende Persönlichkeiten 
der Bewegung zu „Podemos“ gegangen, 
die Bewegung ist geschwächt.Wir ver¬ 
suchen, innerhalb der Bewegung eine 
Avantgarderolle zu spielen und sie 
wieder auf einen kämpferischen Weg 
zu bringen. Ein anderes Beispiel: Wir 
hatten riesige Mobilisierungen im Rah¬ 
men des „Marsches der Würde“. Dann 
hat „Podemos“ zum „Marsch des Wan¬ 
dels“ aufgerufen - in klarem Gegensatz 
zum „Marsch der Würde“. „Podemos“ 
schwächt die Kommunisten. 

Aber die PCE ist unserer Meinung 
nach der bewussteste Teil der Arbeiter¬ 
klasse Spaniens, trotz aller Widersprü¬ 
che, der am besten organisierte Teil. 


Illusionen bekämpfen 


UZ: Der Aufstieg von „Podemos“ ist ein 
Ausdruck der Unzufriedenheit mit der 
Sparpolitik - das ist doch etwas Positi¬ 
ves, oder? 

Ester Cubero: Die Unzufriedenheit mit 
der Regierungspolitik ist erstmal posi¬ 
tiv. Aber diese Unzufriedenheit muss so 
gelenkt werden, dass sie zur Organisati¬ 
on der Arbeiterklasse beiträgt, zu einer 
Stärkung der Kämpfe. Es geht schließ¬ 
lich darum, die Kämpfe am Arbeits¬ 
platz, an den Schulen und Universitäten, 
in den Stadtteilen weiterzuentwickeln. 
Aber wir beobachten das genaue Ge¬ 
genteil: „Podemos“ trägt zu einer De¬ 
mobilisierung der Massen bei. Denn die 
Illusion, dass sich durch Wahlen etwas 
verändern ließe, sorgt dafür, dass die 
Menschen zu Hause bleiben und nicht 
für ihre Rechte kämpfen. Die Unzufrie¬ 
denheit ist nicht für sich genommen po¬ 
sitiv - sie ist dann positiv, wenn sie zu 
einer Ausweitung der Kämpfe führt. 

UZ: Ihr seht durch die Illusionen, die 
„Podemos“ schürt, gewisse Gefahren. 
Welche? 

Ester Cubero: Wir sehen die Gefahr, 
dass die Menschen denken, eine Par¬ 
tei wie „Podemos“ könne die Probleme 
der Krise lösen - aber tatsächlich dient 
sie den Interessen der Bourgeoisie. Wir 
wollen keine falschen Illusionen erzeu¬ 
gen, wir sagen den Leuten die Wahrheit. 
Denn wenn sie sehen, dass ihre Erwar¬ 
tungen in „Podemos“ enttäuscht wer¬ 
den, kann das zu einer Demoralisierung 


führen. Dadurch würde es schwieriger 
werden, die Arbeiter- und Gewerk¬ 
schaftsbewegung zu stärken. 

UZ: Ihr sagt die Wahrheit - aber es gibt 
schließlich viele Jugendliche, die „ Pode¬ 
mos“ vertrauen. Erreicht ihr die auf die¬ 
se Weise? 

Ester Cubero: Wir haben noch keine 
Erfahrungen mit „Podemos“ als Regie¬ 
rungspartei. Aber sie haben nun Abge¬ 
ordnete im Europäischen Parlament, 
und wir machen deutlich: Diese Abge¬ 
ordneten machen keine Politik zuguns¬ 
ten der Jugendlichen aus der Arbeiter¬ 
klasse. 

Natürlich ist dieser ideologische 
Kampf nicht einfach. Aber in den 
Kämpfen, wenn Jugendliche auf die 
Straße gehen, um ihre Rechte zu for¬ 
dern, in einzelnen Kämpfen für kon¬ 
krete Forderungen, dann können wir 
unsere Analyse verständlich machen, 
weil sie dann mit der jeweiligen Situ¬ 
ation verbunden ist. Die Erfahrungen 
der Massen und die ideologische Ausei¬ 
nandersetzung, die wir führen - so kann 
Klassenbewusstsein entstehen. 

UZ: Welche Kämpfe stehen für euch im 
Moment im Vordergrund? 

Ester Cubero: Der Kampf gegen die Re¬ 
form des Hochschulstudiums entlang 
der EU-Richtlinien spielt zum Beispiel 
eine große Rolle. Wir versuchen, eine 
landesweite Studierendengewerkschaft 
aufzubauen, um die einzelnen Kämp¬ 


fe miteinander zu verbinden. In den 
Gewerkschaften ist zum Beispiel der 
Kampf der Bergleute gegen Betriebs¬ 
schließungen sehr wichtig. In einer klei¬ 
neren Zuliefererfirma, Minerplan, hat 

Ester Cubero ist internationale 

Verantwortliche der CJC. 

der Generalsekretär unserer Organi¬ 
sation den Streik geleitet. Auch in die¬ 
sen Kämpfen stellen wir natürlich die 
Verbindung zum kapitalistischen Drang 
nach Profitmaximierung her. 

UZ: Ihr sagt, ihr müsst „ Podemos“ be¬ 
kämpfen. Was heißt das? Jedes einzelne 
Mitglied? 

Ester Cubero: Es geht darum, gegen die 
falschen Hoffnungen zu kämpfen, die 
„Podemos“ den arbeitenden Menschen 
macht. Es gibt ja auch viele Arbeiter, die 
die Sozialdemokraten wählen, und trotz¬ 
dem arbeiten wir mit ihnen zusammen. 
Nur, wir versuchen deutlich zu machen, 
dass eine Partei - „Podemos“ oder sonst 
irgendeine -, die den Kapitalismus nicht 
beseitigen will, die Interessen der Arbei¬ 
terklasse nicht verteidigen kann. Wenn 
wir sagen, wir kämpfen gegen „Pode¬ 
mos“, dann heißt das: Wir kämpfen ge¬ 
gen die falschen Illusionen, die sie ver¬ 
breiten, nicht gegen die Personen, die 
ihnen glauben. Aber, zum Beispiel, eine 
Zusammenarbeit bei Wahlen mit „Pode¬ 
mos“ käme für uns auf keinen Fall in Fra¬ 
ge. Die Interviews führte Olaf Matthes 


Gastkolumne von Mischa Aschmoneit, Interventionistische Linke 


Ach ja, die Gewalt... 


Etwa 6 000 Menschen, darunter 
etwa 1 000 „Internationais“ aus 17 
europäischen Staaten, umzingelten 
am 18. März frühmorgens um sechs 
Uhr die Europäische Zentralbank in 
Frankfurt/Main und 20 000 bis 25 000 
Menschen beteiligten sich an der De¬ 
monstration um 17 Uhr - das sind die 
entscheidenden Zahlen, an denen 



sich die Mobilisierungsfähigkeit des 
Blockupy-Bündnisses an einem Werk¬ 
tag ablesen lässt. Zu Recht erklären 
DKP und SDAJ hierzu: „Das war ein 
großer Erfolg.“ 

Im Kontrast hierzu steht das Wut¬ 
geheul der Herrschenden und ihrer 
Büttel, aber auch die Nachdenklich¬ 
keit und Besorgnis vieler Gutmeinen¬ 
der über die Gewalt seitens einiger 
Aktivistinnen. 

Fast zehntausend Polizisten haben 
unter Nutzung von über 100 km Sta¬ 
cheldraht und Absperrgittern sowie 
zahlloser Wasserwerfer nicht verhin¬ 
dern können, dass es Blockaden rings 


um die EZB gab. Zugleich gab es eine 
kleinere Anzahl brennender (Poli- 
zei-)Autos, mehrere zerstörte Schei¬ 
ben sowie Auseinandersetzungen mit 
der Polizei. Die Deutsche Polizeige¬ 
werkschaft erfindet deshalb mal wie¬ 
der einen Säureanschlag, durch den 
80 Polizisten verletzt worden seien, 
und das Kolpinghaus deutet einen 
Steinwurf auf ein Tagungshaus in ei¬ 
nen Angriff auf eine Flüchtlingsun¬ 
terkunft um. Der hessische SPD-Chef 
Thorsten Schäfer-Gümbel macht die 
Blockupy für die Gewalt verantwort¬ 
lich. 

Das Blockupy-Bündnis schreibt: 
„Zugleich kritisiert das Bündnis ein¬ 
zelne Aktionen am Vormittag des 
18. März, die außerhalb des Blockupy- 
Aktionskonsens standen und teilwei¬ 
se weder vermittelbar noch verant¬ 
wortbar waren. ... Blockupy kündigt 
an, die Erfahrungen und Geschehnis¬ 
se des 18. März sorgfältig auszuwer¬ 
ten und Konsequenzen für zukünfti¬ 
ge Aktionen in der Bewegung zu be¬ 
raten.“ 

Rudolf Augstein fragt im „Spie¬ 
gel“: „Die Gewalt der Protestieren¬ 
den wird einhellig verurteilt. Aber 
die Gewalt des Systems ignorieren 
wir. Was ist mehr wert: Das Leben ei¬ 
nes griechischen Rentners? Oder ein 
deutscher Streifenwagen?“ 

Beibehaltung der strategischen 
Orientierung auf Massenaktionen des 
Zivilen Ungehorsams, ohne sich der 
berechtigten Wut der Vielen zu ver¬ 
schließen - das ist die politische Kunst 
der kommenden Zeit! 


Gemeinsame Erklärung von SDAJ und DKP 
zu den Blockupy-Protesten in Frankfurt: 


Über 20 000 Menschen demonstrierten 
gegen Banken, Konzerne, Troika und 
deren Kahlschlagpolitik. An einem 
Werktag bewies Blockupy damit eine 
gewachsene Mobilisierungsfähigkeit. 
Das war ein großer Erfolg. 

Dies soll verdrängt werden durch 
Bilder von brennenden Polizeiautos 
und Straßenschlachten. Das war zu 
erwarten, es ist über Wochen herbei 
geredet worden. Darauf war das mar¬ 
tialische Auftreten der Polizei abge¬ 
stimmt. 

Mit einem Millionenaufwand, mit 
mindestens 7 000 schwerbewaffneten 
Polizisten, mit Hubschraubern, Wasser¬ 
werfern, Tränengas und Blendgranaten 
wurde die Party der Reichen geschützt. 
SDAJ und DKP erklären: „Offensicht¬ 
lich hatten die Mächtigen Angst vor ih¬ 
rer eigenen Arroganz. Es passt nicht, 
gläserne EZB-Luxusbauten hochzu¬ 
ziehen, während Millionen in der EU 
in schlimmste Armut fallen. Es passt 
nicht, Lachsschnittchen zu reichen, 
während im Mittelmeer Flüchtlinge an 
der EU-Außengrenze ersaufen. Da soll 


der Widerstand gespalten werden. Da 
braucht man Bilder, die von der Breite 
und Mächtigkeit des Widerstands ab¬ 
lenken. Aber, die Demonstranten lie¬ 
ßen sich nicht aufhalten. Auch nicht 
durch die Provokationen und Provo¬ 
kateure derer, die tagtäglich Millionen 
Menschen Gewalt antun. 

Bereits morgens beteiligten sich 
Tausende an den Blockaden. Die große 
internationale Beteiligung war beein¬ 
druckend. Ebenso die stärkere Beteili¬ 
gung von Gewerkschaftern, die auf ih¬ 
rer Demonstration am Vormittag zum 
Römer mehr als 2 000 Teilnehmer zähl¬ 
ten. Am Abend demonstrierten alle ge¬ 
meinsam. Es waren mehr als 20 000, die 
durch Frankfurt zogen. Diese Bilder 
sah man nicht im Fernsehen. Mitglie¬ 
der der DKP und der SDAJ waren bei 
all diesen Aktionen beteiligt und bil¬ 
deten bei den Demonstrationen einen 
gut sichtbaren Block. Das alles finden 
wir ermutigend und vorwärtsweisend. 
Dieser Widerstand muss weiter gehen 
und weiter verbreitet werden z.B. bei 
den Protesten gegen den G7-Gipfel“. 



Frankfurt am Main, 18. März 2015 
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Theorie und Geschichte 
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Ein Theoretiker der Praxis 
und ein Praktiker der Theorie 

Ehrung zum 90. Geburtstag von Robert Steigerwald in Eschborn 



D ie Stadthalle in Eschborn bot am vergange¬ 
nen Sonnabend einen würdigen Rahmen: 
Mehr als 130 waren in den Ratssaal ge¬ 
kommen, um Robert Steigerwald anlässlich seines 
90. Geburtstages zu ehren - darunter Genossinnen 
und Genossen der DKP aus Hessen und anderen 
Bundesländern, Mitglieder der Partei „Die Linke 4 , 4 
Weggefährten, alte Freunde. Eine PowerPoint-Prä- 
sentation zeigte Etappen seines Lebens und des 
Kampfes von KPD und DKP. Erich Schaffner be¬ 
gleitete die Ehrung mit Liedern und Rezitationen. 

★ 

Eingangs fand der Bürgermeister der Stadt 
Eschborn, Mathias Geiger, herzliche Worte. 

Und nicht nur der Vorsitzende der DKP, Patrik 
Köbele, sondern auch Willi van Ooyen, Landtags¬ 
abgeordneter der Partei „Die Linke 44 und Frakti¬ 
onsvorsitzender im hessischen Landtag sowie seit 
vielen Jahren in der Friedensbewegung aktiv, gra¬ 
tulierten. Van Ooyen kennt - wie viele andere - 
Robert Steigerwald nicht nur als marxistischen 
Theoretiker: „Du warst immer ein Theoretiker 
der Partei - aber kennengelernt habe ich dich auf 
der Straße. 44 Und Willi van Ooyen versprach - wohl 
auch mit Blick auf die Blockupy-Proteste der Wo¬ 
che und die folgenden Angriffe aus CDU/CSU und 
SPD gegen die Partei „Die Linke 44 : „Wir werden 
uns nicht im Parlament verstecken, sondern wei¬ 
terhin auf die Straße gehen. 44 

Patrik Köbele würdigte nicht nur den Lebens¬ 
weg von Robert Steigerwald, sondern betonte un¬ 
ter anderem auch: „Er war und ist ... im besten 
Sinne ein kommunistischer Intellektueller, also 
ein Theoretiker der Praxis und ein Praktiker der 
Theorie. Das war und ist für seine Genossinnen 
und Genossen auch nicht immer widerspruchs¬ 
frei, man munkelt, dass er als Abteilungsleiter 
beim Parteivorstand der DKP manchmal Konflik¬ 
te auszutragen hatte, weil er das Büro doch oft ger¬ 
ne von hinten sah, um sich in den Gruppen und 
Kreisen, auf Veranstaltungen den Auseinander¬ 
setzungen mit Freund und Feind zu stellen. 44 Die 
DKP habe Robert „unendlich viel zu verdanken. 
Seine Mitwirkung in der Programmentwicklung, 
seine Überlegungen zur Strategie, seine Arbeit 
bei der Vermittlung unserer Weltanschauung als 
Mittel zum Erkennen der Welt und natürlich auch 
seinen ideologischen Straßenkampf in und außer¬ 
halb der DKE 4 


Für die Freidenker überbrachte ihr Vorsitzen¬ 
der Klaus Hartmann herzliche Grüße. 

Nachlesenswert sind auch die Beiträge* der 
anderen Gratulanten - unter ihnen leider nur 
eine Frau: Von Willi Gerns zu „Robert Steiger¬ 
walds Beitrag zur Herausarbeitung der strategi¬ 
schen Orientierung des Kampfes um antimono¬ 
polistische Übergänge auf dem Weg zum Sozia¬ 
lismus 44 Andras Gedö (ungarischer marxistischer 
Philosoph) zu „Postmoderne Marxismen 44 , Ar¬ 
nold Schölzel zu „Marxismus und die Ursprün¬ 
ge der Frankfurter Schule 44 Manfred Lauermann 
zu „Hegel nach Marx 44 . Gretchen Binus, Politöko- 


nomin, Mitglied des Ältestenrates der Partei „Die 
Linke 44 und des „Marxistischen Forums 44 sprach 
„Zum staatsmonopolistischen Funktionsmecha¬ 
nismus unter dem Zwang internationaler Kräf¬ 
teverschiebungen 44 und bot viele Ansatzpunkte 
zu weitergehenden Diskussionen über „Imperi¬ 
alismus heute 44 . Der marxistische Philosoph Al¬ 
fred Kosing stellte die Frage „Wie sozialistisch 
war der reale Sozialismus 44 und verwies in seinem 
Beitrag dabei vor allem auf die Entwicklungen in 
den ersten beiden Jahrzehnten der Sowjetmacht. 
Der Historiker Heinz Karl vom Marxistischen 
Arbeitskreis zur Geschichte der deutschen Ar¬ 


beiterbewegung bei der Partei „Die Linke 44 mach¬ 
te auf wichtige Denkanstöße Robert Steigerwalds 
im Zusammenhang mit Geschichtsfragen auf¬ 
merksam. 

Robert bedankte sich bei allen Rednerin- 
nen und Rednern, erklärte aber auch mit einem 
Schmunzeln, so viel Lobendes höre man sonst nur 
auf Beerdigungen, er aber lebe noch - und werde 
sich weiter einmischen ... 

Nina Hager 

* Die Beiträge werden EndeJuli als Festschrift in der Edi¬ 
tion Marxistische Blätter veröffentlicht. 


Heute Europa, morgen die Welt 

Deutsche Großmachtpolitik in fünf Etappen • Eine Rezension 


In einer Zeit imperialistischer Serienkriege, zu¬ 
nehmender Widersprüche in der Gesellschaft der 
einzelnen Länder und in internationalem Rahmen 
zwischen den Staaten, zunehmend auch zwischen 
den imperialistischen Mächten, in einer Zeit der 
von den imperialistischen Mächten geschürten 
Destabilisierung der einzelnen Staaten und der in¬ 
ternationalen Lage und der Bedrohung von Frie¬ 
den und Sicherheit der Völker, in einer Zeit, in der 
die imperialistischen Großmächte den Krieg er¬ 
neut als Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele 
praktizieren, ist die öffentliche Behandlung dieses 
Themas ein dringendes Erfordernis und ein be¬ 
grüßenswerter Vorgang. Dies um so mehr als die 
von Monopolen beherrschte Medienlandschaft 
ihre Aufgabe darin sieht, die tatsächlichen Pro¬ 
zesse und ihre Geschichte, deren Ursachen und 
die Verursacher der Gefahren mit einem Nebel¬ 
schleier zu umgeben, der es ihnen ermöglicht, die 
Lüge als Wahrheit zu präsentieren, um die Men¬ 
schen in willenlose „Marschierer 44 zu verwandeln. 

★ 

Das Autorenkollektiv hat sich die Aufgabe ge¬ 
stellt, der Frage nachzugehen, welches Verhalten, 
welche Ansprüche und Anmaßungen zu Krieg 
und Weltbrand führen und Antwort darauf zu ge¬ 
ben. 

Die Autoren geben der Entwicklung der Poli¬ 
tik des deutschen Imperialismus besondere Be¬ 
deutung. In fünf Kapiteln gelingt es ihnen, „die 
deutsche Geschichte seit Mitte des 19. Jahrhun¬ 
derts an(zu)schauen und auf verständliche Weise 
nachzuvollziehen, was sich verändert hat und was 
gleich geblieben ist im Verhalten, in den Zielen 
und Strategien der deutschen Staatsführungen 44 . 

Sie konzentrieren sich auf Geschichte, aber 
behandeln diese mit einem deutlichen Blick auf 
die Forderungen des Tages. Sie schreiben mit der 


Absicht, wieder Zeiten herbeizuführen, in denen 
die Menschen in der Lage sind, aus dem Gesche¬ 
henen auf das zu schließen, was auf der Seite der 
Herrschenden zu geschehen droht und was, im In¬ 
teresse der Menschen, geschehen muss. 

Das Autorenkollektiv schreibt Geschichte für 
die Gegenwart. 

Im ersten Kapitel, das die Zeit von 1871 bis 
1914 umfasst, wird der Anspruch der Zuspätge- 
kommenen, die fieberhafte Aufholjagd des deut¬ 
schen Kapitals und sein offensichtlich werdender 
Drang nach ökonomischer und politischer Herr¬ 
schaft beschrieben. Der Staat wurde, nach der 
Herstellung der staatlichen Einheit 1871 benutzt, 
um den Verwandlungsprozess der feudalen in die 
kapitalistische Produktionsweise treibhausmäßig 
zu fördern und die Übergänge abzukürzen. (Karl 
Marx, Das Kapital, Bd. 23, S. 779) 

In einem zweiten Kapitel, das die Zeit von 
1918 bis 1933 umfasst, werden unter der Über¬ 
schrift „Rüstung und Revanche 44 der „Wieder¬ 
aufstieg des Geschlagenen 44 sowie wichtige Ein¬ 
schnitte in der Geschichte Deutschlands nach dem 
1. Weltkrieg dargestellt. Dazu gehören die Novem¬ 
berrevolution und die Wandlung Deutschlands 
zur Republik, der Versailler Vertrag, seine Folgen 
und die Politik der Herrschenden „die Ergebnis¬ 
se von Versailles zu revidieren und Deutschland 
wieder weltmachtfähig zu machen 44 . Die Schilde¬ 
rungen spiegeln die Formierung der imperialis¬ 
tischen, antidemokratischen Kräfte des Finanz¬ 
kapitals und des Militarismus und deren Politik 
wider, die hinter dem bürgerlich-demokratischen 
Schutzschild des Weimarer Staates auf die Besei¬ 
tigung der Demokratie und die Errichtung der fa¬ 
schistischen Diktatur gerichtet war. 

Die dritte Etappe von 1933 bis 1945 behandelt 
die Politik, die den „Griff nach der Weltmacht 44 
mit dem „deutsche(n) Faschismus als Sprung¬ 


brett 44 verwirklichen sollte. Es werden Hauptzü¬ 
ge des Weges nachgezeichnet, der von der Macht¬ 
ergreifung des Faschismus zur Entfesselung des 
zweiten Weltkrieges und zum Überfall auf die So- 
wjetunion bis zum Sieg der Sowjetunion über den 
Faschismus reichen. 

Die Hälfte des Buches beschäftigt sich mit der 
Zeit nach 1945. Im 4. Kapitel, das die Zeit von 
1945 bis 1989 umfasst, wird der Beginn des neu¬ 
en Anlaufs dargestellt und als „der lange Marsch 
durch Wiederaufbau und Kalten Krieg 44 beschrie¬ 
ben. Es wird die Linie verdeutlicht, die von den 
ersten Versuchen des deutschen Kapitals und den 
militaristischen Kräften nach 1945, bis zur Ein¬ 
verleibung der DDR 1989 führt. Eindeutig wird 
die Restauration der Macht des Kapitals und sei¬ 
ner Politik dargestellt. - Man hätte sich allerdings 
noch wünschen können, diese Entwicklungen, be¬ 
sonders in den 1950er Jahren, noch stärker in ihrer 
Wechselwirkung mit den internationalen Ausein¬ 
andersetzungen dargestellt zu sehen. 

Das Schlusskapitel führt bis in die Gegenwart. 
Es wird unter den Leitgedanken „Auf zu neuen 
Ufern. Die erneute Entfesselung einer aggressiven 
Weltmacht 44 gestellt. 

Mit zahlreichen Bildern, Diagrammen, Ex¬ 
kurs-Kästen und einer Zeitleiste mit zentralen 
Ereignissen wird ein besseres Erfassen der be¬ 
handelten Inhalte unterstützt. 

Insgesamt wird ein Überblick über die Ge¬ 
schichte der deutschen Politik, besonders der Au¬ 
ßenpolitik vermittelt, der zugleich einen Beitrag 
leistet mit gegenwärtigen Legenden von der Un¬ 
schuld des deutschen Imperialismus aufzuräumen, 
die in Zusammenhang mit den Jahrestagen der 
zwei Weltkriege des 20. Jahrhunderts besonders 
intensiv propagiert werden und immer wieder auf 
die Behauptung hinauslaufen, dass Deutschland 
stets in die Kriege hineingezogen wurde. Die Dar¬ 


stellung deutscher Politik seit der Herstellung der 
deutschen Einheit 1871 verdeutlicht das expansi¬ 
ve, imperialistische Wesen sowie die Kontinuität 
in der Politik der deutschen Monopole und Regie¬ 
rungen bis in die Gegenwart hinein. 

Die Lektüre erleichtert es dem Leser, hinter 
die Kulissen zu schauen und besser zu verstehen, 
warum es so oft in der Geschichte nicht gelungen 
ist, den Erwartungen der Menschen nach Frieden 
gerecht zu werden. Anton Latzo 

Autorenkollektiv, Heute Europa, morgen die Welt. 
Deutsche Großmachtpolitik in fünf Etappen, Editi¬ 
on Ost im Verlag Das Neue Berlin, Berlin 2014,ISBN 
978-3-360-01 861-8 
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Die harten Burschen von Birmingham 

„Peaky Blinders“ - eine Serie der BBC mit historischem Hintergrund wird auf Arte gezeigt 


E ine Waffenlieferung wurde geka¬ 
pert. Chefinspektor Chester Cam- 
pell wird aus Belfast, wo er sich 
durch Ermordung vermeintlicher An¬ 
gehöriger der IRA einen Namen ge¬ 
macht hat, nach Birmingham geholt und 
hat zwei Verdächtige: einen Kommunis¬ 
ten und ein Mitglied der Peaky Blin¬ 
ders. Beide stammen aus den Arbeiter¬ 
vierteln Birminghams, beide waren als 
Soldaten im 1. Weltkrieg. Während der 
Kommunist seine im Krieg erworbenen 
Erfahrungen nutzt, um in den Fabriken 
Streiks gegen Lohnkürzungen zu orga¬ 
nisieren, nutzt Tommy Shelby, Anführer 
der Peaky Blinders, seine Erfahrungen 
um die Geschäfte seiner Familienmafia 
auszubauen. 

Die BBC-Serie „Peaky Blinders - 
Gangs of Birmingham“, die derzeit auf 
Arte gezeigt wird, spielt in den 1920er 
Jahren. Die Serie hat eine historische 
Grundlage, auf die sie sich lose be¬ 
zieht: Die Peaky Blinders waren eine 
Art Hooligan-Schlägertruppe, die sich 
durch ihren (lumpen-)proletarischen 
Hintergrund, ihre Erscheinung (der 
Name verweist auf die getragenen Müt¬ 
zen) und ihre Brutalität auszeichneten. 
Sie waren aber vor allem Ende des 19. 
Jahrhunderts in Birmingham aktiv und 
eher eine berüchtigte Jugendbande denn 
eine wohlorganisierte Mafia, die lukra¬ 
tive Wettgeschäfte unter ihre Kontrolle 
bringt, wie in der BBC-Adaption. 

Es wird deutlich, dass die Polizei sich 
mit der Mafia lieber arrangiert, während 
die Kommunisten mit aller Härte ver¬ 
folgt werden. Um mit dem Chefinspek¬ 
tor Absprachen treffen zu können, muss 
sich Mafiaboss Tommy von seiner Ver¬ 
gangenheit, seiner sozialen Herkunft und 
Teilen seiner Familie - seine Schwester 
heiratet einen Kommunisten - distanzie¬ 
ren. „Ich teile ihre Träume nicht“, versi¬ 
chert er dem Chefinspektor. Und auch 
seine Mutter weiß: „Ein Kommunist in 
der Familie ist schlecht fürs Geschäft.“ 
Und so kommt es zum Zweckbündnis 
zwischen „Coppers“ und Mafia auf dem 
Rücken der Kommunisten: „Ich kriege 
Informationen und Schutz und Sie krie¬ 
gen - na ja - Bolschewiken“ fasst der 


Boss der Peaky Blinders das getroffe¬ 
ne Abkommen zusammen. Da spielt es 
auch keine Rolle mehr, dass die Kommu¬ 
nisten im Grunde von niemandem ernst 
genommen werden und von Anfang an 
klar ist, dass sie für den Waffenraub nicht 
verantwortlich sind. 

Der Kommunist Freddie Thorne, ge¬ 
spielt vom israelisch-britischen Darstel¬ 
ler Iddo Goldberg, wird in der Serie sehr 
wohlwollend dargestellt. Er ist der Auf¬ 
rechte in der Serie und der Einzige, der 
von der Mafia kein Geld nimmt, keine 
Geschäfte mit ihr macht und nicht auf 
ihre Drohungen reagiert. 

So wird er in einer Welt der Konkur¬ 
renz, die mit aller Härte ausgetragen 
wird, notwendig zum Opfer degradiert. 
Zu Beginn der Serie noch wortgewalti¬ 
ger Anführer diverser Streiks, die allen, 
die Geld machen wollen auf dem Rü¬ 
cken der Arbeiterfamilien, ein Dorn im 
Auge sind, wird nach und nach deutlich 
gemacht: Freddie taugt bestenfalls zum 
Märtyrer. Wo Kirchen ein Ort sind, an 
dem ungestört Mafiageschäfte bespro¬ 
chen werden können, wird der Kommu¬ 
nist zum Heiligen verklärt, dessen Ak¬ 
tionen für den Fortgang der Geschäfte 
zwar ärgerlich sind, aber letztlich folgen¬ 
los bleiben müssen. 



Ein Bandenmitglied mit starkem Argument 


Edward P.Thompson bezeichnete Birmingham in seinem Werk„Die Entstehung 
der englischen Arbeiterklasse“ als„Die Hauptstadt der kleinen Meister“ und sah 
in ihnen die sozialen Träger radikaler Ideen in der Arbeiterklasse Birminghams. 
Im „Black Country“ nördlich und westlich von Birmingham, wo imTagebau Koh¬ 
legewonnen wurde, dominierte dagegen das ungelernte Proletariat. Diese Teile 
der Klasse, die nicht selten irische Wurzeln hatten, bilden das soziale Umfeld, 
in dem die BBC-Serie „Peaky Blinders“ spielt. 

Dass ein Ire als Hauptdarsteller ausgewählt wurde, in der Stammkneipe der 
Peaky Blinders irische Volkslieder vorgetragen werden und die Irish Republican 
Army (IRA) zu einem Schwätzchen über Waffenbeschaffung für ihren Krieg ge¬ 
gen die britischen Besatzer (1919-1921) vorbeischaut, ist eine Darstellung, die 
auf diesem Hintergrund zumindest möglich erscheint. 

Drehbuchautor Steven Knight schildert die Nachkriegszeit als eine Zeit des 
Aufruhrs und der Gewalt, nicht zuletzt von Seiten des Staates. Von RadioTimes 
wird er dazu zitiert: „Ich erinnere mich an meinen Vater, der erzählte, dass es 
passieren konnte dass ein Kerl aufstand und über die Russische Revolution re¬ 
dete und dass sie ihn packten, in einen Lieferwagen schmissen und er nie wie¬ 
der auftauchte. Da denkst du, dass das nicht das ist, was in den Büchern steht. 
Aber wenn du nachforschst und dir die Dokumente aus derzeit besorgst,dann 
stellst du fest, dass es so passiert ist.“ 


Die Peaky Blinders und allen voran 
ihr Anführer Tommy sind jedenfalls - ab¬ 
gesehen von ein paar Szenen, in denen 
es dann doch gehörig menschelt - bereit, 
ihre Klassenbrüder und Kameraden zu 
verraten, um den sozialen Aufstieg zu 
sichern. Dabei greift Tommy auf Me¬ 
thoden zurück, die aus anderen Mafia- 
Geschichten („Sopranos“, „Der Pate“) 
bekannt sind: Wieder einmal wird die 
Geschichte der Mafia als Geschichte von 
Familien geschildert, die ums Überleben 
kämpfen und immer wieder das nötige 
Übel tun (müssen), um es zu sichern, 
scheint es. 

Mafia-Chef Tommy hat die Gabe, 
Menschen einzuschätzen und ihnen zu 
suggerieren, dass er hat, was sie wollen. 
Dabei haben die Peaky Blinders aber 
keine - meines Erachtens immer etwas 
anstrengenden - umfassenden Moral¬ 
und Verhaltenskodizes, die sie und ihre 


Umgebung beachten müssen. Sie sind 
stolze Arbeiter, ihre Disziplin liegt in der 
Anerkennung des Anführers und seiner 
„Werte“.Religion,Nation,Klasse ... alles 
nur Mittel zum Zweck. Lars Mörking 

Peaky Blinders - Eine Serie von Steven 
Knight 

1. Staffel (GB, 2013,6 x 56 Min.) 

Regie: Otto Bathurst - Drehbuch: Steven 
Knight 

Mit: Cillian Murphy (Thomas Shelby), 
Sam Neill (Chief Inspector Campbell), He¬ 
len McCrory (Tante Polly), Paul Anderson 
(Arthur Shelby), Anabelle Wallis (Grace 
Burgess), Sophie Rundle (Ada Shelby) Ka¬ 
mera: George Steel - Schnitt: Chris Bar¬ 
well - Musik: Mearl - Produktion: Caryn 
Mandabach Productions Ltd,Tiger Aspect 
Productions Ltdn und BBC. 

Soundtrack von Nick Cave, Jack White 
u.a. 


Eine empfehlenswerte Fotoausstellung im Berliner Willy-Brandt-Haus 


Der „Kleine-Leute-Blick 



Menschen, vor allem Kinder, faszinierten Vivian Maier. 


W arm haben Sie zuletzt Ihren 
Keller aufgeräumt? Wenn 
Ihnen dazu der Antrieb 
fehlt, könnte Sie eine Ausstellung an¬ 
regen, die derzeit (noch bis 12. April) 
im Willy-Brandt-Haus zu sehen ist: 
„Vivian Maier - Street Photographer“ 
heißt sie und präsentiert das Werk ei¬ 
ner bis zu ihrem Tod völlig unbekann¬ 
ten Amateurfotografin aus Chicago, 
die als 83-Jährige 2009 unbeachtet und 


verarmt starb. Ihr Werk kam nur durch 
den Zufallsfund eines jungen Maklers 
namens John Maloof ans Licht und ist 
nun weltweit in Museen und Galerien 
zu sehen. Maloof fand es zunächst bei 
einer Auktion von Wohnungsauflösun¬ 
gen und danach in Kellern von Fami¬ 
lien, die außer einem gewissen Wohl¬ 
stand nur eines gemeinsam hatten: ein 
zeitweilig bei ihnen beschäftigtes Kin¬ 
dermädchen, eben jene Vivian Maier! 


Denn die hatte über vierzig Jah¬ 
re lang ihren Blick nicht nur auf ihre 
Schützlinge gerichtet, sondern auch - 
mit einer zweiäugigen Rolleiflex-Ka- 
mera, später einer Leica III bewaff¬ 
net - auf den Alltag ihrer Umgebung 
und später auch der Städte, in die sie 
eine Weltreise führte. Ihr karger Lohn 
als „Nurse“ erlaubte ihr keine eigene 
Wohnung, darum wohnte sie im Haus 
ihrer jeweiligen Arbeitgeber, in deren 
Kellern sie auch ihre immer weiter 
wachsende Sammlung von Negativen, 
Abzügen, Schmalfilmen und allerhand 
Utensilien deponierte. Sie war nie ver¬ 
heiratet, hatte keine eigenen Kinder 
und lebte sehr zurückgezogen. Ihre Fo¬ 
tos zeigte sie niemandem und selbst ihr 
Entdecker Maloof ist sich nicht sicher, 
ob sie die Popularität wirklich gewollt 
hätte, die er mit seiner Sammlung, sei¬ 
nem Film „Finding Vivian Maier“ und 
seinen Fotobüchern ihrem Werk nun 
verschafft. 

Dabei war sie sich der künstleri¬ 
schen Qualität ihrer Fotos offenbar 
durchaus bewusst, wie aus ihrer Korre¬ 
spondenz mit einem Fotostudio hervor¬ 
geht, in der sie genau angibt, wie sie ihre 
Abzüge haben möchte. Obwohl sie in 
späteren Jahren auch in Farbe arbeite¬ 
te, sind ihre Schwarzweiß-Aufnahmen 
spürbar eindrucksvoller. Auffällig ist 
auch ihr Sinn für ungewöhnliche Moti¬ 
ve und Perspektiven, der ihren Bildern 
eine sehr persönliche Note verleiht. 
Einen besonderen Reiz erhalten ihre 
Arbeiten durch die Kameratechnik, die 
es ihr erlaubte, vielfach unbemerkt zu 
fotografieren, weil sie die Kamera nicht 
vors Auge heben musste. Die so entste¬ 
hende leichte Untersicht „erhöht“ fast 
unmerklich die Menschen vor ihrer 


Linse; da diese oft zur ärmeren Bevöl¬ 
kerung gehören, vermeidet Maier auf 
diese Art jeden entwürdigenden „Blick 
von oben herab“. Dagegen scheinen 
ihre zahlreichen Selbstporträts gera¬ 
de in die umgekehrte Richtung konzi¬ 
piert: Raffiniert nutzt sie Schatten und 
Spiegel, mit denen sie sich selbst oft 
„gesichtslos“ oder so klein macht, dass 
man sie wie in einem Vexierbild nur bei 
genauen Hinsehen entdeckt. So wenig 


Aufhebens von sich zu machen zeugt 
von wahrer Größe! Hans-Günther Dicks 

Die Ausstellung ist geöffnet diens¬ 
tags - freitags 12 bis 18 Uhr, samstags, 
sonntags 12-20 Uhr. Kostenlose Füh¬ 
rung sonntags 15.00 Uhr. Eintritt frei! 
Ausweis erforderlich! Adresse: Willy- 
Brandt-Haus, Wilhelmstraße 140,10 963 
Berlin) 

Anzeige 
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Hintergrund 


unsere zeit m 


Vor 15 Jahren: 

Putin wird zum Präsidenten gewählt 

Hintergründe einer Zäsur im postsowjetischen Russland 


A m 26. März 2000 fanden in der 
Russischen Föderation vor¬ 
gezogene Präsidentenwahlen 
statt. Im Ergebnis wurde Putin, des¬ 
sen Namen wenige Monate zuvor 
über seine Heimatstadt hinaus noch 
kaum jemand kannte, bereits im ers¬ 
ten Wahlgang zum russischen Prä¬ 
sidenten gewählt. Auf ihn entfielen 
52,94 Prozent und auf seinen kom¬ 
munistischen Opponenten Sjuganow 
29,21 Prozent der Stimmen. 

Von Jelzin zu Putin 

Wenn man die Hintergründe für den 
Wahlsieg Putins verstehen will, muss 
man sich die damalige konkrete Situ¬ 
ation in Russland vor Augen führen: 
Nach zehn Jahren Konterrevolution 
war die Sowjetmacht zerschlagen. An 
ihre Stelle war die persönliche Dik¬ 
tatur Jelzins getreten. Der im Westen 
als Demokrat gefeierte Machthaber 
herrschte wie ein absoluter Monarch. 
Das aufmüpfige Parlament hatte er 
von Panzern zusammenschießen las¬ 
sen und sich eine autoritäre Ver¬ 
fassung basteln lassen, die ihm Ent¬ 
scheidungsvollmachten gab, die sich 
nur mit denen solcher Diktatoren ver¬ 
gleichen ließ wie seinerzeit Pinochet 
in Chile. Wirkliche Entscheidungen 
wurden nicht von gewählten Volks¬ 
vertretern sondern von einem „Kü¬ 
chenkabinett“ auch „Jelzin-Familie“ 
genannt, getroffen, dem neben Zar 
Boris und seiner Tochter, Oligarchen 
wie Beresowski, dubiose Tennispart¬ 
ner und andere Hofschranzen ange¬ 
hörten. 

Besonders dankbar war man Jelzin 
im Westen für seine „Wirtschaftsre¬ 
formen“. Im Zuge der größten Priva¬ 
tisierung nationalen Reichtums in der 
Weltgeschichte war 2000 der weitaus 
größte Teil der russischen Wirtschaft 
bereits in privaten Händen. Die Filet¬ 
stücke konnten mit Unterstützung der 
Staatsbürokratie und kriminellen Ma¬ 
chenschaften die Oligarchen für Spott¬ 
preise an sich reißen. Mit der Privati¬ 
sierung erreichte die Kriminalität im 
wirtschaftlichen Bereich ungeheure Di¬ 
mensionen. Nach Angaben von Inter¬ 
pol operierten 1998 in Russland rund 
10 000 Verbrechergruppen, die rund 
40 000 Betriebe und Banken kontrol¬ 
lierten. Etwa die Hälfte der russischen 
Wirtschaft - so stellte Gernot Erler in 
einem Beitrag vom 29.11.1999 in der 
„Frankfurter Rundschau“ fest - funk¬ 
tionierte damals als Schattenwirtschaft 
außerhalb der Gesetze. Die politische 
Diktatur des Jelzin-Regimes und die 
kriminelle Privatisierung hatten zu ge¬ 
sellschaftlichen Verhältnissen geführt, 
die mit Recht als Raubtierkapitalismus 
bezeichnet wurden. 

Nicht weniger dramatisch waren 
die Folgen der Öffnung des Landes für 


das Auslandskapital und ausländische 
Waren. Die russische Industrie brach 
unter dem Druck der Auslandskon¬ 
kurrenz weitgehend zusammen. Die 
Industrieproduktion hatte sich bis 
1999 im Vergleich zur 1990 halbiert. 
Drei Viertel der landwirtschaftlichen 
Betriebe waren unrentabel. Der ein¬ 


zige florierende Wirtschaftsbereich 
war die Rohstoffförderung für das 
Ausland. Die Folgen zeigten sich in 
der Arbeitslosigkeit, deren offizielle 
Quote 1999 12 Prozent betrug. Viele 
Millionen waren von verdeckter Ar¬ 
beitslosigkeit betroffen, indem sie sich 
als Kleinhändler oder auf andere Wei¬ 
se durchschlagen mussten. Die Löhne 
der Beschäftigten und die Renten san¬ 
ken in der Zeit der Jelzin-Herrschaft 
im Schnitt auf ein Fünftel. Mehr als 
die Hälfte der Bevölkerung Russlands 
lebte 1999 in Armut, ein Drittel an der 
Grenze zur Verelendung. 

Auf diesem Hintergrund stürzte die 
Popularität Jelzins buchstäblich ins 
Nichts ab. Bei den Präsidentenwahlen 
1996 war es ihm zwar mit den Dollar¬ 


millionen, die die Oligarchen in sei¬ 
ne Wahlkampagne pumpten, mit dem 
vollen Einsatz der staatlichen und der 
von den Oligarchen beherrschten Me¬ 
dien und des ganzen Staatsapparats zu 
seinen Gunsten sowie mit massiven 
Wahlfälschungen noch einmal gelun¬ 
gen, seine Ablösung durch den Kan¬ 


didaten der KPRF zu verhindern. Im 
ersten Wahlgang im Juni 1996 entfie¬ 
len auf Jelzin 35, 28 Prozent der ab¬ 
gegebenen Stimmen und auf Sjuga¬ 
now 32,03 Prozent. Im zweiten Wahl¬ 
gang erhielt er dann 53,82 Prozent der 
Stimmen, Sjuganow 40,31 Prozent. 

Der Niedergang Jelzins war aber 
nicht mehr aufzuhalten. Ein Ersatz¬ 
kandidat musste gefunden und aufge¬ 
baut werden. Der weitgehend unbe¬ 
kannte KGB-Offizier und Leningra- 
der Provinzpolitiker Putin wurde nach 
Moskau geholt. Im Eildurchlauf stieg 
er vom stellvertretenden Leiter der 
Kreml-Liegenschaftsverwaltung (Au¬ 
gust 1996) über den stellvertretenden 
Kanzleileiter Präsident Jelzins (März 
1997) und stellvertretender Chef der 
Präsidialverwaltung (Mai 1998) zum 
Direktor des Inlandsgeheimdienstes 
FSB (Juli 1998) und außerdem (ab 
März 1999) zum Sekretär des Sicher¬ 
heitsrats der Russischen Föderation 
auf. Am 9. August 1999 ernannte Jel¬ 
zin ihn dann zum Ministerpräsiden¬ 
ten. Als Jelzin am 31. Dezember 1999 
sein Präsidentenamt niederlegte über¬ 
nahm Putin laut Verfassung auch die 
Amtsgeschäfte des Präsidenten der 
Russischen Föderation bis zur Wahl 
des Nachfolgers im März 2000. 

Für seine Wahl waren damit die 
denkbar besten Voraussetzungen ge¬ 
schaffen. Er konnte den Amtsbonus 
nutzen. Der gesamte Staatsapparat, 
die staatlich gelenkten Medien, die 
Präsidentenpartei „Einheit“ und die 
Unterstützung anderer Parteien so¬ 
wie die Gunst der russisch-orthodo¬ 
xen Kirche standen ihm zur Verfü¬ 
gung. Als Ministerpräsident hatte er 
sich mit seinem harten Vorgehen im 
Tschetschenien-Krieg und nationalis¬ 
tischen Tönen große Sympathien im 
Volk erworben. Das hatten bereits die 
Duma-Wahlen im Dezember 1999 ge¬ 


zeigt, bei denen die zu seiner Unter¬ 
stützung aus dem Boden gestampfte 
Partei „Einheit“ von einer nationa¬ 
listischen Welle getragen, aus dem 
Nichts hinter der KPRF zur zweit¬ 
stärksten Partei wurde. 

Putins nationalistische und staats¬ 
patriotische Wahlkampflosungen so¬ 


wie das demagogische Versprechen, 
die verhassten Oligarchen „als Klas¬ 
se liquidieren“ zu wollen, zeigten bis 
ins potentielle Wählerpotential der 
KPRF hinein Wirkung. Nicht zuletzt 
kam Putin zugute, dass er nach den 
ersten hundert Tagen als Minister¬ 
präsident auf bescheidene wirtschaft¬ 
liche Erfolge verweisen konnte: ein 
Produktionswachstum von 7,5 Pro¬ 
zent, steigende Haushaltseinnahmen 
und eine Senkung der Inflationsrate. 
Diese „Erfolge“ waren zwar wesent¬ 
lich darauf zurückzuführen, dass der 
Öl- und Gasexporteur Russland von 
einer annähernden Verdoppelung des 
Weltmarktpreises für Rohöl innerhalb 
eines Jahres profitierte und die Ver¬ 
teuerung der Importe durch die dras¬ 
tische Rubelabwertung im Vorjahr 
den einheimischen Produzenten etwas 
Luft gegenüber ihren ausländischen 
Konkurrenten verschaffte, wirksam 
waren die Verweise dennoch. 


Eine kritische 
ZK-Tagung der KPRF 

Auf diesem Hintergrund hatten die 
Kommunisten einen schweren Stand. 
Und so haben im Vergleich zur ersten 
Runde der Präsidentenwahlen 1996 
diesmal über zwei Millionen Wähler 
weniger für den kommunistischen 
Kandidaten Sjuganow gestimmt. 

Die Präsidentenwahlen und ihr 
Ergebnis standen denn auch im Mit¬ 
telpunkt einer Tagung des Zentralko¬ 
mitees der KPRF am 20. Mai 2000 in 
Moskau. Die Tagung wurde von einem 
Referat Genadi Sjuganows, eingelei¬ 
tet. Er stellte kritisch fest: „Die Ver¬ 
antwortung für diese Resultate liegt in 
erster Linie bei der Führung der Par¬ 
tei, dem Zentralkomitee der KPRF 
und seinem Präsidium. Offenbar ha¬ 
ben die Taktik und die Arbeitsfor¬ 


men, die die Partei in den letzten Jah¬ 
ren verfolgte, schon in bedeutendem 
Maße ihre Möglichkeiten erschöpft 
und bedürfen einer tiefen Moderni¬ 
sierung und Korrektur.“ Dazu gehöre 
nicht zuletzt, dass sich die Partei stär¬ 
ker auf die nichtparlamentarischen 
Kampfformen, auf die Organisierung 
der Protestbewegung der Werktäti¬ 
gen für ihre politischen und ökono¬ 
mischen Rechte konzentrieren müs¬ 
se. Diese Schlussfolgerung war in den 
Debatten vor und auf der Tagung un¬ 
umstritten. Über andere gingen die 
Meinungen jedoch auseinander. 

Das betraf u. a. die von Genadi Sju¬ 
ganow vehement verteidigte Strategie 
des „Hineingehens in die bürgerliche 
Macht“, mit dem Ziel, sie von innen 
heraus prinzipiell zu verändern. Ihr 
wurde entgegengehalten: „Das Ergeb¬ 
nis des siebenjährigen Kurses auf,Hi¬ 
neingehen in die bürgerliche Macht‘ 
hat keine Ähnlichkeit mit den Blüten¬ 
träumen, denen sich die linke Opposi¬ 
tion einige Jahre hingegeben hat.“ Die 
Teilnahme am bürgerlichen Parlament 
sei notwendig sowohl als höchste Tri¬ 
büne für das Hineintragen sozialisti¬ 
schen Bewusstseins in die Massen wie 
auch zur Eroberung staatlicher Instru¬ 
mente mit dem Ziel, Volksmacht her¬ 
zustellen. Eine Kreuzung der Interes¬ 
sen der Ausgebeuteten mit denen der 
Ausbeuter durch ein Hineingehen in 
die bürgerliche Exekutive sei jedoch 
nicht möglich. Politisch sei die Teil¬ 
nahme an der Exekutive nur dann 
zweckmäßig, wenn die Partei sich fest 
auf die Arbeitskollektive und die ört¬ 
liche Selbstverwaltung stützen könne. 

Umstritten waren auch Aussagen 
Sjuganows wie die: „Wir haben unsere 
übrigen Opponenten gezwungen sich, 
wenigstens in Worten, der staatspat¬ 
riotischen Ideologie anzuschließen. 
Praktisch riskiert niemand mehr, sei¬ 
ne ideologische Plattform auf den An¬ 
tikommunismus zu bauen.“ Seltsame 
Thesen! Waren es doch gerade die 
klassenneutralen staatspatriotischen 
Losungen der KPRF, in denen vom 
Klassencharakter des Staates abstra¬ 
hiert wurde, die es Putin ermöglich¬ 
ten, die Losungen der KPRF nahtlos 
zu übernehmen und gepaart mit An¬ 
tikommunismus deren Wirkungen in 
seine Scheunen einzufahren. Kritiker 
betonten zu Recht, dass die Kommu¬ 
nisten nicht Patrioten eines gegen das 
Volk gerichteten Ausbeuterstaates 
sein könnten. Die Losung „Staatspat¬ 
riotismus“ liege im Interesse der Oli¬ 
garchen, die diesen Staat praktisch 
privatisiert hätten. Kritisiert wurde 
auch, dass Sjuganow in seinen Wahl¬ 
reden um das Wort Sozialismus einen 
Bogen gemacht habe. 

Auf der ZK-Tagung wurden nach 
alledem auch organisatorische Konse¬ 
quenzen angemahnt. So forderte der 
Vorsitzende der Zentralen Kontroll- 
und Revisionskommission und Erste 
Sekretär des Krasnojarsker Gebiets¬ 
komitees, dass künftig die Funktionen 
des Vorsitzenden der KPRF, des Vor¬ 
sitzenden der Volksp atro tischen Uni¬ 
on und des Vorsitzenden der kommu¬ 
nistischen Duma-Fraktion nicht mehr 
von einer Person wahrgenommen wer¬ 
den sollten. Weiter wurde angeregt, ins 
Statut eine Regelung zur Begrenzung 
der Amtszeit in führenden Parteifunk¬ 
tionen aufzunehmen. Leider hat die 
Kritik auf der ZK-Tagung zu keinen 
ernsthaften Konsequenzen geführt. 

Die Wahlen im März 2000, mit de¬ 
nen Wladimir Putin die Kommando¬ 
brücke des russischen Staatsschiffs 
übernahm und dessen Kurs bis heute 
bestimmt, bedeuteten nicht nur einen 
tiefen Einschnitt in der Geschichte des 
postsowjetischen Russlands im allge¬ 
meinen, sondern auch eine Zäsur für 
die KPRF. Das Wählerpotential und 
den Masseneinfluss, den sie zuvor er¬ 
rungen hatte, hat sie seither nicht mehr 
erreichen können. 

Willi Gerns 


Ergebnis der Präsidentenwahl 2000 


Registrierte Wähler: 


109 372 043 


abgegebene Stimmen 
(gültige und ungültige): 


75 070 770 

68,60 % 

ungültige Stimmen: 


701 016 

0,60 % 

gültige Stimmen: 


74 569 754 

99,06 % 

Kandidat 

Partei 



Wladimir Putin 

Einheit 

39 740 467 

52,94% 

Gennadi Sjuganow 

KPRF 

21 928 468 

29,21 % 

Grigori Jawlinski 

Jabloko 

4351 450 

5,80 % 

Amangeldi Tulejew 


2 217 364 

2,95 % 

Wladimir Schirinowski 

Liberal- 

Demokratische 
Partei Russlands 

2 026 509 

2,70 % 


Weitere Kandidatinnen erhielten etwa 4,12 Mio. Stimmen 



10. Mai 2000: Auf dem Roten Platz in Moskau findet die Parade anlässlich des 55. Jahrestages des Sieges im Großen 
Vaterländischen Krieg statt. Putin neben Boris Jelzin, seinem Vorgänger als Präsidenten. 
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„Wo der Eifer waltet" 

Der wissenschaftlich drapierte Antikommunismus des „Forschungsverbunds SED-Staat“ 


L ange war von ihm nichts zu hören, 
und man hatte seine Wortmeldun¬ 
gen auch nicht vermisst. Aber in 
der Absicht, dem Verdacht offensicht¬ 
licher Nutzlosigkeit entgegenzutreten, 
hat der „Forschungsverbund SED- 
Staat“ nun kräftig ins Horn gestoßen 
und all diejenigen Sorglosen aus dem 
Schlaf gerissen, die glaubten, von links 
drohe keine Gefahr für diese Republik. 

Stimmt nicht, sagt der Forschungs¬ 
verbund von der Freien Universität 
Berlin. „Linksradikale und linksextre¬ 
me Einstellungsmuster sind in Deutsch¬ 
land weit verbreitet.“ Donnerwetter, 
mag sich da die eine oder der andere 
gedacht haben, die ihre Freizeit mit der 
mühevollen und in diesen Tagen selten 
erfolgreichen Anstrengung verbringen, 
den Leuten klar zu machen, warum es 
letztlich nicht so schlecht wäre, links zu 
sein, gerne auch ein bisschen radikaler. 

Es ist leicht zu erraten, was es da¬ 
mit auf sich hat. Denn der Zeitpunkt 
der Veröffentlichung war nicht schlecht 
gewählt. Während in den vergangenen 
Monaten zu beobachten war, wie sich 
mit Pegida und Co. eine rechte Massen¬ 
bewegung in neuer Gestalt formierte, 
schienen die ideologischen Ordnungs¬ 
hüter dieses Staates vergessen zu ha¬ 
ben, dass der wahre Feind woanders 
steht, nämlich links. Grund genug für 
Klaus Schroeder Alarm zu schlagen 
und dabei den Nachweis einer sinn¬ 
vollen Verwendung von Staatsgeldern 
gleich kostenlos mitzuliefern. 

Die Studie, deren zentrale Ergeb¬ 
nisse am 23. Februar in der FAZ vorge¬ 
stellt wurden, wäre keine aus dem Um¬ 
feld des Forschungsverbundes, wenn sie 
nicht an deren Ende eine Handlungs¬ 
empfehlung enthielten: „Die notwen¬ 
dige Bekämpfung rechtsextremistisch 
und islamistisch motivierter Gewalt 
darf den Blick auf linke und linksex¬ 
tremistische Gewalt nicht trüben. (...) 
Eine wehrhafte Demokratie muss al¬ 
len Feinden einer offenen Gesellschaft 
gleichermaßen entschieden entgegen¬ 
treten.“ 

Methode und Aussagekraft dessen, 
was Schroeder und seine Koautorin 
Monika Deutz-Schroeder zuvor her¬ 
ausgefunden haben wollten, sind schon 
an anderer Stelle kritisiert worden. So 
ist denn Zustimmung zu antikapitalisti¬ 
schen Positionen keineswegs zwingend 
Ausweis linker Gesinnung, sondern 
kann ebenso sehr einer weltanschau¬ 
lichen Gemengelage entwachsen, die 
eindeutig rechts ist. 

Die Widersprüchlichkeiten der 
Studienergebnisse hatte Jürgen Kau- 
be, Herausgeber der FAZ, zwei Tage 
später spöttisch aufgespießt: „Eine 




nicht extremistisch genannt werden 
wollende Revolutionsbereitschaft 
von links, die eher gewaltlos zu ei¬ 
nem Staat ohne Gewaltmonopol füh¬ 
ren soll, der sich nicht mehr in kriege¬ 
rische Auseinandersetzungen treiben 
lässt und den Kapitalismus zwanglos 
abschafft? Die Utopie war auch schon 
aggressiver.“ 

So etwas ficht Schroeder und Co. 
nicht an. Noch nie. Der Forschungs¬ 
verbund war, 1992 gegründet, von An¬ 
fang an wissenschaftlich drapierter 
Antikommunismus. Der Sozialhistori¬ 
ker Jürgen Kocka, der Sympathien für 
Kommunismus und „Linksextremis¬ 
mus“ gänzlich unverdächtig, nannte die 
von Schroeder geleitete Truppe vor et¬ 
licher Zeit schon „Meister der politi¬ 
schen Demagogie“. Sie seien „Autoren 
von Halbwahrheiten und Verzerrun¬ 
gen und Wissenschaftler ohne Glaub¬ 
würdigkeit und Seriosität - um es zu¬ 
rückhaltend zu formulieren“. Wo der 
Eifer waltet, wendet sich die Vernunft 
mit Grauen ab. Und Eiferer waren die 
Gründungsmitglieder schon, bevor sie 
staatlich gedungene Antikommunisten 
wurden. Etwa Bernd Rabehl, einer der 
lautesten Krakeeler der 68er, dessen 
Weg über die Mitarbeit im Forschungs¬ 
verbund konsequent nach rechts führte 
und der 2009 als Bundespräsidenten¬ 
kandidat für NPD und DVU antreten 
sollte. Konvertiten sind immer die un¬ 
angenehmsten Migränetypen. 


Gänzlich ohne Theorie dürfen auch 
die „SED-Staats“-Forscher nicht aus- 
kommen. Dem albernen Extremismus¬ 
begriff liegt die Totalitarismustheorie 
zugrunde - eine Blüte spätbürgerli¬ 
cher Wissensproduktion. In Deutsch¬ 


land ist sie besonders beliebt. Vermö¬ 
ge des Einfalls, Erscheinung vom We¬ 
sen zu trennen und letzteres gänzlich 
unbeachtet zu lassen, richtet sich der 
Blick ausschließlich auf Oberflächen¬ 
phänomene, bei deren reichlich kurz¬ 


sichtiger Begutachtung im Kopfe des 
Forschers tatsächlich ein Bild gewis¬ 
ser Ähnlichkeit entstehen könnte. Der 
Befund lautet dann: Faschismus und 
Kommunismus waren zwei gleichar¬ 
tige, gleichermaßen verdammenswer- 
te Herrschaftssysteme. Daher die Be¬ 
zeichnung „SED-Staat“, die nicht zu¬ 
fällig an den „NS-Staat“ erinnern soll. 

Inhalt und Zweck einer Staats- und 
Gesellschaftsordnung sowie die kon¬ 
kreten historischen Bedingungen und 
Umstände, unter denen sie entstanden 
ist und sich entwickelt, und die an der 
Form und Ausgestaltung, an ihrer Phy¬ 
siognomie einen hervorragenden An¬ 
teil haben, interessieren hier schlicht- 
weg nicht. Aber einmal angenommen, 
man wollte diese Theorie und ihre 
Verfechter trotz ihrer haarsträuben¬ 
den Unzulänglichkeiten gewähren 
lassen, so erschließt sich damit noch 
lange nicht, warum die bestehende 
bürgerlich-parlamentarische Ordnung 
die beste aller möglichen sein soll. Die 
Totalitarismustheorie besitzt keinerlei 
wissenschaftlich begründete und plau¬ 
sible Erklärung dafür. Sie ist unabgelei¬ 
tet, ahistorisch und apriorisch und vor 
allem ist sie schale und stumme Tauto¬ 
logie. Ihr unausgesprochenes Resultat 
setzt sie insgeheim und stillschweigend 
schon voraus. Zur Erhellung politischer 
und gesellschaftlicher Zusammenhän¬ 
ge taugt sie so viel wie eine Gabel zum 
Verzehr einer Suppe. Daniel Bratanovic 


Bin ich ein Linksextremist? 

Der aktuelle Persönlichkeitstest der UZ 




Ja 

Nein 



Ja 

Nein 

1. 

Deutschland sollte prinzipiell alle Personen aufnehmen, die in unserem 



ii. 

Der Sozialismus/Kommunismus ist eine gute Idee, die bisher nur schlecht 




Land Zuflucht suchen. 

□ 

□ 


ausgeführt wurde. 

□ 

□ 

2. 

Die deutsche Ausländerpolitik ist rassistisch. 

□ 

□ 

12. 

Nicht der Kapitalismus ist in der Krise, der Kapitalismus selbst ist die Krise, 
als Auslöser von Kriegen, Rassismus, ökologischen Katastrophen, sozialer Un¬ 



3 

Die deutsche Polizei ist auf dem rechten Auge blind. 

□ 

□ 


gleichheit und Wohnraumzerstörung. 

□ 

□ 

4 - 

Ich sehe die Gefahr eines neuen Faschismus in Deutschland. 

□ 

□ 

13 - 

Letztlich wurzelt der Faschismus in den gesellschaftlichen und politischen 
Strukturen des Kapitalismus. 

□ 

□ 

5 - 

Der Kapitalismus führt zwangsläufig zu Armut und Hunger. 

□ 

□ 

14 - 

Wir müssen den Kampf gegen den Faschismus in unsere eigenen Hände neh¬ 



6. 

Kapitalismus führt zwangsläufig zu kriegerischen Auseinandersetzungen. 

□ 

□ 


men. 

□ 

□ 

7 - 

Kapitalismus führt letztlich zu Faschismus. 

□ 

□ 

15 - 

Ich möchte eine Stadt, die nicht nach der Verwertungslogik des Kapitals funk¬ 
tioniert und deren Infrastruktur nicht Konsum und Kommerz in den Vorder¬ 



8 . 

Unsere Demokratie ist keine echte Demokratie, da die Wirtschaft und nicht 




grund stellt. 

□ 

□ 


die Wähler das Sagen haben. 

□ 

□ 

16. 

Ich sehe die Stadt als Raum für Klassenkämpfe und als Ort der Zuspitzung der 



9 - 

Eine tief verwurzelte Ausländerfeindlichkeit lässt sich bei uns in Deutsch¬ 
land überall im Alltag beobachten. 

□ 

□ 


Klassenwidersprüche. 

□ 

□ 





Die Auflösung erfolgt in der nächsten UZ! 



10. 

In unserer Demokratie werden Kritiker schnell als Extremisten abgestem¬ 








pelt. 

□ 

□ 

(Die Punkte i bis n sind der Studie „Gegen Staat und Kapital“ entnommen, die 
nachfolgenden wurden aus dem „Verfassungsschutz“-Bericht 2013 übernommen 
bzw. abgeleitet.) 
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Wir trauern um unsere Genossin 

Rosemarie (Rosi) Flüß 

18. 5.1944-8. 3.2015 

Rosi war ihr ganzes Leben mit der Arbeiter- und Friedensbewegung 
verbunden. Mit ihrem Horst war sie vom Beginn an bei der Oster¬ 
marschbewegung; als Betriebsratsvorsitzende bei Kaufhof Schwelm 
vertrat sie die Interessen ihrer Kolleginnen und Kollegen und kämpfte 
mit ihnen gegen die spätere Schließung und den damit verbundenen 
Verlust der Arbeitsplätze. 

Wir werden sie sehr vermissen. 

DKP Ennepe-Ruhr-Süd 


Unser Genosse und Freund 

Alfred (Ali) Preller 

25.1.1949-16.3.2015 
ist tot. 

Nach einer schweren Operation, auf dem Wege zur ursprünglichen 
Vitalität, haben ihn die Kräfte plötzlich und ganz unerwartet verlassen. 

Ali war leidenschaftlich an der Frühgeschichte der Menschheit 
interessiert. So verbrachte er Jahre seines Lebens bei archäologi¬ 
schen Recherchen. 

Nach seinen vielen Reisen wurde er erstaunlicherweise Bio-Bauer. 
Nun hatte er sich mit der Dialektik von Natur und Mensch ausein¬ 
anderzusetzen. Ein hartes und nicht planbares Leben. Aber er blieb 
immer ein belesener und vor allem ein verlässlicher, kämpferischer 
Genosse. 

Unvergessen bleiben uns und vielen Bündnisorganisationen die Feiern 
zum 1. Mai auf seinem Hof unter dem Motto „Kommt mit Kind und 
Kegel und was euch sonst noch so lieb ist.“ 

Wir trauern mit seiner Frau und Genossin Katharina und der Familie 
ihres Sohns Sebastian. 

DKP und SDAJ Aachen 


Wir trauern um 

Ingeborg Runge 

Im Alter von 82 Jahren verstarb am 11. März unsere Genossin Inge. 
Mit der Falkengruppe St. Pauli-Nord wegen des Widerstandes ge¬ 
gen die Wiederaufrüstung und das Eintreten für die Aktionseinheit 
ausgeschlossen, ging sie zur Sozialdemokratischen Aktion, wo sie 
im Org.-Sekretariat arbeitete. Nach der Polizeiaktion am 8. Februar 
1952 gegen die SDA, bei der 60 Sozialdemokraten und Sozialis¬ 
ten festgenommen wurden und das Sekretariat der SDA verhaftet 
wurde, ging Inge mit ihrem Mann, dem Jugendleiter der SDA, in die 
Illegalität. Die internationale Solidaritätsbewegung konnte nicht ver¬ 
hindern, dass noch vor dem KPD-Verbot im August schon im Juli 
1956 langjährige Gefängnisstrafen gegen Linkssozialisten verhängt 
wurden. Nach der Selbstauflösung der SDA wurde Inge Mitglied der 
KPD. Als Verlagsleiterin und Redaktionsmitglied der Sozialistischen 
Korrespondenz hat Inge auf dem Gebiet des Sektors Aktionseinheit 
wichtige Arbeit geleistet. Am 11. Mai 1952 bei der Friedensdemo 
im Essener Gruga wurde der Münsteraner Sozialist und ehemalige 
SPD-U.B. Sekretär Bernie Schwarze von der Adenauerpolizei zwi¬ 
schen Inge und Wolfgang rausgeschossen und schwer verletzt. Inge 
und Wolfgang wurden festgenommen. 

Als aktives Mitglied des Deutschen Freidenkerverbandes hatte sie 
initiiert, dass die Hamburger Schüler Religionsunterricht nur als 
Eckstunden bekamen, so dass nicht religiös gebundene Kinder 
nach Hause gehen konnten. 1965 nahm sie am 36. Weltkongress 
der Freidenker-Internationale teil, wo ihre Erfahrungen mit Interesse 
aufgenommen wurden. 

Seit der Konstituierung war sie Mitglied der DKP und hat in ver¬ 
schiedenen Funktionen zum Aufbau der Partei beigetragen. Inge 
trug aktiv dazu bei, dass der Versuch einiger Reformisten, die DKP 
in eine linkssozialdemokratische Partei zu verwandeln, scheiterte. 
Sie gehörte zum Bezirksarbeitsausschuss der DKP Hamburg, der die 
reformistische Führung ablöste und die Existenz der DKP sicherte. 
Die Ergebnisse des 20. Parteitages der DKP wurden von Inge mit 
Erleichterung aufgenommen. Im Kuratorium der Gedenkstätte Ernst 
Thälmann arbeitet Inge schon seit 1990 aktiv mit. 1992 brachte sie 
zusammen mit Wolfgang im Runge-Verlag das Buch von Erich Hone¬ 
cker „Zu dramatischen Ereignissen“ heraus. Dieses Büchlein wurde 
von Kommunisten in der ganzen Welt gelesen. Es war die erste und 
einzige Stellungnahme eines ehemals führenden Staatschefs eines 
sozialistischen Staates zum Abbruch des sozialistischen Entwick¬ 
lungsweges in Europa. 65 Verlage von Bruder- und Schwesterpartei¬ 
en haben diese ersten Meinungsäußerungen nachgedruckt, die zur 
Stabilisierung der kommunistischen Bewegung beitrugen. 

Bis in die letzten Tage hat sie sich noch jeden Morgen über die Lage 
informiert. Nun hat das Kämpferinnenherz aufgehört zu schlagen. 

Wolfgang Runge und Angehörige 
Kuratorium der Gedenkstätte Ernst Thälmann 
DKP Gruppe Wandsbek 
DKP Hamburg Bezirksvorstand 

Die Beerdigung hat im engsten Familien + Freundeskreis 
stattgefunden. Eine Trauerfeier findet in der Gedenkstätte 
Ernst Thälmann statt. 


s -\ 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 500 g für 5 €, 250 g für 3 € + Porto; ab 12 Gläser 
(1 Karton) portofrei. Wir liefern auch handgefertigte Bienenwachskerzen. 

Anfrage bei: Imkerei Trauth 02241/973111 E-Mail: camatra@web.de 

V___/ 



Themenschwerpunkt-Ausgaben zu 
den Ostermärschen und zum 8. Mai. 


Unsere Aktions-UZ-Preise: 


Stückzahl 

Preis 

Stückzahl 

Preis 

bis 14 

10 .- € 

141-170 

35.-€ 

15-28 

15.- € 

171 -200 

40.-€ 

29-70 

20.-€ 

201 - 250 

50.-€ 

71-110 

25.-€ 

251 - 300 

60.-€ 

111-140 

30.-€ 

je weitere 100 Exemplare 


Gebt eure Bestellungen bis spätestens 30. März bzw. 4. Mai an: 
vertrieb@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 177889-23 /24 
oder Gustl Ballin 0911 8 019991. 
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Marx Engels 
Stiftung 


www marx -enge I s-stiftu n g,de 

Zum bundesdeutschen Umgang mit den Tätern 
und Opfern des Naziregimes 

Samstag, 18.4., Einlass 10.30 Uhr; 11.00-17.30 Uhr 
Düsseldorf, Bürgerhaus am Bilker Bahnhof 
In Kooperation mit der VVN-BdA NRW 

- Prof. Ludwig Elm, Jena: „Freiheit der Wissenschaft“ im Dienste 
der Unfreiheit. Hitlers Professoren in der frühen Bundesrepublik 

- Silvia Gingold, Kassel: Der Umgang der BRD mit Widerstands¬ 
kämpfern und heutigen Antifaschisten - am Beispiel einer Familie 

- Ulrich Sander, Dortmund: Wiederbewaffnung und 
Demokratenverfolgung in der Adenauerära 

- Prof. Manfred Weißbecker, Jena: Russlandbilder im deutschen 
Faschismus 

40 Jahre Befreiung Vietnams 

Samstag, 25.4., Einlass 10.30 Uhr; 11-17:30 Uhr 
Dortmund, Saal der DIDF, Münsterstraße 56 
In Kooperation mit Mitgliedern der Freundschaftsgesellschaft 
Vietnam 

Am 30.4.1975 flohen die letzten Amerikaner mit Hubschraubern 
vom Dach der US-Botschaft in Saigon. Der Vietnamkrieg hatte ein 
Ende. Was ist aus Vietnam geworden? Wie sieht es 40 Jahre später 
in Vietnam aus? Wir blicken zurück und diskutieren über die aktuel¬ 
le politische und soziale Situation in Vietnam und Südostasien. 

Mit Beiträgen von Dr. Gerhard Feldbauer, Prof. Günter Giesenfeld, 
Marianne Ngo und Prof. Norman Paech sowie einem Film. 

Weitere Infos unterwww.marx-engels-stiftung.de. 

Kostenbeitrag für beide Veranstaltungen (inkl. Mittagsimbiss): 
jeweils 12 Euro, ermäßigt 8 Euro. 

Wir bitten um Anmeldung unter marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder 0211 -680 28 28 (Hermann Kopp). 


Wir müssen Abschied nehmen von unserer Genossin 

Marianne Biesemeier 

Seit ihrer Jugend gehörte Marianne der KPD an und später der DKP. 
Solange Gesundheit und Alter das zuließen, hat sie aktiv am Parteile¬ 
ben teilgenommen und unseren gemeinsamen Kampf nach Kräften 
mitgetragen. 

DKP Bremen 
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inHältfr; 

HänS-B&ürg Mlill&r 

Höualstraüe 1 
57392 Schmallenberg- 
GrJlSCMI 
H ochs aLGrl and 

Tel.: D2972-97SÜ-Q 
Fax.: 

Heslaurant: 

Dienstag Rjüctag 


Hausprospekt 

iPtordurn 


In unmittelbarer Nah: dos Klosters Gratschatt kegl unser 
Gasthof. Wie vor Jahrb u ndertEn sorgt auch heute der Wi rt 
persönlich Für das Wühl der Gäste. 

Koniortabie Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Esmh, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche. WC. 
Telefon. Fernseher, die meisten Balkon und Vorroum. im 
Noteibereich talindon sieb Lift, Sauna, Solar um Nicht- 
raucheui immer und Kamin, Kinderspielraum. Sälaltiültel, 
FmiistucNsbuffet. Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung/Frühstück SO. - bis 53,- C p.P. 

HP 15,501 p-P * VP. 2Z.-CU.P. 

Kostenlos Bns-und Bahfilahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung! / Nehensaisan preise. 

6fi Tas&n Aulerttalt im Jahr 10% Treuerabatl- 


mail@gasthDl-hEimes.de • www.gastho1-lteimes.de 


lVir sinrfstark. wCTiwir zusanifienhcten. 

■S* StÖ* SciurtChw, 
die Jungen und die Alten 

mm rif* Wille (eft bieitt wtf Parlü, 
da bin ich dohei. 

Kurf Tucholsky 

Herzlichen Glückwunsch unserem Genossen 
Gerhard Rauscher 
der am 31. März 65 Jahre alt wird! 

Beharrlich und tatkräftig kennen wir ihnats Aktivposten in 
unserer Gruppe. Stets halt er mit Seinen Beiträgen unser 
Gruppenleben auf hohem Niveau. 

Dus muss auch die nächsten Jahre sa bleiben! 

Für Deinen Einsatz danken wir Dir - 

verbunden mit den besten Wünschen für Deine Gesundheit 

und vreJ Kraft für eine noch recht lange kreative Zeit mit uns. 

Deine Genossinnen und Genossen 
tu der bKP Unterfranken 


Uli Schnabel wird 80 ! 

Ja und? 


Der Kampf geht weiter! 

Lieber Uli, 

die DKP Dortmund gratuliert und freut sich auf die weiteren 
gemeinsamen Kämpfe mit Dir! 

(Am 10.4. ab 18.00 Uhr feiern wir mit Uli im Wichernhaus) 


Bildungsberatung NRW 





Eingeladen sind alle Bildungsverantwortlichen der Bezirke, Kreise 
und Gruppen aus Ruhr- und Rheinland-Westfalen und an der 
Bildungsarbeit interessierte Mitglieder beider Bezirke zu einem 
regionalen Erfahrungsaustausch. 

Wie ist der Stand der Realisierung der Beschlüsse zur Bildungs¬ 
arbeit in den Gruppen und Kreisen? 

Welche Hilfestellungen sind nötig für die Restrukturierung der 
Bildungsarbeit? 

Wie kommen die zentralen Bildungsmaterialien in den Kreisen 
und Gruppen an? 

Wie läuft die inhaltliche Qualifizierung der Antragsdebatte für 
den 21. Parteitag? 

Referent und Diskussionspartner: 

Dr. Hans-Peter Brenner, 
stellvertretender Vorsitzender der DKP 

Zeit: Sonntag, 29.3.2015,10.00 Uhr 
Ort: Essen, Partei Vorstand, Hoffnungstraße 18 

Anmeldungen erbeten bis Mittwoch, 25.3., 
bei der Bundesgeschäftsstelle. 



Ent&chleutiigung: 


Ru hä & Xücur utt im Milrius- 
Haiiazialpudc. 2 F4Wb je 2-3 
HWj&Jhnß in 

Doch fl* Red. 

Enfo: www.trlno£j|p..de- 
Tel.: 0331 /a 7079 * (AB] 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_y 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

vrw.ln^ini-bmhar.dF | QQlQ.fSfö. £1473 


ükohüf im Olivenhain, 
weite* Blkk, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Büdier, 
Hausücter Häuschen; 
Kinderparadies. 





Friedensbewegung 

Neue Herausforderungen - 
neue Aufgaben 

Die Gefahr eines europäischen Krie¬ 
ges wird unterschätzt, Gespräch mit Rei¬ 
ner Braun ★ Herausforderungen für die 
österreichische Friedensbewegung, 
Gerald OberansmayrA Rüstungskonversion 
- ein Beitrag zum Frieden, Anne 
RiegerA Menschenrechte versus Völker¬ 
recht, Norman Paech ★Der dritte Versuch 
imperiale Größe zu erlangen, Alexander S. 
Neu ★Friedensforschung und Friedens¬ 
bewegung, Werner Ruf ★Die Welt verän¬ 
dern in Zeiten des Krieges, Jürgen Meier 

Weitere Themen u.a.: 

Phillip Becher, Vom Salon auf die Straße: PEGI- 
DA und Co. | Klaus Wagener, Zur Situation nach 
den griechischen Parlamentswahlen | Lucas Zei¬ 
se, Eine Schweizer Fehlentscheidung | Rainer 
Perschewski, Zur Gewerkschafts- und Tarifpoli¬ 
tik in der Deutschen Bahn | Gerhard Oberkofler, 
Aus der Emigration zurück in die deutsche Wirk¬ 
lichkeit | Wilma Ruth Albrecht, Rosa Luxem¬ 
burgs Kunstverständnis: Am Beispiel der Malerei 
| Richard Albrecht, Junius und Genossen - Le¬ 
nins Kritik der Junius-Broschüre | Dokumentation: 
70 Jahre nach der Befreiung von Faschismus und 
Krieg - Für eine neue Entspannungspolitik, nein 
zur Vorbereitung auf den Krieg! 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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45127 Essen 
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„Malstifte sind farbig, aber 
keine Menschen“ 

Betr.: Sprache in einigen Artikeln der 
UZ 

Sprache und Worte können zur Ver¬ 
änderung gesellschaftlicher Macht¬ 
verhältnisse beitragen. Menschen aus 
Amerika, Afrika, aus den arabischen 
Ländern, Afroamerikaner als „farbig“ 
zu bezeichnen, halte ich für ziemlich 
daneben. Ich arbeite für Menschen 
mit Handicap an einer Oberschule in 
Bremen-Nord. In unserer 10. Klasse 
sind zwei schwarze Schüler, die aus Ni¬ 
geria und dem Sudan stammen. Der 
Begriff „farbig“ wurde in einem Ras¬ 
sismus-Seminar von den 16- bis 17-jäh¬ 
rigen Schülerinnen und Schülern nicht 
einmal benutzt, sie sprachen von ihren 
schwarzen bzw. dunkelhäutigen Freun¬ 
den. Eine Studentin aus Eritrea, die ich 
persönlich an der Uni Bremen kennen¬ 
lernte, bezeichnete ihre Hautfarbe als 
dunkelbraun. 

Ein Tuschkasten ist farbig, Malstif¬ 
te auch, aber keine Menschen, die eine 
helle oder dunkle Hautfarbe haben. 
Kurt Tucholsky und die Literaturno¬ 
belpreisträgerin Elfriede Jelinek aus 
Österreich bezeichneten sinngemäß 
die Sprache als Waffe der Machtlosen. 
Wir sollten uns bemühen, sie richtig zu 
benutzen! 

Gerd-Rolf Rosenberger, 
Bremen-Nord 

Keine Würdigung zum 130. 
Geburtstag von Thalheimer? 

Betr.: Kritik 

Da wird über den 90. Geburtstag des 
von mir geschätzten Robert Steiger¬ 
wald in der UZ zu Recht ausführlich 
berichtet und sein Werdegang darge¬ 
stellt. Ich schließe mich der Gratula¬ 
tion herzlich an, zumal ich während 
meiner Studienzeit relativ eng mit ihm 
zusammengearbeitet habe, und wün¬ 
sche ihm eine schöne Feier. Gleichzei¬ 
tig finde ich es von der UZ-Redaktion 
empörend und unerträglich, dass kein 
Sterbenswörtchen zum Jahrestag von 
August Thalheimer (18. März 1884 bis 
19. Sept. 1948) in der UZ erschienen ist. 
Er war neben vielen anderen Tätigkei¬ 
ten Mitbegründer des Spartakusbundes 
und der KPD u. a. mit Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht. 

Zusammen mit Heinrich Brand- 
ler war er zeitweise Vorsitzender der 
KPD. Besonders profiliert war er als 
Faschismustheoretiker auf Grundlage 


der von Marx entwickelten Bonapartis¬ 
muskonzeption. Frühzeitig erkannte er 
Fehler der Faschismusanalyse der KPD, 
die bis heute noch von Bedeutung sind. 
Seine Faschismustheorien, später mit¬ 
getragen und verbreitet von Wolfgang 
Abendroth und Reinhard Kühnl, hat¬ 
ten insbesondere während der 68er 
Bewegung große Bedeutung bis in die 
heutige Zeit. Gerade jetzt, wo ein Er¬ 
starken von faschistischen Parteien und 
Bewegungen vor allem in Europa ein¬ 
schließlich der BRD zu verzeichnen ist, 
wäre es wichtig, sich mit ihm und seinen 
Mitstreitern zu beschäfrigen. - Soweit 
in Kürze. 

Vielleicht kann sich unser Geburts¬ 
tagskind oder ein anderer kompetenter 
Mensch damit ja noch ausführlicher in 
der UZ beschäftigen?! 

Ich halte es für notwendig! - Dies 
vor allem deswegen, weil es viele neue 
und junge Antifaschistinnen gibt, die 
diese Analysen nicht kennen (können). 

Uwe Moldenhauer, Altena 

Oberlehrerhaft? 

Betr.: Leserbrief von Volker Metzroth, 
UZ vom 20.3.2015, S. 15 

Metzroth setzt sich in seinem Leser¬ 
brief mit meinem Beitrag zum Ergeb¬ 
nis der Metalltarifrunde auseinander, 
der ihm „oberlehrerhaft vorkommt“. 
Auf alles was er anführt kann ich aus 
Platzgründen nicht eingehen. Auf eini¬ 
ges aber doch. 

- Er schreibt, meine Einschätzung die 
Kampfkraft sei nicht ausgeschöpft 
worden, sei „unbewiesen“. Beweis¬ 
bar ist aber, dass die Warnstreikenden 
selbst über das Ergebnis nicht ent¬ 
schieden haben! 

- Die Metallgewerkschafter, mit de¬ 
nen er sprach, sind zufrieden!? Er 
hätte auch mit Kollegen reden kön¬ 
nen, die mit Merkel zufrieden sind. Ist 
deren Politik deshalb richtig? 

- Meine Feststellung, die 150-Euro- 
Einmalzahlung sei ein Abspeisen da¬ 
für, dass es für drei Monate keine ta¬ 
bellenwirksame Entgelterhöhung gibt, 
die Tarifvertragslaufzeit 15 Monate 
beträgt und somit aufs Jahr gerechnet 
die Erhöhung noch nicht einmal 3,4 
Prozent ausmacht, sondern 2,72, kom¬ 
mentiert er (unverständlicherweise), 
ich hätte die Einmalzahlung einfach 
außen vor gelassen. 

- Mit dem Hinweis, wichtig sei, dass 
die 3,4 Prozent tabellenwirksam sind, 
lenkt er davon ab, dass dies (wegen 


der 15-monatigen Laufzeit) aufs Jahr 
gerechnet tabellenwirksam eben doch 
nur 2,72 Prozent sind. 

- Sonderprämien-Geschenke von 
Konzernen an die Stammbelegschaf¬ 
ten kurz vor Tarifrunden, die objektiv 
einen gewissen Ruhigstellungseffekt 
auf diese ausüben, interpretiert Metz¬ 
roth als „Erfolg gewerkschaftlicher In¬ 
teressenvertretung“. 

- Für ihn ist „nicht nachvollziehbar“, 
warum dieser Abschluss dem Sin¬ 
ken der Lohnquote weitere Dynamik 
verleihen soll?! (Ich persönlich halte 
nichts von der Phrase vom „kosten¬ 
neutralen Verteilungsspielraum“, weil 
ich weiß, dass im Verteilungskampf 
zwischen Kapital und Arbeit niemals 
auch nur ein Cent kostenneutral ist), 
aber die große Tarifkommission der 
IG Metall-Baden-Württemberg bezif¬ 
ferte diesen Spielraum in ihrer Resolu¬ 
tion vom 24.9.2014 noch auf „zwischen 
3 und 3,5 Prozent“. 

- Auf meine Vermutung, die Tatsa¬ 
che, dass sich die IG Metall auf die¬ 
ses Ergebnis eingelassen hat, könnte 
mit dem (letzten Herbst verkünde¬ 
ten) „Bündnis für Industrie“ Zusam¬ 
menhängen, ist Metzroth wohlweislich 
nicht eingegangen. (...) 

Manfred Jansen, Stuttgart 

Beobachterstatus in der 
Europäischen Linkspartei 

Betr.: Interview mit Genosse Vojtech 
Filip (KSCM). 

UZ vom 20.3.2015, S. 9 

Die Antwort des Genossen Filip auf 
die Frage zum Beobachterstatus in 
der ELP hat genau das ausgesagt, was 
auch für die DKP gelten sollte. Nicht 
ins Schneckenhaus verkriechen, son¬ 
dern prinzipienfest in der Diskus¬ 
sion bleiben, auch mit der ELP. Der 
Beobachterstatus ist dabei die ideale 
Voraussetzung. So möchte ich schon 
heute an die künftigen Delegierten 
des 21. Parteitages der DKP appellie¬ 
ren, den mehrheitlich vom Parteivor¬ 
stand beschlossenen Antrag zur Been¬ 
digung des Beobachterstatus' in der 
ELP abzulehnen. 

Volker Jung, Saarbrücken 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Köln: Trauerfeier für Reinhold Ages. Na¬ 
turfreundehaus Kalk, Kapellenstraße 9a, 
18.00 Uhr. 


SA ★ 28. MÄRZ 


Elmshorn: Jahreshauptversammlung DKP 
Elmshorn. Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 
Jahnstraße 2a, 10.00 Uhr. 

Idar-Oberstein: „Kritik des Bedingungslosen 
Grundeinkommens-Arbeitszeitfragen, mehr 
als ,nur’ die 30-Stunden-Woche.“ Wochen¬ 
endseminar des gewerkschaftspolitischen 
Forums der DKP Rheinland-Pfalz. Referenten: 
Berthold Schmidt und Volker Metzroth. Infos: 
volker-metzroth@dkp-bad-kreuznach.de. 


SO ★ 29. MÄRZ 


Bochum: Kranzniederlegung der VVN-BdA 
am Denkmal der Kämpfer gegen Reakti¬ 
on und Faschismus in Bochum-Werne. Die 
Gedenkrede hält Katharina Schwabedissen, 
Sprecherin der LISA (Linke sozialistische Ar¬ 
beitsgemeinschaft Frauen) in NRW. Treffpunkt 
Marktplatz in Bochum-Werne, 11.00 Uhr. 


MO ★ 30. MÄRZ 


Berlin: „Victor Grossman Crossing the ri- 
ver - Vom Broadway zur Karl-Marx-Allee.“ 
Veranstaltung mit Victor Grossman und Wil- 
jo Kleinen (Verlag Wiljo Heinen) in Zusam¬ 
menarbeit mit der DKP-Pankow. Kultur- und 
Schankwirtschaft BAIZ, Schönhauser Allee 
26 a, Berlin Prenzlauer Berg,19.00 Uhr. 

Köppern: Gedenkveranstaltung der DKP 
Hochtaunus für die vor siebzig Jahren er¬ 
mordeten Zwangsarbeiter. Waldfriedhof 
Köppern, 17.30 Uhr. 


FR ★ 3 . APRIL 


Recklinghausen: Radtour auf dem Flucht¬ 
weg der Rotarmisten 1920. Veranstaltung 
der WN-BdA zum Kapp-Putsch. Treffen auf 
dem Parkplatz vor dem ehemaligen Natur¬ 
freundehaus auf der Straße „ An der Moll¬ 
becke“ 2,10.00 Uhr. 


SO ★ 7 . APRIL 


Hamburg: Jetzt wieder jeden ersten Sonn¬ 
tag im Monat: Öffnung „Dauerausstellung 
zur Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945". 
Führung durch die erweiterte Dauerausstel¬ 
lung in den letzten erhaltenen ehemaligen 
Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, Lager 
Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi-Bredel- 
Gesellschaft-Geschichtswerkstatt e.V. Wil- 


helm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn Flugha¬ 
fen, 14.00 Uhr. 


Ml ★ 8. APRIL 


München: „Zusammenbrechende Weltord¬ 
nung" heißt ein offizielles Dokument der 
Münchner Sicherheitskonferenz, in dem 
die Herausforderungen für die imperialisti¬ 
schen Mächte für eine „Epoche der Unord¬ 
nung" beschrieben werden. Gruppenabend 
der Ostgruppe der DKP München mit Wal¬ 
ter Listl. KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 9 . APRIL 


Düsseldorf: „Macht ohne Kontrolle - Die 
Troika". Filmabend der DKP-Kreisorganisa- 
tion Düsseldorf. Bürgerhaus Bilk (Salzmann- 
Bau), Himmelgeister Straße 107, Raum 
116/117(1. Etage), 19.00 Uhr. 


FR ★ 10 . APRIL 


Schweinfurt: „Solidarität mit Kobane/Roja- 
va!" Gruppenabend der DKP Schweinfurt - 
Haßberge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstra¬ 
ße 1,19.00 Uhr. 


Ml ★ 15 . APRIL 


Röthenbach/Pegnitz: Kreismitgliederver¬ 
sammlung der DKP Nürnberger Land. Flora¬ 
heim, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


Dl ★ 21 . APRIL 


Dortmund: Mitgliederversammlung mit 
Hans-Peter Brenner über den Leitantrag 
zum 21. Parteitag der DKP. Z, Oesterholz¬ 
straße 27,19.00 Uhr. 


SA ★ 25 . APRIL 


München: Kreisdelegiertenkonferenz der 
DKP München. KommTreff, Holzapfelstra- 
ße 3,12.00 Uhr._ 

Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP Dortmund. Z, Oesterholzstraße 27, 
14.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 


Der Kampffonds der DKP - die erste Spendenadresse für 
Kommunistinnen und Kommunisten! 


Kontoinhaber: DKP Parteivorstand 
Konto Nr.: 4002 487 502 
GLS Bank Bochum 
BLZ 430 609 67 

IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 
Stichwort: Spende für die DKP 





Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,- €/ Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 14. bis 20. März 



Besucherrekord in Leipzig. 251 000 literaturinteressierte Besucherinnen konnte die Leipziger Buchmesse vom 12.-15. ° 3 - 
2015 in ihren Bann ziehen. 

Unter den 2263 Ausstellern befand sich in diesem Jahr auch der CommPress Verlag mit unserer Wochenzeitung UZ und 
weiteren Informationsangeboten von DKP und Verlag. Dank der Unterstützung von Genossinnen aus Leipzig und Dresden 
konnten 6000 UZ-Exemplare verteilt und eine stolze Anzahl von Probeabonnentinnen gewonnen werden. Die kürzeste 
Einschätzung hat Toni Köhler-Terz formuliert:,,... muss sagen, es hat richtig Spaß gemacht!“. Dem ist nur noch hinzuzufü¬ 
gen, dass wir 2016 wieder in Leipzig sein werden, um dort für die UZ und unser Pressefest werben zu können. kl 


Sport ist Nebensache 

Die Hamburger Olympiabewerbung 



change.org/nolympia 

Grafik: nolympia-hamburg.de 


Sonntag 

Die neue griechische Regierung ist nach 
den Wahlen bekanntlich nicht in weichen 
Regierungssesseln gelandet, sondern auf 
einem schwankenden Seil in luftiger 
Höhe. Heute fordert Finanzminister Va- 
roufakis Bundeskanzlerin Merkel auf ei¬ 
nen Wachstumsplan für Europa vorzule¬ 
gen. „ Wir brauchen eine neue Doktrin, die 
Europa vereinigt. Frau Merkel könnte in 
den nächsten Jahren, bevor sie ihre Kar¬ 
riere beendet, ein Vermächtnis für Europa 
hinterlassen, an das sich alle als Merkel- 
Plan erinnern würden, so wie man sich 
heute an den Marshall-Plan erinnert.“ Ein 
solcher Plan sei dringend notwendig. 

Da hat jemand auf dem schwanken¬ 
den Seil den Überblick nicht verloren. 
Der Vorschlag zielt ins Zentrum des Pro¬ 
blems. Er fordert die Umwidmung der 
EZB-Billion vom Spekulationsobjekt 
zum Krisenbewältigungsinstrument, er 
beschränkt sich nicht auf Griechenland, 
sondern fordert eine gesamteuropäische 
Wende in der Wirtschafts- und Sozialpo¬ 
litik und er zeigt mit dem Finger auf das 
Bollwerk des europäischen Problems - 
die Merkel-Regierung. 

Varoufakis‘ Vorschlag braucht Unter¬ 
stützung. Wem er zu wenig ist, der befindet 
sich nicht auf einem schwankenden Seil, 
sondern bereits ein paar Meter tiefer. 

Dienstag 

In London wohnen inzwischen mehr 
griechische Superreiche als überall sonst 
auf der Welt. Hergelockt hat sie die Ge¬ 
setzgebung der britischen Regierung, die 
speziell darauf abgestimmt ist, ihnen die 
Steuerhinterziehung in der Heimat zu er¬ 
möglichen. Solche Durchstechereien sind 
im Europa der Milliardäre und ihrer Re¬ 


im Jahre 2006 machte das ZK der KKE 
eine Schreckensbilanz der Zeit nach 
dem Abkommen von Varkiza auf. Da¬ 
nach starteten Paramilitärische Banden 
mit der Duldung des Sicherheitsappa¬ 
rates und der britischen Armee einen 
Feldzug des Terrors gegen die fortschritt¬ 
lichen Kräfte. Vom 12. Februar 1945 bis 
zum Tag der ersten Parlamentswahl nach 
dem Krieg am 31. März 1946 seien 1289 
Widerstandskämpfer ermordet, 6 671 
verwundet, 31 632 gefoltert, 84931 arre¬ 
tiert, 8 624 eingesperrt worden. 677 Bü¬ 
ros von Widerstandsorganisationen seien 
angegriffen, 165 weibliche Mitglieder der 
EAM entführt worden. Wie schon bei an¬ 
deren Gelegenheiten hält die KKE das 
Abkommen von Varkiza für einen gro¬ 
ben Fehler. Im Nachwort der Memoiren 
des Generals Sarafis wertete Chr. Geor- 
giades 1963 den Vertrag als „ein unver¬ 
zeihliches Nachgeben gegenüber den 
englischen Imperialisten und der grie¬ 
chischen Reaktion“. 

Zu dieser Ansicht war auch die Füh¬ 
rung der KKE im Verlauf des Jahres 1945 
gekommen. Die Führung der Partei hat¬ 
te inzwischen wieder Nikos Zachariadis 
übernommen, nachdem er aus dem KZ 
Dachau befreit worden war. Angesichts 
der immer noch intakten Strukturen der 
Widerstandskräfte und des Rückhaltes in 
der griechischen Bevölkerung entschloss 
man sich 1946 zur Aufnahme des bewaff¬ 
neten Kampfes, der allerdings 1949 mit 
der umfassenden Niederlage endete. 
Zehntausende mussten die griechische 
Heimat auf Jahrzehnte verlassen. 

Die Niederlage war auch Ergebnis 
der umfassenden Unterstützung der 
bürgerlich-reaktionären Kräfte Grie¬ 
chenlands durch die britische und die 
US-Regierung. Dies verweist darauf, 
dass der griechische Bürgerkrieg und 
auch das Abkommen von Varkiza nicht 
nur vor dem Hintergrund des nationalen 
Kräfteverhältnisses, sondern vor allem 
im Zusammenhang mit dem Ausgang 
des Zweiten Weltkrieges und dem He¬ 
raufziehen des Kalten Krieges beurteilt 
werden müssen. 

Die Nachkriegsordnung in Europa 
wurde bekanntermaßen auf den Kon¬ 
ferenzen in Teheran, Jalta und Potsdam 
von den drei Alliierten entschieden. Dort 


gierungen üblich und werden deshalb 
auch nicht geahndet. Praktischer weise 
sind auch Legislative und Judikative den 
Reichen fest und treu verbunden. Zum 
Draufhauen, Verurteilen und ins Elend 
stoßen bleibt Land für Land genug. 

Mittwoch 

EU-Währungskommissar Pierre Mosco- 
vici hilft, wo er kann. Nur lassen muss 
man ihn. Genau darauf hat die Regie¬ 
rung Tsipras nun gepfiffen, als sie die Be¬ 
kämpfung der Armut in Griechenland 
beschlossen hat. Mittellose Griechen be¬ 
kommen unentgeltlich Strom und Es¬ 
sensmarken. Säumige Schuldner können 
in bis zu 100 Raten ihre Schulden an den 
Staat begleichen. 200 Mio. Euro soll das 
kosten. 

Pierre Moscovici ist nun sauer. Denn 
keiner hat ihn vorher gefragt. Vielleicht 
hätte er ja zugestimmt, aber fragen, bit¬ 
teschön, fragen muss ihn der souveräne 
griechische Ministerpräsident schon. So 
höflich muss man schon sein. 

Als Herr Moscovici noch franzö¬ 
sischer Wirtschaftsminister war, hat er 
auch gefragt, den Herrn Schäuble näm¬ 
lich, ob der französische Staat bitte, bitte 
noch etwas Zeit zur Haushalts Sanierung 
bekommt. Da ging es allerdings eher um 
200 Milliarden als Millionen. Und siehe 
da, unter seinen 1 000 Neins, Nons, No ( s 
usw. hat Schäuble doch noch das Täfel¬ 
chen mit dem Oui darauf gefunden. 
Vielleicht sind die Griechen gut beraten 
ihm bei der nächsten Verhandlungsrun¬ 
de einfach mal das Täfelchen mit dem ne, 
ne unterzuschieben. Was auf Griechisch 
bekanntlich Ja, Ja bedeutet. Auch wenn 
Wolfgang das Gegenteil denken mag. 

Adi Reiher 


wurde auch der bereits eingetretene Ver¬ 
lust des Weltmachtstatus Großbritanni¬ 
ens zu Protokoll gegeben. 

Umso wütender und substantieller 
war das Festhalten der britischen Regie¬ 
rung am Einfluss in Griechenland, der 
wesentlich für die Sicherung des Seewe¬ 
ges in den Nahen Osten zu den arabi¬ 
schen Ölfeldern war. Das spätere Eintre¬ 
ten der USA als „Schutzmacht“ erklärt 
sich aus dem gleichen Interesse. 

Eine umfassende Beurteilung der Po¬ 
litik des sowjetischen Alliierten bleibt 
schwierig. Sie war nicht immer gerad¬ 
linig. Vor dem Beginn des griechischen 
Bürgerkrieges scheint es jedoch ein ein¬ 
deutiges Signal aus Moskau gegeben zu 
haben. 

Im Februar 1946 war eine hochran¬ 
gige Delegation der KKE in der Sowjet¬ 
union. Deren Leiter Partsalidis deutete in 
den Gesprächen an, dass man auf einen 
Bürgerkrieg zusteuere und möglicher¬ 
weise die Wahlen im März boykottieren 
wolle. Sein Verhandlungspartner Petrov, 
im ZK der KPDSU verantwortlich für 
die internationalen Beziehungen und 
Vertrauter des Außenministers Molotow, 
soll zur Teilnahme an den Wahlen und zur 
Beibehaltung eines friedlichen Weges ge¬ 
raten haben. Die KKE unter Zachariades 
folgte dem bekanntlich nicht. 

Eine abschließende Bewertung des 
Abkommens von Varkiza und des grie¬ 
chischen Bürgerkrieges fällt auch des¬ 
wegen schwer, weil die Entwicklung vor 
dem rasch wechselnden Hintergrund des 
Zweiten Weltkrieges ablief und starke 
imperialistische Interessen im Spiel wa¬ 
ren. Die Lage der KKE war schwierig. 
Ihre Politik war aus heutiger Sicht nicht 
immer konsequent - wie konnte sie es 
auch sein. Noch waren z.B. die Englän¬ 
der treue Alliierte im Kampf gegen den 
deutschen Faschismus. 

Wichtiger als eine eindeutige Be¬ 
urteilung oder sogar Verurteilung der 
ein oder anderen Linie ist heute die 
Erkenntnis, dass griechische Kommu¬ 
nisten im Bündnis mit Sozialisten und 
Demokraten einst über 90 Prozent der 
griechischen Bevölkerung hinter sich 
hatten - im Kampf gegen den deutschen 
Faschismus. 

AR 


Hamburg soll 2024 Olympiastadt wer¬ 
den. Dafür soll geworben, umgesiedelt 
und neu gebaut werden: Arenen, das 
olympische Dorf, Hotels etc. Die Kosten 
dafür dürften sich auf zweistellige Milli¬ 
ardenbeträge belaufen. Für ein fragwür¬ 
diges Mega-Event, für einen Zeitraum 
von gerade einmal 16 Tagen. Danach 
bleiben die Stadien leer und das Dorf 
verwaist. Oder müssen für teures Geld 
weiter bewirtschaftet werden. „Die 
Linke“ bezeichnet dieses Ansinnen als 
„irrwitzig“ und kündigte Widerstand an. 
Die Initiative (N) Olympia startete eine 
Petition dagegen. Die Naturschutzorga¬ 
nisationen BUND und NABU warnen 
zudem vor unabschätzbaren ökologi¬ 
schen Folgen. 

Der Deutsche Olympische Sportbund 
(DOSB) möchte sich als Gastgeber für 
die Olympischen Spiele 2024 bewer¬ 
ben. Als Austragungsorte kamen zu¬ 
nächst Berlin oder Hamburg infrage. 
Diese Entscheidung ist nun gefallen. In 
der vergangenen Woche gab die Orga¬ 
nisation der Hansestadt den Zuschlag. 
Berlin als möglicher Austragungsort ist 
damit vom Tisch, sofern die Hamburge- 
rinnen und Hamburger im Herbst bei 
einem Volksentscheid ihr Votum dafür 
abgeben. Die letztendliche Entschei¬ 
dung liegt indes beim Internationalen 
Olympischen Komitee, das darüber 2017 
befinden wird. Außer Hamburg werden 
Rom, Paris, Istanbul und Boston als wei¬ 
tere Bewerberstädte genannt. 

Hamburg hat sich 2003 schon einmal um 
die Austragung der Olympischen Spiele 
2012 bemüht. Dieser Versuch war zwar 
bekanntermaßen vergeblich - aber kost¬ 
spielig: mehr als 10 Mio. Euro wurden 
für die Werbekampagne verpulvert. Für 
die Bewerbung für 2024 wurden schon 
jetzt mehr als eine halbe Million Euro 
aus Steuereinnahmen ausgegeben. Al¬ 
lein die Bewerbungskosten, also die 
Ausgaben in die PR-Kampagne, die das 
IOC überzeugen soll, werden laut „Die 
Linke“ auf zirka 50 Mio. Euro geschätzt. 
Könnte Hamburg sich als Austragungs¬ 
ort durchsetzen, kämen Kosten in 
schwindelerregender Höhe auf die Han¬ 
sestadt zu. So müssten beispielsweise die 
Hafenbetriebe umgesiedelt werden, die 
jetzt auf dem Areal angesiedelt sind, 
auf dem das Olympische Dorf und das 
Olympiastadion errichtet werden sollen. 
Das wäre mit Kosten von etwa 5 Milliar¬ 
den Euro verbunden, die aus Steuergel¬ 
dern finanziert werden müssten. 
Zudem kämen umfangreiche Umbau¬ 
maßnahmen hinzu, die weite Teile des 
Hafens für Jahre zur Baustelle machen 
würden. Da stellt sich nicht nur die Fra¬ 
ge nach der Finanzierung, sondern auch: 


Wohin mit den kleinen 
Betrieben, die jetzt in 
dem fraglichen Are¬ 
al angesiedelt sind? 

Das alarmiert auch 
N aturschutzverbände 
wie den BUND oder 
NABU. Sie fürchten, 
dass dafür Naturge¬ 
biet versiegelt werden wird. 

Politik und Wirtschaft in der Hansestadt 
kriegen sich vor lauter Olympia-Begeis¬ 
terung gar nicht wieder ein, seitdem 
Berlin als Konkurrentin ausgestochen 
wurde. Diese Begeisterung schwapp¬ 
te auch nach Schleswig-Holstein über: 
Städte wie Kiel oder Lübeck wollen sich 
als Nebenstandorte bewerben. Doch 
auch da regt sich Widerstand, denn die 
Stadtsäckel im nördlichsten Bundesland 
sind genauso leer wie die der Elbmetro¬ 
pole. 

Da engagierte sich zwar u.a. die Familie 
Otto finanziell bei der Werbekampag¬ 
ne. Das allerdings nicht ganz ohne Hin¬ 
tergedanken, denn Otto-Tochterfirma 
ECE-Projektmanagement GmbH & Co. 
dürfte bei möglichen Olympia-Bauauf¬ 
trägen sicher nicht leer ausgehen. ECE 
ist spezialisiert auf die Errichtung von 
Großprojekten, u.a. das Axel-Springer- 
Haus Berlin, die Potsdamer-Platz-Ar- 
kaden, die BMW Welt München, das 
Olympia-Einkaufszentrum München, 
Fraport und den Messeturm in Frank¬ 
furt/Main, das HSV-Trainingszentrum 
und das Studio Hamburg, nur, um ein 
paar zu nennen. 


Nicht umsonst wurde an dem der ECE- 
Europazentrale gegenüberliegenden 
Alstertal-Einkaufszentrum (AEZ) wo¬ 
chenlang großflächig für Olympia gewor¬ 
ben. Das ebenfalls von ECE errichtete 
AEZ vereint 240 Shops auf knapp 60 000 
qm Verkaufsfläche, verteilt auf vier Ebe¬ 
nen. Eine solche Mega-Shopping-Mall 
wäre nur von Olympia als Prestigepro¬ 
jekt für die Otto-Tochter zu toppen. 
Doch egal, ob Hamburg, Rom, Paris, 
Istanbul oder Boston, die Konsequen¬ 
zen sind immer die gleichen: Die Zeche 
zahlt die einfache Bevölkerung, für die 
es nicht einmal zum kostenlosen Frei¬ 
bad oder der Reparatur von Schulturn¬ 
hallen, Kita-Plätzen oder angemesse¬ 
ner Bezahlung von Pflegekräften reicht, 
durch Wohnraumverdrängung und 
Mietpreissteigerung, Anstieg von Pro¬ 
stitution, Menschenhandel und Gewalt. 
Internationale und einige wenige loka¬ 
le Größen aus Wirtschaft, Politik und 
Prominenz werden feiern und sich fei¬ 
ern lassen. Internationale Konzerne und 
einige wenige lokale Unternehmen wer¬ 
den den großen Reibach machen. Sport 
ist dabei völlige Nebensache ... 

Birgit Gärtner 


Der rote Kanal 


arte-Themenabend: Fleischl 

Seit Mitte der 90er Jahre werden Teile 
Europas von einem geheimnisvollen 
Tiersterben heimgesucht. Und: Auch 
Landwirte erkranken. Wissenschaftler 
stehen lange vor einem Rätsel, bis man 
in den Tieren hohe Mengen des Pes¬ 
tizids Glyphosat findet. Allein in der 
europäischen Landwirtschaft werden 
jährlich Millionen Liter solcher Pesti¬ 
zide eingesetzt. Diese Zusammenhän¬ 
ge werden im Film „Tote Tiere - Kran¬ 
ke Menschen“ untersucht. 

„Wege des Fleisches“ beschäftigt sich 
damit, wie seine die Herkunft ver¬ 
schleiert wird. In einer Discounter-Pa¬ 
ckung gemischtes Hackfleisch finden 
sich Anteile von 150 Schweinen und 
60 Rindern. 

Di., 31.3., 20.15-22.15 Uhr, arte 

Nackt unter Wölfen, D 2015 

Wenn nicht - nach den Vorberichten - 
alles täuscht, handelt es sich bei dieser 


Neuverfilmung von Bruno Apitz 4 Ro¬ 
man um den Versuch, den Widerstand 
der Buchenwald-Häftlinge zu relati¬ 
vieren. Schaun wer mal. 

Mi., 1.4., 20.15-22.00 Uhr, ard 

Buchenwald 

Für diese Dokumentation dürfte das 
gleiche gelten wie für den Film davor. 

Mi., 1.4., 22.00-22.30 Uhr, ard 

Mein Mann war Nummer 57, D 2015 

Peter Kloeppel, das Nachrichtenge¬ 
sicht des Unterhaltungssenders RTL, 
versucht sich an d e m deutschen Rüs¬ 
tungsskandal - den Abstürzen von 262 
Kampfflugzeugen des Typs Starfigh¬ 
ter F 104. Im Zentrum der Ereignisse 
Franz-Josef Strauß - wer sonst. 

Do., 2.4., 22.45-0.00 Uhr, rtl 


Das Abkommen von Varkiza 

Griechenland Februar 1945, Teil 6 und Schluss 













